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EDITORIAL/115: Liebe Leserin, lieber Leser (SB)





Wochendruckausgabe 115 der Elektronischen Zeitung Schattenblick zum
08.12.2018
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Liebe Leserin, lieber Leser,

mit der 115. Ausgabe vom 08.12.2018 werden wir das regelmäßige
Erscheinen unserer Schattenblick-Wochendruckausgabe als Printprodukt
anläßlich der Fest- und Brückentage und, davon nicht zu trennen, der
Urlaubszeiten für genau fünf Wochen unterbrechen.

Am Samstag, den 19.01.2019, können Sie wieder die fortlaufende
Zusendung der Wochendruckausgabe des Schattenblicks wie gewohnt
erwarten. Selbstverständlich werden in der Zwischenzeit dennoch alle
damit verbundenen Beiträge auf dem Portal der Online-Tageszeitung
Schattenblick ohne jede Unterbrechung im vertraut täglichen Rhythmus
zu finden sein.

Bleibt noch, Ihnen und uns eine erholsame Zeit, ganz besonders in
diesen Tagen der Feste und Resturlaube, zu wünschen.

Ihre Schattenblick-Redaktion


7. Dezember 2018
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INFOPOOL / UMWELT / TICKER





WALD/378: Hambacher Forst - unversöhnlich ... (Michael Zobel)


Hambacher Wald - der nächste Großeinsatz?

von Michael Zobel, 7. Januar 2019



Liebe Mitmenschen, liebe Menschen von der Presse, liebe WaldschützerInnen,

am Tag nach dem Januar-Waldspaziergang im Hambacher Wald mit knapp 500
TeilnehmerInnen ist es mir ein Bedürfnis, einen erneuten Appell in die
Welt zu schicken. An alle Beteiligten, aber vor Allem an die
Entscheidungsträger, an Menschen, die in den kommenden Tagen an den
Schalthebeln sitzen, an Menschen, die eine große Maschinerie noch
aufhalten können.

Und ich appelliere an die Presse, an Kameraleute, an Fotgrafen, an alle
denkbaren Zeugen, kommen Sie in den Hambacher Wald, dokumentieren Sie,
was dort in den kommenden Tagen passiert, stellen Sie Fragen, schicken
Sie die Berichte und Bilder in die Welt.

Danke, Michael Zobel, Naturführer und Waldpädagoge aus Aachen




Guten Tag zusammen,

soll der ganze Wahnsinn jetzt schon wieder von vorne losgehen?

Wenn die Informationen aus gewöhnlich zuverlässigen Quellen stimmen,
steht der nächste Großeinsatz der Polizei im Hambacher Wald unmittelbar
bevor.

Wieder sollen Barrikaden geräumt und "waldfremde Gegenstände" aus dem
Wald entfernt werden. Dann heißt es wieder " die Polizei schützt die
Arbeiten von RWE im Rahmen der Verkehrssicherungspflicht". Es gibt die
Verkehrssicherungspflicht in dieser Form nicht, trotzdem wird das
Stichwort immer wieder hervorgeholt, um die weitere Zerstörung, weitere
Rodungen, den Ausbau von Wegen, das Beseitigen von Totholz, das Schaffen
von unumkehrbaren Fakten usw. zu begründen.

Es wird erneut ein großer Einsatz, erneut eine völlig sinnfreie
Vergeudung von Steuergeldern.

Was wird denn gewonnen? In der nächsten Woche treffen sich die
Bundeskanzlerin und die Ministerpräsidenten der Kohleländer. Auch im
Januar findet die vorerst letzte Sitzung der Kohlekommission statt.
Anfang Februar sollen die Empfehlungen der Kommission vorgelegt werden.
Und im März urteilt das Verwaltungsgericht Köln über diverse Klagen des
BUND. All das könnte ein vorzeitiges Ende des Tagebaus Hambach und den
endgültigen Erhalt des Hambacher Waldes zur Folge haben.

Warum kann man im Düsseldorfer Innenministerium nicht wenigstens diese
richtungsweisenden Entscheidungen abwarten? Warum wird die Polizei
wieder in einen Einsatz geschickt, der nicht ein einziges Problem lösen
wird? Baumhäuser können geräumt werden, kein Problem, die Technik ist
da, die Einheiten sind da, Erfahrung ist vorhanden.

Aber die Menschen werden bleiben oder wiederkommen, die
Anti-Braunkohle-Bewegung wir weiter wachsen. Immer mehr Menschen nehmen
das Handeln selber in die Hand. Vielleicht waren die beeindruckenden
Demonstrationen des vergangenen Jahres nur ein kleiner Vorgeschmack auf
das, was uns in diesem Jahr bevorsteht.

Widerstand in den Dörfern rund um die Tagebaue, Streiks an Schulen und
Universitäten, die Verfassungsklage in Karlsruhe, das sind nur ein paar
Beispiele dafür, dass immer mehr Menschen nicht länger tatenlos zusehen
wollen, wie Teile unserer Lebensgrundlagen einer völlig veralteteten
Technik und den Profitinteressen eines Konzerns geopfert werden, auf
Kosten kommender Generationen, auf Kosten von Menschen weltweit.

Herr Reul, Herr Laschet, Frau Merkel, halten Sie inne, sorgen Sie für
die lange überfällige Lösung eines gesamtgesellschaftlichen Konflikts!

Helfen Sie mit bei der Befriedung einer ganzen Region, helfen Sie mit,
tragfähige Perspektiven für die Menschen im Rheinischen Revier zu
entwickeln, stoppen Sie die unsinnigen Räumungen und Rodungen im
Hambacher Wald. Viele Menschen mit ihren Kindern und Enkeln hier und
weit darüber hinaus werden Ihnen dankbar dafür sein.

Mit immer noch hoffnungsvollen Grüßen aus Aachen,

Michael Zobel

 * 

Quelle:

Michael Zobel, 7. Januar 2019

Naturführer und Waldpädagoge

E-Mail: info@zobel-natur.de

Internet: www.naturfuehrung.com
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INFOPOOL / BÜRGER/GESELLSCHAFT / AMNESTY INTERNATIONAL





NAHOST/237: Ägypten - Amal Fathy erneut schuldig gesprochen


Amnesty International - 7. Januar 2019

Amal Fathy erneut schuldig gesprochen



Die Justizfarce gegen die ägyptische Frauenrechtlerin Amal Fathy geht
weiter: Nachdem ein Gericht ihre Freilassung angeordnet hatte, bestätigte
ein anderes Gericht im zweiten, gegen Amal Fathy laufenden Verfahren eine
zweijährige Haftstrafe. Nur wenige Tage, nachdem sie endlich nach Hause
zurückkehren konnte, droht ihr damit wieder die Verhaftung.

Amal Fathy konnte am 27. Dezember 2018 das Gefängnis verlassen, nachdem ein
Gericht in Kairo ihre Entlassung aus der Untersuchungshaft angeordnet
hatte. Sie darf ihr Haus jedoch außer für medizinische Behandlungen nicht
verlassen, und muss sich wöchentlich bei der Polizei melden.

Nur wenige Tage später bestätigte jedoch ein anderes Kairoer Gericht im
zweiten, gegen Amal Fathy laufenden Verfahren den Schuldspruch und damit
die Verurteilung zu zwei Jahren Haft. Die Vollstreckung des Urteils war
bisher nach Bezahlung einer Kaution ausgesetzt gewesen. Nur wenige Tage,
nachdem Amal Fathy erstmals nach acht Monaten im Gefängnis wieder nach
Hause zu ihrem Ehemann und ihrem Kind zurückkehren konnte, kann sie damit
jederzeit wieder in Haft genommen werden.

Beide gegen Amal Fathy laufenden Verfahren gehen einzig darauf zurück, dass
die Frauenrechtsverteidigerin über soziale Medien von ihren Erfahrungen
sexueller Gewalt im öffentlichen Raum berichtet und die Untätigkeit der
ägyptischen Regierung kritisiert hatte. Mit dem jüngsten Urteil und der
ganzen Justizfarce gegen Amal Fathy demonstriert das ägyptische Regime,
dass jegliches eigenständige zivilgesellschaftliche Engagement in Ägypten
unerwünscht ist.

 * 

Quelle:

Mitteilung vom 7. Januar 2019

https://www.amnesty.de/informieren/aktuell/aegypten-amal-fathy-erneut-schuldig-gesprochen

Amnesty International, Sektion der Bundesrepublik Deutschland e.V.

Kampagnen und Kommunikation

Zinnowitzer Straße 8, 10115 Berlin

Telefon: 030/42 02 48-306, Fax: 030/42 02 48 - 330

E-Mail: presse@amnesty.de

Internet: www.amnesty.de
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INFOPOOL / BÜRGER/GESELLSCHAFT / VERANSTALTUNGEN





VORTRAG/200: Oldenburg - Vortrag zum Friedenspotenzial der Religionen, 14.01.2019


Carl von Ossietzky Universität Oldenburg

Vortrag zum Friedenspotenzial der Religionen



Oldenburg. In Deutschland leben Menschen vieler verschiedener
Religionsgemeinschaften zusammen. Wie die Religionen zum friedlichen
Miteinander beitragen können, berichtet der Theologe Prof. Dr.
Wolfgang Reinbold von der Universität Göttingen am Montag, 14. Januar,
um 19.30 Uhr in der Oldenburger Synagoge (Leo-Trepp-Str. 17). Der
Vortrag führt die Reihe "Das Friedenspotenzial der drei
monotheistischen Religionen" fort, die die Arbeitsstelle
"Interkulturelle Jüdische Studien" der Universität Oldenburg gemeinsam
mit dem Leo-Trepp-Lehrhaus der Jüdischen Gemeinde zu Oldenburg
ausrichtet.

Reinbold, Pastor der Evangelisch-lutherischen Landeskirche Hannovers,
befasst sich in seinem Vortrag unter anderem mit der Frage, ob es
Strukturen gibt, die Verknüpfungen zwischen den verschiedenen
Religionen herstellen und somit deren friedensbildende Kraft fördern.
Der Theologe beschreibt die zunehmende religiöse Vielfalt in
Niedersachsen und skizziert Modelle, die er für zukunftsweisend hält.
Reinbold ist erster Vorsitzender des Vereins "Haus der Religionen -
Zentrum für interreligiöse und interkulturelle Bildung e.V." und
Gründungsmitglied des Rates der Religionen Hannover.

Weblinks

uol.de/js

www.jg-ol.de/leo-trepp-lehrhaus/

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 005/19 vom 7. Januar 2019

Pressedienst der Carl von Ossietzky Universität Oldenburg

Presse & Kommunikation

26111 Oldenburg

Tel: 0441 / 7 98 - 54 46, Fax: 0441 / 7 98 - 55 45

E-Mail: presse@uni-oldenburg.de

Internet: www.uni-oldenburg.de
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INFOPOOL / DIENSTE / WETTER





AUSSICHTEN/8513: Und morgen, den 9. Januar 2019 (SB)


+++ Vorhersage für den 09.01.2019 bis zum 10.01.2019 +++






[image: Jean-Luc 8513 Wetterfrosch - © 2019 by Schattenblick]






Kälter wird es immer mehr,

Regenschnee und Nieselfies,

schlafen, träumen fällt nicht schwer,

Jean, der Frosch, im Paradies.
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INFOPOOL / EUROPOOL / POLITIK





ITALIEN/253: Bürgermeister weigern sich, migrantenfeindliches Sicherheitsgesetz anzuwenden (Gerhard Feldbauer)


Bürgermeister Italiens weigern sich, Migrantenfeindliches Sicherheitsgesetz anzuwenden

Breite Solidarität zu aktivem Widerstand

von Gerhard Feldbauer, 8. Januar 2019



Laut der Nachrichtenagentur ANSA weigern sich zahlreiche
Bürgermeister das von Innenminister und Vizepremier, Lega-Chef Matteo
Salvini, eingebrachte Migrantenfeindliche und gegen die Verfassung
verstoßende "Sicherheitsgesetz" anzuwenden. Zu ihnen gehören bekannte
Linke wie Leoluca Orlando von Palermo, Luigi de Magistris von Neapel
und Giuseppe Sala von Mailand. Es gehe nicht nur um die Haltung zu
Migranten oder die Öffnung der Häfen für Schiffe mit Flüchtlingen,
sondern um "die Bürger- und Menschenrechte für alle", verbreitete
Orlando auf Facebook. Der Innenmister beziehe eine "umstürzlerische
Position", die von einem "kulturellen Verfall" zeuge. "Heute beginnt
es mit den Migranten und morgen folgen die anderen." Mit Bezug auf die
faschistische Vergangenheit sagte Orlando, "solche Regimes haben in
der Geschichte schon immer mit unmenschlichen Rassengesetzen
angefangen, die als Sicherheitsgesetze getarnt wurden". Er kündigte
an, gerichtlich gegen das Gesetz vorzugehen. Auch von der Basis der
Fünf-Sterne-Partei (M5S), von der bereits bei der Abstimmung über das
Gesetz mehrere Abgeordnete und Senatoren es abgelehnt hatten, gingen
Proteste aus.

Auslöser war, dass das Gesetz noch vor den Weihnachtsfeiertagen mit
beispielloser Brutalität gegen Flüchtlinge in Süditalien angewandt und
dort etwa 39.000 Asylsuchende aus "Aufnahmezentren" vertrieben und auf
die Straße gesetzt wurden. Die Gemeinden wurden angewiesen, für
Flüchtlinge auch keine Kosten mehr zu übernehmen. Das bisher aus
humanitären Gründen gewährte Aufenthaltsrecht wurde ihnen damit
entzogen. Hinzu kam, dass Salvini wiederum zwei Schiffen der
Organisationen Sea-Watch und Sea-Eye, die seit zwei Wochen mit 49
Flüchtlingen an Bord im Mittelmeer kreuzten, das Anlaufen
italienischer Häfen verbot. Die Kapitäne bezeichnete er als "Komplizen
von Schmugglern, Menschen- und Drogenhändlern".

Mit den Aktionen der Bürgermeister geht die Opposition gegen den
faschistoid-rassistischen Kurs des Lega-Ministers, der mit dem Gesetz
den Boden für die Vertreibung von fast einer halben Million Migranten,
die er als "Illegale" bezeichnet, aus Italien bereiten will, von
Protesten zum aktiven Widerstand über. Eröffnet wurde die Kampagne
durch den Präsidenten der Regionalregierung der Toscana, Enrico Rossi,
der erklärte, sich nicht "an Menschenrechtsverletzungen mitschuldig zu
machen, die zur italienischen Verfassung im eklatanten Widerspruch
stehen". Der unabhängige Linke, der früher der Demokratischen Partei
(PD) angehörte, hat in seiner Region ein Gesetz vorgelegt, um
denjenigen zu helfen, denen der humanitäre Schutzstatus aberkannt
wurde. Wie ANSA am Montag berichtet, haben auch die
Regierungschefs der Emilia-Romagna und des Piemont Schritte gegen das
Gesetz angekündigt.

Salvini bekräftigte seinen verfassungsfeindlichen Kurs. "Ich werde
nicht aufgeben", zitierte ihn ANSA mit der Aufforderung an die
betreffenden Bürgermeister, "ihren Job zu machen oder zurückzutreten,
wenn sie anderer Meinung sind". Er nannte die gewählten Repräsentanten
der Gemeinden "Verräter" und "Illegale" und drohte seinerseits, mit
allen Konsequenzen mit gerichtlichen Schritten "gegen alle, die dieses
Gesetz verletzen" vorzugehen. Vize-Premier Luigi Di Maio von M5S
schloss sich der Hetze an und diffamierte die "ungehorsamen"
Gemeinde-Vorsteher als "Taliban-Bürgermeister". Die typisch
faschistische Reaktion des Rassisten-"Duce" verstärkte die Proteste.

Vom kommunistischen Online Portal Contropiano über die
antikapitalistische Potere al Popolo (PaP) und die Linkspartei Freie
und Gleiche (LeU) bis zur linksliberalen römischen La
Repubblica wurden die Bürgermeister solidarisch unterstützt. Die
PaP-Sprecherin Viola Carafalo appellierte, den Flüchtlingen alle
erforderliche humanitäre Hilfe zu gewähren. Von besonderer Bedeutung
ist, dass sich der Nationale Verband der italienischen Gemeinden
(ANCI) mit dem "zivilen Ungehorsam" der Bürgermeister solidarisierte.
Die Vorsitzende, Carla Nespoli, forderte den Innenminister auf, "die
Autonomie der Gemeinden zu respektieren". Die Bürgermeister rief sie
auf, den diese Autonomie und "die humanitären Menschenrechte
verletzenden Artikel 13 des Gesetzes nicht anzuerkennen".

 * 
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VORTRAG/781: Hanau - "Der Versailler Vertrag", 23.01.2019


Stadt Hanau

"Der Versailler Vertrag" 

Vortrag von Prof. Dr. Berthold Meyer am Mittwoch, 23. Januar 2019



Im Rahmen der Sonderausstellung "Hanau in feldgrauer Zeit -
Zusammenbruch und Revolution 1918" - eine Kooperation der Museen Hanau
mit dem Hanauer Geschichtsverein 1844 e.V. - findet am Mittwoch, 23.
Januar 2019 um 19 Uhr ein Vortrag mit Prof. Dr. Berthold Meyer über
den Versailler Vertrag im Historischen Museum Hanau Schloss
Philippsruhe statt.

Nach dem Waffenstillstand vom 9. November 1918 dauerte es ein halbes
Jahr, bis die Alliierten Siegermächte in Versailles Deutschland einen
Friedensvertrag zur Unterschrift vorlegen konnten. Sie hatten sich
erst einmal über ihre unterschiedlichen Interessen verständigen
müssen. Weshalb gab es danach keinen tragfähigen Frieden? Lag dies an
den harten Bedingungen, welche die Sieger den Besiegten auferlegten
und insbesondere in Deutschland revanchistischen Kräften Auftrieb
bescherten? War es das, was innerhalb von zwei Jahrzehnten geradewegs
in die Katastrophe des Zweiten Weltkrieges führte? Oder verhinderte
der seit dem 19. Jahrhundert in ganz Europa verbreitete Nationalismus
trotz der Kriegserfahrungen von 1914-18 ein tatsächliches Umdenken in
Richtung "Zusammenarbeit unter den Nationen und Gewährleistung des
internationalen Friedens und der internationalen Sicherheit", wie sie
der zugleich gegründete Völkerbund fördern sollte? Prof. Meyer
versucht Antworten auf diese Fragen zu geben.

Die Veranstaltung ist kostenfrei und kann ohne Anmeldung besucht
werden. Besucherinnen und Besucher sind eingeladen an diesem
Mittwochabend eine Stunde länger als gewöhnlich im Historischen Museum
zu bleiben und sich zuvor die Sonderausstellung anzuschauen, die noch
bis zum 27. Januar 2019 in den Galerieräumen von Schloss Philippsruhe
präsentiert wird.

Historisches Museum Hanau Schloss Philippsruhe

Philippsruher Allee 45, 63454 Hanau

Telefon: 06181 / 295 1718

E-Mail: museen@hanau.de

www.museen-hanau.de

 * 
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HEINRICH BÖLL STIFTUNG/431: Iran-Report Nr. 1 - Januar 2019


Iran-Report der Heinrich-Böll-Stiftung - Nr. 1 - Januar 2019

Eine Zusammenfassung aktueller Ereignisse im Iran

von Bahman Nirumand



Iran steht an einem Scheideweg. Nach dem Austritt der USA und der
Wiedereinführung von Wirtschaftssanktionen droht das Atomabkommen zu
scheitern. Der erhoffte wirtschaftliche Aufschwung, die Öffnung nach
außen und vor allem auch die Liberalisierung der theokratischen
Staatsordnung sind in weite Ferne gerückt. Über den Kurs des Landes,
auch über die Rolle Irans in der Region, ist sich die Staatsführung
nicht einig. Wie der Machtkampf, der schon seit geraumer Zeit
zwischen Konservativen und Reformern tobt, ausgehen wird, ist
ungewiss. Der Iran-Report wertet Nachrichten verschiedener Quellen
aus. Auch um die von den Mächtigen in Iran verfügten Behinderungen
und Einschränkungen der journalistischen Arbeit auszugleichen. Der
Iran-Report produziert keine Schlagzeilen, sondern er erhellt die
Meldungen, das Nichtgesagte dahinter.


INNENPOLITIK

• Misstrauensantrag gegen Sarif gescheitert

• Gesundheitsminister zurückgetreten 

• Harte Urteile gegen Regimekritiker 

• Geheimdienstminister warnt vor Einheit der Opposition im Ausland 

• Sayyadi infolge von Hungerstreik im Gefängnis gestorben 

• Rohani: Iran besitzt die freiesten Universitäten der Welt 

• Protest gegen Diskriminierung der Bahais in Iran 

• Teheran durch Absinken gefährdet 

• Minister verlangt Freigabe von Twitter 

• Instagram soll gesperrt werden 

• Sadegh Laridschani zum Vorsitzenden des Schlichtungsrats ernannt


MISSTRAUENSANTRAG GEGEN SARIF GESCHEITERT

Der Parlamentsabgeordnete Aliresa Rahimi, Mitglied des
Parlamentspräsidiums, sagte am 5. Dezember der Agentur Isna, der
Misstrauensantrag gegen Außenminister Mohammad Dschawad Sarif habe im
Parlament nicht behandelt werden können, weil die Zahl der
Antragsteller nicht ausreichend gewesen sei. Einige Abgeordnete, die
den Antrag mitunterzeichnet hatten, hätten ihre Unterschrift
zurückgezogen.

Laut Satzung des Parlaments muss ein Misstrauensantrag gegen einen
Minister von mindestens zehn Abgeordneten unterzeichnet sein.

Der Antrag war eine Woche zuvor eingereicht worden, nachdem Sarif
erklärte hatte, Geldwäsche sei in Iran weit verbreitet. Dagegen gab
es vor allem seitens der Konservativen heftige Proteste. Justizchef
Sadegh Laridschani sagte dazu, Sarif habe mit seiner Behauptung
"einen Dolch in das Herz der Islamischen Republik gestoßen". Er
warnte die Verantwortlichen des Staates, "zweideutige Äußerungen" zu
machen, die von den Feinden der Islamischen Republik gegen das Land
verwendet werden könnten. Doch Sarif beharrte auf seiner Aussage. Er
habe lediglich auf eine Tatsache hingewiesen, sagte er.

Hintergrund des Streits ist die Diskussion über den Beitritt Irans
zum Antiterrorfinanzierungspakt CFT (Combating the Financing of
Terrorism), der zu den Bedingungen gehört, die die Arbeitsgruppe für
finanzielle Maßnahmen gegen Geldwäsche FATF (Financial Action Task
Force Money Laundering) stellt, um Iran von ihrer schwarzen Liste zu
streichen. Die Gegner des Beitritts, vorwiegend Hardliner und
Konservative, befürchten, dass Iran mit dem Beitritt nicht mehr
Organisationen wie die libanesische Hisbollah unterstützen könnte,
weil solche Organisationen von der CFT als terroristisch eingestuft
werden. Zudem ließen sich die Sanktionen nicht mehr wie bisher
umgehen, weil der CFT finanzielle Transaktionen der Mitgliedstaaten
kontrolliert.

Präsident Rohani, der den Beitritt durchsetzen möchte, sagte am 10.
Dezember, ohne den Beitritt werde die iranische Wirtschaft um mehr
als 20 Prozent belastet. "Irgendjemand agitiert gegen den Beitritt
und behauptet, wenn wir beitreten würden, ginge der Islam verloren.
Es wäre gut, wenn er den Islam kennen würde, dann könnte er kaum so
etwas behaupten", sagte Rohani.


GESUNDHEITSMINISTER ZURÜCKGETRETEN

Nach tagelangem Zögern stimmte Präsident Hassan Rohani am 3. Januar
dem Rücktrittsgesuch des Gesundheitsministers Ghasisadeh Haschemi zu.
Die Leitung des Ministeriums übernimmt Said Namaki, der bislang
stellvertretender Leiter des Amtes für Planung und Haushalt war. Er
ist wie Haschemi Mediziner und lehrt nebenbei an der Schahid
Beheschti Universität in Teheran.

Tagelang kursierten unterschiedliche Gerüchte über den Rücktritt des
Gesundheitsministers. Der Abgeordnete Elias Hasrati schrieb auf
Twitter, Haschemi sei wegen der drastischen Kürzung seines Haushalts
zurückgetreten. Demgegenüber erklärte der Abgeordnete Ali Nobacht,
Mitglied des Gesundheitsausschusses, der Haushalt des Ministeriums
sei um zehn Prozent aufgestockt worden. Das Problem sei, dass das
Ministerium seinen Haushalt nicht ordentlich führe. Der Rücktritt sei
nichts anderes als eine "Flucht nach vorn".

Haschemi gehörte zu jenen Kabinettsmitgliedern, die wichtige Erfolge
vorweisen können. Er hat während seiner Amtszeit durchgesetzt, dass
siebeneinhalb Millionen Menschen, die keinerlei Versicherung hatten,
in den Besitz einer Krankenversicherung gelangt sind. "Ich bin kein
ungeduldiger Mensch, aber was zu viel ist, ist nun mal zu viel",
sagte er laut dpa vom 3. Januar. Er sei nicht mehr in der Lage, unter
den gegenwärtigen Umständen zu arbeiten.

Dass das Gesundheitsministerium weniger Geld bekommt, hängt nicht
zuletzt mit den Sanktionen zusammen. Sie erschweren den Import und
verteuern die Preise von Medikamenten. Manche Medikamente sind
überhaupt nicht mehr erhältlich, weil erstens die betreffenden Firmen
keine Geschäfte mit Iran machen möchten und weil zweitens die
Bankverbindungen nicht mehr funktionieren.

Für Präsident Rohani ist der Rücktritt des Ministers ein großer
Verlust. Er schwächt seine ohnehin nicht mehr so starke Position und
gibt seinen Kritikern neuen Auftrieb.


HARTE URTEILE GEGEN REGIMEKRITIKER

Die kritische Wirtschaftslage des Landes scheint die iranische Justiz
zu einer härteren Gangart gegen Kritiker des Regimes veranlasst zu
haben. Berichten der Inlandspresse zufolge wurde der Anwalt Mohammad
Nadschafi, der bereits vor zwei Monaten zu drei Jahren Gefängnis
verurteilt worden war, am 11. Dezember erneut zu 12 Jahren Gefängnis
verurteilt. Er gehört zu jenen Anwälten, die die Rechte der Personen
verteidigten, die sich wegen der Teilnahme an Demonstrationen im
Januar dieses Jahres in Haft befinden. Das Revolutionsgericht in der
Stadt Arak beschuldigte den Anwalt, "feindlichen Staaten
Informationen zur Verfügung gestellt zu haben". Nadschafi hatte
einigen persischsprachigen ausländischen Sendern Interviews gegeben.
Dafür wurde er mit zehn Jahren Gefängnis bestraft. Zudem wurde er
wegen Beleidigung des Revolutionsführers Ali Chamenei zu einem Jahr
und wegen Parteinahme für Oppositionelle zu einem weiteren Jahr
Gefängnis verurteilt.

Zwei weitere Anwälte, Ghassem Scholehsaadi und Arasch Keychosrowi,
erhielten am 10. Dezember ebenfalls hohe Haftstrafen. Sie wurden
jeweils wegen Teilnahme an einer Protestdemonstration vor dem
Parlament zu fünf Jahren und wegen "Propaganda gegen den Islamischen
Staat" zu einem Jahr Gefängnis verurteilt. Scholehsaadi war in den
1980er und 1990er Jahren Abgeordneter der Reformfraktion im
Parlament. Seine erneute Kandidatur für einen Sitz im Parlament wurde
vom Wächterrat, der ihn als "ungeeignet" einstufte, abgelehnt. Die
beiden Anwälte haben gegen das Urteil Berufung eingelegt. Damit sind
sie für die Dauer des Verfahrens frei auf Kaution.

Anfang Dezember wurde Medienberichten zufolge die 43-jährige
Journalistin und Frauenrechtlerin, Hengameh Schahidi, zu 12 Jahren
und neun Monaten Haft verurteilt. Sie wurde beschuldigt, gegen die
Islamische Republik propagiert, die nationale Sicherheit gefährdet
und die Justiz beleidigt zu haben. Sie sei auf der Flucht ins
Ausland, auf der Touristeninsel Kisch im Süden des Landes von der
Polizei erkannt und festgenommen worden, hieß es.

Die freie Journalistin, die für verschiedene Zeitungen schreibt, ist
landesweit bekannt. Sie ist sogar wegen ihrer journalistischen Arbeit
mit verschiedenen Preisen ausgezeichnet worden. Was vermutlich zu
ihrer Verurteilung geführt hat, ist ihr Engagement für
Gleichberechtigung. Zudem hat sich Schahidi stark für die Abschaffung
der Steinigung für Ehebruch eingesetzt.


GEHEIMDIENSTMINISTER WARNT VOR EINHEIT DER OPPOSITION IM
AUSLAND

Geheimdienstminister Mahmud Alawi erklärte bei einer Rede im
Parlament am 18. Dezember, iranische Oppositionskräfte und
Regimekritiker im Ausland seien dabei, sich im Kampf gegen die
Islamische Republik zu einigen. In den vergangenen zwei Jahren habe
es weltweit mehr als 64 Tagungen gegeben, auf denen verschiedene
"konterrevolutionäre Oppositionsgruppen" versucht hätten, eine
gemeinsame Front gegen die Islamische Republik zu bilden. Diese
Versuche würden durch ausländische Mächte, vor allem Israel und die
USA, unterstützt und gefördert.

Die gegenwärtige Sicherheitslage unterscheide sich von der der
vergangenen Jahre, sagte der Minister weiter. Ausländische
Geheimdienste der Nachbarländer, auch die aus fernen Ländern, seien
gegen Iran aktiv geworden. Er beklagte sich, dass diese neue Lage und
die drohenden Gefahren im Staatshaushalt nicht berücksichtigt worden
seien. "Dem Ministerium stehen nicht genügend Mittel zur Verfügung,
um die Gefahren abwenden zu können", sagte der Minister.

Alawi warf den Geheimdiensten der Nachbarstaaten vor, sie würden
Terroristen für Anschläge gegen bestimmte Ziele in Iran ausbilden.
Zugleich lobte er die "erfolgreiche Arbeit" seines Ministeriums, dem
es gelungen sei, bei 97 bis 98 Prozent der Fälle, Anschläge zu
vereiteln. Nur in ein, zwei Fällen hätten die Terroristen Erfolg
gehabt, sagte er.

Alawi bestritt abermals die Behauptung des Abgeordneten Modschtaba
Solnur, Vorsitzender der Kommission für Nuklearangelegenheiten im
Sicherheitsausschuss des Parlaments, US-Präsident Barack Obama habe
nach dem Abschluss des Atomabkommens der iranischen Führung 2500
Greencards geschenkt. Diese Behauptung wurde auch durch Fox News in
den USA verbreitet. Darauf berief sich Präsident Donald Trump. In
einem Tweet schrieb der Präsident: "Es hat sich jetzt auch noch
herausgestellt, dass die Obama-Regierung im Zuge des katastrophalen
Atomabkommens 2500 Iranern, darunter Regierungsmitgliedern, die
amerikanische Staatsbürgerschaft geschenkt hat. Das ist
fürchterlich."

Alawi sagte, nicht das Informationsministerium, sondern jene, die das
Gerücht in die Welt gesetzt hätten, müssten für ihre Behauptung die
Beweise liefern.


SAYYADI INFOLGE VON HUNGERSTREIK IM GEFÄNGNIS GESTORBEN

Am 12. Dezember gab das Gefängnis in der Pilgerstadt Ghom bekannt,
dass der politische Gefangene Wahid Sayyadi infolge eines
Hungerstreiks gestorben sei. Er hatte ein gerechtes Verfahren und
eine Verlegung ins Teheraner Evin-Gefängnis gefordert. Zudem hatte er
dagegen protestiert, dass er in der Abteilung für Schwerkriminelle
untergebracht worden war. Es ist in der Islamischen Republik nicht
selten, dass politische Gefangene bei Schwerverbrechern untergebracht
werden - eine Art psychischer Folter, die den Gefangenen für
Zugeständnisse gefügiger machen soll.

Das Gefängnis in Ghom ist für seine Härte bekannt. Auch psychisch
Kranke werden ohne ärztliche Betreuung dort untergebracht, was oft zu
gefährlichen Auseinandersetzungen unter den Gefangenen geführt hat.

Sayyadi wurde im August im Haus seiner Mutter in Ghom festgenommen.
Ihm wurde vorgeworfen, den Revolutionsführer beleidigt und gegen die
Islamische Republik agiert zu haben. Dafür wurde er zu viereinhalb
Jahren Gefängnis verurteilt. Er war erst im Februar nach einer
zweieinhalbjährigen Gefangenschaft freigelassen worden. Auch da war
er wegen Beleidigung des Revolutionsführers und Propaganda gegen den
islamischen Staat bestraft worden.

Das US-Außenministerium protestierte gegen den Vorgang: "Sayyadi hat
im Gefängnis schwere Qualen erlitten, ohne dass seine Hilferufe
außerhalb des Gefängnisses gehört wurden", hieß es in der Erklärung
des Außenministeriums vom 14. Dezember. "Er ist einer unter
zahlreichen Gefangenen, die sich in den Fängen des iranischen Regimes
befinden. Mit seinem Hungerstreik hat Sayyadi gegen seine
willkürliche Festnahme und Verurteilung protestiert. Er hat keinen
Rechtsbeistand gehabt, war in menschenunwürdigen Umständen
untergebracht und unter absurden Vorwürfen verurteilt worden. Wie
viele Menschen müssen noch wegen der Ignoranz des iranischen Regimes
sterben?" In der Erklärung wird an eine Äußerung von
Revolutionsführer Ali Chamenei erinnert, der behauptet hatte, niemand
werde in der Islamischen Republik wegen seiner kritischen Haltung
unter Druck gesetzt oder verfolgt.

Nachdem die Nachricht vom Tod Sayyadis im In- und Ausland Proteste
hervorgerufen hatte, erklärte der Staatsanwalt von Ghom, Sayyadi sei
nicht infolge seines Hungerstreiks gestorben. Die Todesursache sei
eine Lebererkrankung gewesen. Er habe sieben Tage im Krankenhaus
verbracht, wo er infolge seiner Krankheit gestorben sei.

Indes forderte die französische Regierung Teheran auf, die Vorgänge
um den Tod von Sayyadi öffentlich bekannt zu geben. In einer am 17.
Dezember veröffentlichten Erklärung des französischen
Außenministeriums wird betont, dass Sayyadi wegen seiner politischen
Aktivitäten verurteilt worden sei. Er habe mit einem Hungerstreik
gegen Missachtung seiner Rechte protestiert.


ROHANI: IRAN BESITZT DIE FREIESTEN UNIVERSITÄTEN DER
WELT

Irans Staatspräsident Hassan Rohani erklärte am 5. Dezember an der
Universität der Stadt Semnan vor Studierenden, Iran besitze die
freiesten Universitäten der Welt. An iranischen Universitäten seien
die Studenten vollkommen frei, sich kritisch zu äußern. Dies sagte
der Präsident zwei Tage vor dem "Tag des Studenten". "Ich glaube
nicht, dass es andere Länder gibt, an deren Universitäten sich
Studenten so frei wie in unserem Land äußern können." Im vergangenen
Jahr habe es am Tag des Studenten mehr als 1200 Veranstaltungen
gegeben, bei denen Studenten ihre kritischen Meinungen vorgetragen
hätten.

Die Behauptungen des Präsidenten sind von den Realitäten weit
entfernt. Wenn er es gewollt hätte, hätte er zwei Tage später, am Tag
des Studenten, miterleben können, wie an der Technischen Universität
Amir Kabir Basidsch-Milizen Studierende brutal angriffen, weil sie
sich auf einer Kundgebung mit streikenden Arbeitern solidarisiert
hatten. Sicherlich wird es dem Präsidenten nicht entgangen sein, dass
sich eine ganze Reihe von Studierenden aufgrund ihrer politischen
Aktivitäten und kritischen Äußerungen in Haft befindet und dass
andere Aktivistinnen und Aktivisten exmatrikuliert oder nicht zum
Studium zugelassen wurden. Selbst politisch unliebsame Lehrkräfte
wurden entweder entlassen oder zwangspensioniert.

Ein Mitglied der Basidsch-Milizen verteidigte den Angriff auf die
Kundgebung der Studierenden. Diese hätten zunächst vorgegeben, gegen
die wirtschaftliche Lage demonstrieren zu wollen, doch ihre Parolen
seien "rein politisch" gewesen, sagte Mortesa Mohammadi am 7.
Dezember der Agentur Irna. Der Revolutionsführer habe den Milizen
erlaubt, in solchen Fällen anzugreifen.

Bei dem Angriff wurden mehrere Studierende verletzt. Nach der
Demonstration veröffentlichte der Dachverband der
Studentenorganisationen eine Erklärung, in der es heißt, die
Repressionen gegen Studierende hätten seit einem Jahr stark
zugenommen. "Die Präsenz von zivil gekleideten Sicherheitsbeamten an
den Universitäten, unzutreffende Rügen und Ermahnungen und
Repressionen gegen Familien der Studenten, insbesondere der
Studentinnen, haben seit geraumer Zeit stark zugenommen", erklärte
der Dachverband. Die Studierenden beklagen "wirtschaftliche,
politische und militärische" Repressionen. Mehr als 200 Studierende
befänden sich in Haft. Aktivisten würden mit Gefängnis, Folter,
Ausreiseverbot und dergleichen mehr bestraft. Auch einschränkende
Maßnahmen gegen Studentinnen hätten zugenommen. Zugleich seien mit
Hinweis auf Wirtschaftssanktionen soziale Unterstützungen drastisch
gekürzt worden.

Am 8. Dezember wurde ein von mehr als 500 Studenten und Studentinnen
unterzeichneter offener Brief an Präsident Rohani veröffentlicht, in
dem vor den Folgen der Unterdrückung "jeder unabhängigen Institution
und jeder kritischen Stellungnahme" gewarnt wird. Die Unterzeichner
üben scharfe Kritik gegen Rohani und andere Verantwortliche der
Regierung und werfen ihnen vor, "die Proteste und soziale Forderungen
der Studenten" zu ignorieren. "Heute sind die Stiefelschritte der
Soldaten nicht nur an den Universitäten zu hören, sondern im ganzen
Land", heißt es in dem Brief. "Die Nachrichten über Festnahmen durch
den Geheimdienst der Revolutionswächter und über die Verhöre bei der
Justiz sind so häufig, dass heute jeder Student mit geringsten
sozialen Aktivitäten sich vor schweren Folgen fürchten muss. Zu
alledem schweigt Ihre Regierung, Sie hatten einst versprochen, die
Universitäten von polizeistaatlichen Maßnahmen zu säubern. Heute
herrschen solche Maßnahmen nicht nur an den Universitäten, sondern im
ganzen Land. Ihre Ordnungskräfte, Ihr Informationsministerium und
Innenministerium konkurrieren mit den Parallelgeheimdiensten, um
Kritiker mundtot zu machen und Sie begnügen sich damit, solche
Berichte zu dementieren."


PROTEST GEGEN DISKRIMINIERUNG DER BAHAIS IN IRAN

Das Weltzentrum der Bahai zeigt sich besorgt über die erneute
Diskriminierung der Mitglieder der Bahai-Gemeinde in Iran. In einer
Erklärung des Zentrums vom 28. November heißt es, allein in den
vergangenen zwei Wochen seien mehr als 20 Mitglieder der Gemeinde in
Teheran, Isfahan, in der Provinz Ostaserbaidschan und Masanderan
festgenommen worden. Zurzeit befänden sich rund 90 Mitglieder im
Gefängnis. Zahlreiche Mitglieder seien "ungerechterweise" zu
langjährigen Gefängnisstrafen verurteilt worden, unter anderem wegen
Teilnahme an Gebetsstunden, Mitgliedschaft in einer "illegalen
religiösen Sekte", Aktivitäten gegen innere Sicherheit und Propaganda
gegen die Islamische Republik, heißt es in der Erklärung.

Diane Alai, Vertreterin der internationalen Bahai Gemeinde bei der
UNO erklärte, die neuen Maßnahmen der iranischen Führung seien
"besorgniserregend". Sie zeigten verstärkte Repressionen gegen die
Bahai-Gemeinde unter anderem in den Bereichen Wirtschaft, Soziales,
Kultur und Ausbildung.

Der Erklärung zufolge wurden allein im Dezember eine ganze Reihe von
Geschäften von Bahais in den Städten Chorramschahr, Ahwas und Abadan
plombiert, weil die Inhaber wegen Feiertage der Bahais ihre Geschäfte
geschlossen hätten. Manche Inhaber hätten die Behörden über die
Schließung informiert, doch statt ihnen die Erlaubnis zu erteilen,
wurden deren Geschäfte bereits vor den Feiertagen plombiert. Andere
seien nach den Feiertagen von der Justiz zum Verhör bestellt worden.

Bahais werden in Iran diskriminiert und unterdrückt, sie werden zu
langen Gefängnisstrafen verurteilt, Jugendliche werden nicht zum
Studium zugelassen, Gräber der Bahais werden geschändet, ihr Besitz
beschlagnahmt, sie erhalten oft keine Arbeitserlaubnis.

Das US-Repräsentantenhaus hat am 12. Dezember einstimmig in einer
Erklärung "die Unterdrückung der Bahai, die in Iran von der Regierung
gefördert wird", und die Missachtung der Menschenrechtskonvention
verurteilt. Den Antrag dazu hatten einige aus den Fraktionen der
Demokraten und der Republikaner eingereicht. Darin werden der
Präsident und der Außenminister sowie alle Verantwortlichen in der
Welt aufgefordert, die eklatanten Verletzungen der Menschenrechte in
Iran zu verurteilen und die sofortige Freilassung der Menschen zu
fordern, die sich aus religiöser Zugehörigkeit in Haft befinden.


TEHERAN DURCH ABSINKEN GEFÄHRDET

Einem Bericht der AFP vom 6. Dezember zufolge, drohen Teile der
Hauptstadt Teheran sich abzusenken. Das ist das Ergebnis einer neuen
Studie, die das Absinken auf übermäßige Entnahme von Grundwasser
zurückführt. Demnach seien zwischen den Jahren 2003 und 2007 drei
Gebiete von Teheran um jeweils mehrere Meter gesunken. Die Studie
wurde von Forschern des Deutschen GeoForschungsZentrums GFZ in
Potsdam erstellt und im Fachjournal "Remote Sensig of Environment"
veröffentlicht.

Dem Bericht der Agentur zufolge haben die beiden Forscher Mehdi
Motagh und Mahmud Hafgschenas Daten von vier Radarsystemen, die sie
in einem Zeitraum von 14 Jahren gesammelt haben, ausgewertet. Das
Ergebnis ist, das die drei Gebiete um teils 25 Zentimeter pro Jahr
gesunken sind. Dadurch hätten sich Spalten im Boden und Risse in den
Wänden gebildet. Auch sei die Aufnahmefähigkeit des
Grundwasserbeckens teilweise beschädigt.

Das Absinken sei durch übermäßige Entnahme von Grundwasser zustande
gekommen, heißt es in der Studie. Der starke Anstieg der Bevölkerung
in Teheran habe zum Anstieg der Zahl von Brunnen geführt. Auch die
Dürre der vergangenen Jahre und der geringe Niederschlag hätten zur
Folge, dass zwischen den Jahren 1984 und 2011 der Grundwasserspiegel
um 12 Meter gesunken sei.

Der zunehmende Wassermangel gehört schon seit Jahren zu den
wichtigsten Problemen des Landes. Zahlreiche Flüsse und Seen sind
bereits ausgetrocknet. Der Orumiehsee im Nordwesten Irans zum
Beispiel schrumpft seit geraumer Zeit und der Strom Sajandehrud, der
durch die schöne Stadt Isfahan fließt, führt kaum noch Wasser. Grund
für diese Misere ist nicht allein die anhaltende Dürreperiode.
Verstärkte Nutzung des Grundwassers für die Landwirtschaft und, wie
es in einem dpa-Bericht heißt, die Eingriffe in die Wasserzirkulation
durch Staudämme, haben zu der katastrophalen Lage geführt.


MINISTER VERLANGT FREIGABE VON TWITTER

Mohammad Dschawad Asari Dschahromi, Minister für Kommunikation und
Technologie, verlangte am 13. Dezember erneut, dass die Filterung des
Kurznachrichtendienstes Twitter aufgehoben wird. Wenige Stunden davor
war Ölminister Bijan Sangeneh Twitter beigetreten und begründete
diesen Schritt mit den Worten: "Ich möchte meine Kommunikation mit
in- und ausländischen Adressaten erweitern." Dschahromi begrüßte den
Beitritt und twitterte, "nun sind die Freunde beisammen, wir werden
immer mehr, die Forderung von sechs Ministern und zwei
Parlamentsabgeordneten (nach Aufhebung der Filterung) wird aber
weiterhin ignoriert."

Derzeit wird Twitter trotz Verbots von zahlreichen Ministern,
Abgeordneten, ja sogar vom Revolutionsführer Ali Chamenei benutzt.
Der Sprecher des Wächterrats, Abbasali Kadchodai, der ebenfall zu den
Nutzern gehört, schrieb, die Zensur sei eine Einschränkung, doch die
Nutzung sei nicht illegal.

Dennoch lässt sich die Justiz nicht überzeugen. Vize-Oberstaatsanwalt
Abdolsamad Chorramabadi bezeichnete die Forderungen des Ministers als
illegal. Es sei höchst bedenklich, dass der Minister trotz
mehrmaliger Erläuterung immer wieder auf die Aufhebung der Filterung
beharre, sagte er. "Twitter ist ein amerikanisches Netzwerk, das von
unseren Feinden kontrolliert wird", schrieb er. "Die Leiter des
Netzwerks haben die Verschwörungen von 2009 unterstützt. Auch derzeit
beinhaltet dieses Netzwerk Millionen strafbare Äußerungen, die aus
technischen Gründen nicht gefiltert werden können." Mit den
Verschwörungen von 2009 sind die landesweiten Proteste gegen die
umstrittene Wiederwahl des damaligen Präsidenten Mahmud
Ahmadinedschad gemeint.


INSTAGRAM SOLL GESPERRT WERDEN

Dschawad Dschawidnia, Stellvertreter des Generalstaatsanwalts, der
für das Internet zuständig ist, erklärte am 3. Januar: "Wir haben die
Anweisung zur Sperrung von Instagram bereits beschlossen. Auch die
Mehrheit der Mitglieder des Obersten Rats für Internetangelegenheiten
stimmt einer Filterung zu. Wir können ab sofort die Filterung
durchführen. Doch wir möchten zunächst versuchen, einen Konsens
herzustellen. Sollte das nicht gelingen, wird der Generalstaatsanwalt
die nötigen Schritte unternehmen."

In Iran werden mehrere internationale soziale Netzwerke wie Twitter,
Facebook und Telegram gefiltert. Auch die Sperrung von Instagram wird
immer wieder von Seiten der Justiz erwogen. Dschawidnia sagte,
Instagram sei schon einmal gefiltert worden. Doch die Regierung habe
zugesichert, die Fotoplattform zu kontrollieren. Doch leider sei das,
trotz hoher Ausgaben, nicht gelungen. Was die Justiz nicht zulassen
könne, seien Bilder und Videos, die nicht nur illegal seien, "sondern
auch unmoralisch und obszön", sagte Dschawidnia.

Instagram wird in Iran von Millionen benutzt. Im vergangenen Jahr
wurden einige Videos, auf denen tanzende Frauen zu sehen waren,
gefiltert. Die Frauen selbst wurden verhaftet und zu Geständnissen
und Reuebekenntnissen im staatlichen Fernsehen gezwungen.

Es sind aber nicht allein vermeintlich moralische Gründe, die bei der
Justiz und bei Konservativen Unmut hervorrufen, sondern auch
politische. Denn soziale Netzwerke spielen bei der Mobilisierung zu
Demonstrationen eine wichtige Rolle. Zudem ermöglichen sie,
Nachrichten, die das Regime zensiert, rasch zu verbreiten. Abdolsamad
Chorramabadi, ebenfalls Stellvertreter des Generalstaatsanwalts,
sagte kürzlich: "Diese Netzwerke gehen ohne gesetzliche
Einschränkungen aggressiv gegen Kultur, Wirtschaft, Gesellschaft und
Sicherheit vor, das heißt gegen die Bürger und den Staat der
Islamischen Republik."

Der Minister für Kommunikation und Technologie, der gegen jegliche
Filterung der Netzwerke ist, sagte vor Journalisten: "Ich habe die
Äußerung von Herrn Dschawidnia nicht gelesen, habe nur die
Schlagzeile gesehen. Nehmen wir an, dass er Recht hat und gesetzlich
dazu befugt ist, Instagram filtern zu lassen. Dann taucht die Frage
auf, was danach passieren wird. Das muss er den Nutzern klar machen.
Er sollte es unterlassen, Fronten zwischen Befürwortern und Gegnern
der Filterung zu bilden."


SADEGH LARIDSCHANI ZUM VORSITZENDEN DES SCHLICHTUNGSRATS
ERNANNT

Revolutionsführer Ali Chamenei hat den Justizchef Sadgh Laridschani
zum neuen Vorsitzenden des Schlichtungsrats ernannt. Auch soll der
58-jährige Geistliche von nun an dem zwölfköpfigen Wächterrat
angehören. Der Schlichtungsrat hat die Aufgabe bei Konflikten
zwischen dem Parlament und dem Wächterrat zu vermitteln. Außerdem
berät er den Revolutionsführer in wichtigen Fragen. Mit der Ernennung
Laridschanis sind nun einige der wichtigsten Gremien der Islamischen
Republik in der Hand der Familie Laridschani. Der älteste der fünf
Brüder, Ali Laridschani, ist seit Jahren Präsident des Parlaments.

Sadegh Laridschani tritt die Nachfolge des am 24. Dezember mit 70
Jahren verstorbenen Mahmud Haschemi Schahrudi an. Schahrudi war zehn
Jahre lang Justizchef. Während seiner Amtszeit wurden mehr als
hundert Zeitungen verboten und zahlreiche politische Aktivisten zu
langjährigen Haftstrafen verurteilt. Er war seit Jahren an einem
Hirntumor erkrankt. Im vergangenen Jahr ließ es sich auch in Hannover
behandeln, was bei der iranischen Opposition im Ausland sowie bei
einigen deutschen Politikern scharfe Proteste hervorrief. Der
Grünen-Politiker Volker Beck hatte gegen ihn eine Strafanzeige wegen
schwerer Menschenrechtsverletzungen und wegen Verhängung von mehreren
Todesurteilen gestellt. Es gab mehrere Demonstrationen in Hamburg und
Hannover, bei denen die Auslieferung Schahrudis verlangt wurde.

 * 


KULTUR

• Kaum unabhängige Medien in Iran

• Neue Diskussion über Kleidungsvorschriften

• Satiriker Aliresa Resai gestorben

• Eklat im Fernsehen


KAUM UNABHÄNGIGE MEDIEN IN IRAN

Hamid-Resa Siaiparwar, Chef der Medienforschungsabteilung im
Kulturministerium, sagte laut einem Bericht der dpa vom 26. Dezember,
es gebe fast keine unabhängigen Medien in Iran. "Die große Mehrheit
unserer Medien gehört entweder dem Staat oder wird staatlich
finanziert." Die meisten Medien seien nicht in der Lage unabhängig zu
berichten oder investigativen Journalismus zu betreiben, weil sie
ideologisch und parteiisch gebunden seien. Da brauche man sich nicht
zu wundern, dass die Menschen in Iran ausländische Sender hören oder
versuchen sich über Netzwerke und im Internet zu informieren. Allein
das Netzwerk Telegram werde trotz Verbots von 40 bis 45 Millionen
Menschen benutzt, sagte Siaiparwar. "Die Zeit, die sozialen Medien zu
verbieten oder zu ignorieren, ist definitiv vorbei."


NEUE DISKUSSION ÜBER KLEIDUNGSVORSCHRIFTEN

Die Abgeordnete Parwaneh Salahschuri sagte laut der Agentur Isna vom
1. Dezember bei einer Rede auf einer Tagung zum Thema
"Kleidungsvorschriften für Frauen nach der islamischen Revolution" an
der Teheraner Beheschi-Universität: "Uns ist es nicht nur nicht
gelungen die Kleidungsvorschriften bei allen Bevölkerungsschichten zu
etablieren, wir haben oft mit unseren Maßnahmen das Gegenteil
erreicht." Der Misserfolg sei Folge einer falschen Politik, sagte die
Abgeordnete. Wieso, fragte sie, sei es dem staatlichen Rundfunk und
Fernsehen mit einem "Milliardenhaushalt" nicht gelungen, die Jugend
für den Islam zu engagieren. Wieso seien die theologischen Zentren
genauso wie die Propagandazentren gescheitert, obwohl sie mit
Milliarden Tuman ausgestattet seien? Weil die Politik und die
Maßnahmen falsch gewesen seien, sagte sie.

Tatsächlich werden die Proteste gegen die Kleidungsvorschriften immer
lauter. Schlagzeilen machte die Aktion einiger junger Frauen, die in
den vergangenen Monaten auf öffentlichen Plätzen demonstrativ ihr
Kopftuch abnahmen. Einige von ihnen wurden festgenommen. Doch ihr
Protest hat in den sozialen Netzwerken große Zustimmung gefunden und
die Diskussion über Kleidungsvorschriften neu entfacht. Im Volksmund
werden die Frauen "Mädchen der Revolutionsstraße" genannt.

Salahschuri ging jedoch nicht auf diese Proteste ein. Sie erwähnte
aber die Proteste, die bereits zu Beginn der Revolution laut wurden.
Sie, die selbst einen Schwarzen Schleier trägt, ist überzeugt, dass
"die Mehrheit der Menschen in Iran" den Kleidungsvorschriften
zustimmen, es gebe aber auch Frauen, die damit nicht einverstanden
seien, sagte sie. Daher müsse "das Recht zur freien Wahl der
Kleidung" gesetzlich akzeptiert werden. "Das fromme Aussehen" bedeute
nicht unbedingt, dass der Glaube innerlich akzeptiert werde.

Auch Fereschteh Ruhafsar, Vertreterin der Frauen beim Obersten
Kulturrat der Revolution, sagte auf der gleichen Tagung, wenn der
Staat richtig gehandelt hätte, gebe es heute nicht so viele Frauen,
die die Vorschriften missachteten. "Man sollte kein Lebewesen zu
etwas zwingen, schon gar nicht Menschen."


SATIRIKER ALIRESA RESAI GESTORBEN

Medienberichten zufolge starb der bekannte Satiriker Aliresa Resai am
28. November im Alter von 44 Jahren infolge eines Herzstillstands.
Resai hatte zahlreiche Auftritte in der Hauptstadt Teheran und in der
im Norden gelegenen Stadt Babol. Der populäre Satiriker musste,
nachdem er an den Protesten gegen die umstrittene Wiederwahl des
Präsidenten Mahmud Ahmadinedschad (2009) teilgenommen hatte, aus
Angst vor Verfolgung das Land verlassen. Zunächst flüchtete in die
irakisch-kurdische Stadt Erbil und später nach Frankreich. Von hier
aus arbeitete er für verschiedene Auslandssender, unter anderem für
das persischsprachige Programm von Voice of America. Er setzte sich
zudem mit seinen Videos kritisch mit der politischen und kulturellen
Lage Irans sowie mit dem Islam auseinander.


EKLAT IM FERNSEHEN

Eine Sex-Szene im iranischen Fernsehen rief heftige Proteste hervor.
Offenbar hatte der Zensor, der normalerweise verpflichtet ist alle
erotischen und Sex-Szenen aus Filmen herauszustreichen, bei einem
Film des Hongkonger Kampfsportstars Jackie Chan eine Sex-Szene mit
einer Prostituierten übersehen. Allerdings wurde der Film nur in
einem Regionalprogramm für die Insel Kisch gesendet. So etwas hat es
im Fernsehen der Islamischen Republik noch nie gegeben. Entsprechend
waren die Reaktionen. Der verantwortliche Redakteur wurde sofort
entlassen, seine Mitarbeiter erhielten Abmahnungen.

Ein anderer Vorfall hatte sich eine Woche zuvor ereignet. Da sah man
in einem Film, der vom staatlichen Fernsehen IRIB ausgestrahlt wurde,
eine Frau und einen Mann Hand in Hand gehen. Hier wurde aber im
Untertitel darauf hingewiesen, dass die beiden im wirklichen Leben
verheiratet seien.

Die Vorfälle sorgten in den sozialen Netzwerken für viel Spott. AFP
zitierte in einem Bericht vom 31. Dezember einen Nutzer, der auf
Twitter schrieb: "In Iran verunglücken Busse, stürzen Flugzeuge ab,
sinken Schiffe, und niemand wird entlassen. Wenn Jackie Chan einige
Sekunden auf IRIB Liebe macht, muss gleich die ganze Belegschaft
gehen."

 * 


WIRTSCHAFT

• Neues Kriegsschiff vorgestellt

• EU weiterhin um Lösungen für Iran-Geschäfte bemüht 

• Munich Re beendet Geschäfte mit Iran 

• Telekom darf Geschäfte mit iranischer Bank nicht beenden 

• Vizepräsident Salehi beklagt sich über Sanktionen


NEUES KRIEGSSCHIFF VORGESTELLT

Ungeachtet der Konflikte mit den USA und der gegen das Land
verhängten Sanktionen gab Teheran am 2. Dezember bekannt, ein neues,
mit einer modernen Technologie ausgestattetes Kriegsschiff entwickelt
zu haben. Das staatliche Fernsehen zeigte, wie die "Sarmand" am
Stützpunkt der Marineflotte in Bandar Abbas am Persischen Golf in
Dienst gestellt wurde. Zu den Vorzügen des neuen Kriegsschiffs
gehört, dass es von Radarsystemen nicht erfasst werden kann. Das
Schiff besitzt einem Reuters-Bericht vom 2. Dezember zufolge ein
Landedeck für Hubschrauber, Flug- und Luftabwehrkanonen,
Boden-Boden- sowie Boden-Luftraketen, Torpedos und Technologien zur
elektronischen Kriegsführung.


EU WEITERHIN UM LÖSUNGEN FÜR IRAN-GESCHÄFTE BEMÜHT

Die EU ist weiterhin bemüht, ungeachtet der von den USA gegen Iran
verhängten Sanktionen Geschäfte mit Iran zu ermöglichen. Eine
endgültige Lösung gibt es, wie die Agentur Reuters aus
Regierungskreisen erfahren haben will, jedoch noch nicht. Die
geplante Zweckgesellschaft, mit deren Hilfe Geschäfte mit Iran
abgewickelt werden sollen, befindet sich weiterhin in der
Vorbereitungsphase, hieß es Reuters zufolge aus dem Berliner
Außenministerium. Auch das Wirtschaftsministerium erklärte: "Ziel der
EU ist es, auch die Abwicklung von Zahlungen mit Iran weiter zu
gewährleisten."

Die Agentur hatte im November berichtet, dass Deutschland und
Frankreich die Organisation der Zweckgesellschaft übernehmen wollten,
wobei der Sitz der Gesellschaft in Paris sein sollte, während die
Leitung ein Deutscher übernehmen würde.


MUNICH RE BEENDET GESCHÄFTE MIT IRAN

Wie die dpa am 28. November berichtete, hat der weltgrößte
Rückversicherer Munich Re beschlossen, sich wegen US-Sanktionen aus
dem Iran-Geschäft zurückzuziehen. "Wir steigen da aus", sagte
Vorstandschef Joachim Wenning in München. "Wir haben in den USA mehr
zu verlieren als wir in Iran zu gewinnen haben." Für das Unternehmen
spiele das Geschäft mit Iran, das mit einem Volumen von rund 30
Millionen Euro im Vergleich zu den Geschäften mit anderen Ländern
gering sei, keine große Rolle, sagte er.


TELEKOM DARF GESCHÄFTE MIT IRANISCHER BANK NICHT
BEENDEN

Einer Meldung der dpa vom 30. November zufolge hat das Landgericht
Hamburg am 27. November mit einer einstweilige Verfügung die Telekom
verpflichtet, die iranische Bank Melli (Nationalbank) weiterhin mit
Telefon- und Internetanschlüssen zu beliefern. Die Telekom hatte die
sofortige Kündigung des Vertrags mit dem Ausscheiden der Bank aus
einem Interbanken-Zahlungssystem begründet. Damit werde die Bank
künftig nicht mehr in der Lage sein, die monatlichen Kosten von etwas
mehr als 2000 Euro zu tragen. Das Gericht akzeptierte diese
Begründung nicht. Die Telekom hat gegen die einstweilige Verfügung
Berufung eingelegt. Ihr bleibt unabhängig von diesem Vorgang auch die
Möglichkeit fristgerecht den Vertrag mit der Bank zu kündigen.


VIZEPRÄSIDENT SALEHI BEKLAGT SICH ÜBER SANKTIONEN

Irans Vizepräsident Ali Akbar Salehi, der auch die iranische
Atombehörde leitet, sprach am 28. November in einem Interview mit
Euronews von einem "enormen wirtschaftlichen Druck", der die Menschen
in Iran durch die Sanktionen belastet. "Mein Gehalt für meine
Lehrtätigkeit an der Universität ist von umgerechnet 2000 Dollar im
Monat auf 700 Dollar gesunken", sagte er. Aus diesem Beispiel könne
man entnehmen, wie hoch der Druck auf andere Menschen sei.

Salehi, der sich zu Gesprächen mit führenden Politikern der EU in
Brüssel aufhielt, sagte: "Das ist der Preis, den die Iraner für ihre
Unabhängigkeit bezahlen." Iran habe sich nach der Revolution zu einem
unabhängigen Staat entwickelt, einem Staat, "der selbst über sein
eigenes Schicksal entscheidet und niemandem als Lakai dient". "Es
kann durchaus sein, dass auch wir selbst an dieser Lage, die
entstanden ist, mitschuldig sind, dass wir Fehler gemacht haben. Doch
der eigentliche Grund ist der Druck von außen." Daher habe das Volk
sowohl den uns aufgezwungenen achtjährigen Krieg ertragen
(Iran-Irak-Krieg von 1980-1988) als auch die harten Sanktionen." Der
Preis für die Unabhängigkeit sei nicht gering. Dennoch habe sich Iran
im Verlauf der vergangenen vierzig Jahre zu einer regionalen
Großmacht entwickelt. "Anders als in anderen Staaten der Region, in
denen ein Stamm das Land beherrscht, ist Iran ein Staat, der sich
nach dem Willen des Volkes richtet, der durch Wahlen bekundet wird",
sagte Salehi, der gemeinsam mit Vizeaußenminister Abbas Araghtschi
mit Verantwortlichen der EU, unter anderem mit der
EU-Außenbeauftragten Federica Mogherini, Gespräche führte. Dabei habe
Araghtschi Medienberichten zufolge die Europäer gewarnt, sollten die
Interessen Irans nicht gewahrt bleiben, gebe es für das Land keinen
Grund, weiter an dem Atomabkommen festzuhalten.

 * 


AUSSENPOLITIK

• Netanjahu droht abermals mit Militärschlag

• Saudi-Arabien kündigt regionales Sicherheitsabkommen an 

• Rohani droht mit Schließung der Straße von Hormos 

• Rohani warnt vor "Flut von Drogen und Bomben" 

• EU will größeren Druck auf Iran ausüben 

• Trump: Kaum ein Land wurde so sanktioniert wie Iran 

• Chamenei warnt vor neuen Plänen der USA gegen Iran 

• USA werfen Iran Verstoß gegen UN-Resolution vor 

• Iran begrüßt Jemen-Gespräche 

• UNO entdeckt iranische Waffen in Jemen 

• Kurswechsel gegenüber Syrien begrüßt 

• Gespräche mit Taliban bestätigt 

• Zwei iranische Diplomaten aus Albanien ausgewiesen 

• Türkei kritisiert Sanktionen gegen Iran 

• Amerikanischer Iranbeauftragter trifft saudischen Energieminister


• Außenminister Sarif in Katar 

• Pakistan protestiert gegen Tötung seiner Grenzsoldaten


NETANJAHU DROHT ABERMALS MIT MILITÄRSCHLAG

Israels Ministerpräsident Benjamin Netanjahu erklärte auf einer
Pressekonferenz am 13. Dezember auf die Frage eines Journalisten,
wann die rote Linie überschritten sei, um einen militärischen Angriff
auf Iran zu starten: "Unsere rote Linie ist die Bedrohung der
Existenz des israelischen Staates. Sollte Iran diese rote Linie
überschreiten, werden wir Iran angreifen." Bezugnehmend auf
Äußerungen einiger Politiker in Iran sagte er weiter: "Wir werden
alles unternehmen, was zur Abwehr der Gefahren, die vom iranischen
Regime ausgehen, nötig ist, dem Regime, das offensichtlich die
Vernichtung Israels anstrebt." Auf die Frage, wie Israel auf die
iranische Bedrohung reagieren werde, antwortete der
Ministerpräsident: "Ich sehe keine Option, die ich ablehnen würde."

Netanjahu erwähnte die Luftangriffe gegen iranische Stützpunkte in
Syrien und sagte, Israel sei das einzige Land, das "direkt" iranische
Kräfte angreift. Und er fügte hinzu: "Iran stellt die gefährlichste
Bedrohung gegen die Existenz Israels dar." Seit einigen Jahren habe
das "aggressive Verhalten Irans in der Region" dazu geführt, dass die
arabischen Staaten, die einst Israel als ihren Feind betrachteten,
sich dem Land angenähert hätten. Die arabischen Staaten hätten genau
erkannt, dass Israel nicht ihr Feind sei, sondern ein "nötiger
Verbündeter".

Unter den arabischen Staaten haben nur Ägypten und Jordanien
diplomatische Beziehungen zu Israel. Doch Israel versucht seit
geraumer Zeit, neue Beziehungen zu den Staaten der Region aufzubauen.
Aus Sicht der israelischen Führung ist Saudi-Arabien besonders
wichtig, weil das Land sowohl in der arabischen als auch in der
islamischen Welt über großen Einfluss verfügt. Israel hofft, in den
Bereichen Wirtschaft und Technologie Beziehungen zu Saudi-Arabien und
anderen arabischen Staaten zu knüpfen und die feindliche Haltung
Saudi-Arabiens gegenüber Iran als Basis für engere Beziehungen und
die Bildung einer gemeinsamen Front gegen Iran nutzen zu können.

Bei der Pressekonferenz kam auch der Mord an dem saudischen
Journalisten Jamal Khashoggi zur Sprache. Netanjahu bezeichnete den
Mord als "erschütternd und beängstigend", fügte jedoch hinzu, man
müsse darauf mit "diplomatischen Abwägungen reagieren". Es gehe dabei
darum, diesen Fall mit der herausragenden Rolle Saudi-Arabiens in der
Region abzuwägen. Denn eine Destabilisierung Saudi-Arabiens würde die
Destabilisierung der ganzen Welt zufolge haben.

Am 23. Dezember äußerte sich Netanjahu zu der Ankündigung der USA,
ihre Truppen aus Syrien zurückzuziehen. Wenn es nötig sein sollte,
werde Israel seine Aktivitäten gegen iranische Kräfte in Syrien
verstärken, sagte er auf einer Kabinettssitzung. Aus israelischer
Sicht bilden die amerikanischen Truppen in Syrien ein wichtiges
Instrument im Kampf gegen den Hauptfeind Iran und gegen Russlands
Einflussnahme in Syrien und in der gesamten Region. Dennoch sagte
Netanjahu: "Die Entscheidung der USA, ihre 2000 Soldaten aus Syrien
abzuziehen, wird keinen Einfluss auf unsere Strategie haben." Um die
Sorgen in der israelischen Bevölkerung zu zerstreuen, betonte der
Ministerpräsident: "Unsere enge Zusammenarbeit mit den Vereinigten
Staaten wird in vollem Umfang fortgesetzt, vor allem im operativen
Bereich und in den Bereichen Information und Sicherheit."

Den Berichten zufolge scheint Präsident Trump inzwischen seine
Entscheidung, die US-Truppen aus Syrien abzuziehen, etwas revidiert
zu haben. Nach einem Treffen mit dem einflussreichen Senator Lindsey
Graham sprach er laut AFP vom 1. Januar von einem "langsamen" Abzug.
Dabei solle auch der Rest des Islamischen Staates (IS) bekämpft
werden. "Wir bringen unsere Truppen langsam heim zu ihren Familien,
während wir zugleich die Überreste des IS bekämpfen", twitterte der
Präsident.

Indes rühmte Netanjahu in einem Interview mit dem brasilianischen
Fernsehen den "fundamentalen Wandel" in den Beziehungen Israels zu
den arabischen Staaten. Inzwischen sei für die arabischen Staaten die
Beziehung zu Israel als Verbündeter, der sowohl gegen Iran als auch
gegen den IS kämpft, existenziell wichtig geworden, sagte er. "Die
gegenwärtige Weltlage hat unsere Beziehung zu den arabischen Staaten
revolutioniert." Im selben Interview betonte Netanjahu, sein Land sei
entschlossen, Iran daran zu hindern, in den Besitz von Nuklearwaffen
zu gelangen. "Iran hat das Ziel, Atomwaffen zu bauen und Israel zu
vernichten", sagte der Regierungschef. Er bezeichnete Irans Regime
als "extrem islamisch und sagte, Israel habe gezeigt, dass es im
Kampf gegen den aggressiven und extremen Islam entschlossen sei,
gleichgültig ob es sich um den schiitischen Extremismus wie den in
Iran handele oder um den sunnitischen wie den des IS oder Al-Qaida.

Auf die Frage, ob er sich ein Treffen mit der iranischen Führung
vorstellen könne, sagte Netanjahu, solange Iran die Vernichtung
Israels plane, werde er dazu nicht bereit sein.

Auch Tami Heyman, Chef des israelischen Militärgeheimdienstes, wies
auf die Gefahr hin, die seiner Ansicht nach von Iran ausgeht. Auf
einer Tagung in Israel sagte er, Iran könnte seine Position im Irak
für einen Angriff gegen Israel nutzen. "Irak steht unter dem
zunehmenden Einfluss der Al-Kuds-Brigade (einer Abteilung der
iranischen Revolutionsgarden für Auslandseinsätze) und des Regimes in
Teheran", betonte der General. "Das ist eine Bedrohung für Israel."
Politische Beobachter sind der Meinung, dass Israel versucht, sowohl
westliche als auch arabische Staaten dazu zu bewegen, Druck auf die
irakische Regierung auszuüben, damit sie zum Regime in Teheran
Abstand nimmt. Dabei hatte der iranische Botschafter in Irak kürzlich
erklärt, Iran habe nach der Vertreibung des IS aus dem Nachbarland
alle seine militärischen Berater aus dem Irak zurückgezogen.


SAUDI-ARABIEN KÜNDIGT REGIONALES SICHERHEITSABKOMMEN
AN

Saudi-Arabiens König Salman forderte am 10. Dezember auf der
Jahrestagung des Golfkooperationsrats in Riad die Mitgliedsstaaten
auf, gegenüber "Iran und dem Terrorismus" eine Einheit zu bilden.
"Dies setzt voraus, dass wir unser Hab und Gut schützen und mit
unseren Verbündeten kooperieren, um Frieden und Sicherheit in der
Region und in der Welt bewahren zu können", sagte er.

Zugleich erklärte der saudische Außenminister Adel al-Dschubeir auf
der Pressekonferenz zum Abschluss der Tagung, die arabischen Staaten
führten derzeit Gespräche mit den Vereinigten Staaten über ein
Sicherheitsabkommen zum Schutz der Region vor "fremden Aggressoren".
Ziel des Abkommens sei, eine neue Sicherheitsstruktur für den Nahen
und Mittleren Osten zu bilden, um die Staaten der Region vor äußeren
Bedrohungen zu schützen und die Beziehungen der arabischen Staaten zu
den USA zu stärken. Auf die Frage, ob das neue Abkommen sich gegen
Iran richte, sagte der Minister, dieses Thema werde bei den
Gesprächen behandelt. Es gebe dazu einige Ideen.

An der 39. Jahrestagung des Golfkooperationsrats nahm der Emir von
Katar nicht teil. Der Scheich Tamim bin Hamad Al Thani, lehnte die
Einladung von König Salman ab. Er schickte eine Delegation unter der
Leitung seines Außenministers nach Riad.

Der Golfkooperationsrat wurde etwa zwei Jahre nach der iranischen
Revolution von 1979 unter Teilnahme von Saudi-Arabien, der Arabischen
Emiraten, Kuwait, Katar, Bahrain und Oman gegründet. Der Rat befindet
sich derzeit in einer Krise. Einige arabische Staaten werfen dem
Ratsmitglied Katar vor, Terrorismus unterstützt und sich Iran
angenähert zu haben. Katar bestreitet jegliche Kooperation mit
terroristischen Organisationen. Aus diesem Streit halten sich die
Ratsmitglieder Kuwait und Oman heraus. Beide Staaten sind auch um
normale Beziehungen zu Teheran bemüht. Diese Umstände haben in
letzter Zeit dazu geführt, dass der Rat nicht mehr in der Lage ist,
eine klare Strategie zu entwickeln, vor allem nicht Iran gegenüber.
Daher versuchen die USA, den Streit, insbesondere zwischen Katar und
Saudi-Arabien zu schlichten, um eine Front gegen Iran aufbauen zu
können, an der auch Israel teilnehmen könnte.


ROHANI DROHT MIT SCHLIEßUNG DER STRAßE VON HORMOS

Irans Präsident Hassan Rohani drohte bei einem Besuch der Provinz
Semnan am 4. Dezember abermals mit der Schließung der Straße von
Hormos. "Die Amerikaner sollten wissen, dass wir unser Öl verkaufen
und auch in Zukunft verkaufen werden und dass sie nicht in der Lage
sein werden, uns daran zu hindern. Sollten sie dennoch eines Tages
versuchen, den iranischen Ölexport zu behindern, wird kein Öl mehr
aus der Region des Persischen Golfs ins Ausland exportiert werden."

Ein Großteil des Öls, das aus den arabischen Staaten exportiert wird,
wird durch die Straße von Hormos transportiert. Das ist fast ein
Drittel des weltweit per Schiff transportierten Erdöls. Rohani hatte
in der Vergangenheit bereits mehrmals mit einer Blockade der Straße
von Hormos gedroht.

Bemerkenswert bei der Äußerung Rohanis ist, dass ein Tag zuvor
Mohammad Bagher Nobacht, Leiter der Organisation Planung und
Haushalt, erklärt hatte, in diesem Jahr sei der Ölexport im Vergleich
zum Vorjahr von 2,5 Millionen Barrel pro Tag auf eine Million pro Tag
gesunken.

Der Sondergesandte der USA für Iran, Brian Hook, meinte zu Rohanis
Drohung, Iran sei nicht in der Lage, den Transportweg zu blockieren.
Denn "die Straße von Hormos ist eine internationale Wasserstraße".
Die USA würden gemeinsam mit ihren Partnern in der Region dafür
sorgen, dass die Straße für den internationalen Transport frei
bleibe.


ROHANI WARNT VOR "FLUT VON DROGEN UND BOMBEN"

Irans Präsident Hassan Rohani hat den Westen vor den Folgen ihrer
Sanktionspolitik gewarnt. Bei einer Rede vor der zweiten Konferenz
der Parlamentspräsidenten von Iran, Afghanistan, Pakistan, Russland,
der Türkei und China in Teheran am 8. Dezember sagte er, mit den
Sanktionen werde die Fähigkeit Irans zum Kampf gegen den
internationalen Terrorismus geschwächt. Viele Menschen würden damit
ihren Schutz verlieren. "Wer das nicht glaubt, sollte einen Blick auf
die Landkarte werfen." "Wir erwarten nicht von westlichen Staaten,
dass sie für die Sicherheit, für die wir sorgen, Kosten übernehmen.
Aber sie sollten sich darüber bewusst sein, dass sie mit den
Sanktionen dem Kampf gegen den Terrorismus und den Drogenschmuggel
enormen Schaden zufügen."

Rohani warnte den Westen: "Sollte unser Kampf geschwächt werden,
werdet ihr unter der Flut von Drogen, Bomben, Terror und
Asylbewerbern nicht ungeschoren davonkommen." "Wir geben jährlich 800
Millionen Dollar für den Kampf gegen Drogenschmuggel aus, was den
Völkern von Osteuropa bis Westamerika und Nordafrika bis Westasien
zugutekommt. Stellen Sie sich vor, was geschieht, wenn in diesem
Damm, den wir gebaut haben, Risse entstehen. Es wäre eine
Katastrophe. Genauso verhält es sich mit unserem Kampf gegen den
Terrorismus."

Die von den USA verhängten Sanktionen bezeichnete Rohani als
"Wirtschaftsterror", sie seien "ungerecht und illegal", sagte er.
Washington habe einen "totalen Angriff" auf Iran gestartet, der die
Unabhängigkeit und Identität des Landes und dessen Beziehungen zum
Ausland bedrohe. "Wirtschaftsterror soll für Panik in der Wirtschaft
eines Landes sorgen und in anderen Ländern Panik verbreiten, um
Investitionen zu verhindern." Wenn die USA die chinesische Wirtschaft
unter Druck setzten oder gegen Russland oder die Türkei Sanktionen
verhängten, spüre man die Folgen auch in Iran, sagte Rohani in
Anwesenheit der Vertreter der genannten Länder. So würden
Strafmaßnahmen gegen ein Land, alle Länder betreffen. "Wenn sie
Sanktionen gegen Iran verhängen, berauben sie jeden von uns der
Gewinne des internationalen Handels, der Energiesicherheit und der
nachhaltigen Entwicklung. Wir sind hier um zu sagen, dass wir solch
eine Anmaßung nicht hinnehmen werden."


EU WILL GRÖßEREN DRUCK AUF IRAN AUSÜBEN

Die EU-Außenminister haben bei einem Treffen am 10. Dezember in
Brüssel unter anderem auch über die Position der EU gegenüber Iran
diskutiert. Dabei erklärte Bundesaußenminister Heiko Maas einem
Bericht der dpa zufolge: "Wir werden mit dem Iran darüber reden
müssen, wie der Iran sich in Syrien verhält, was das ballistische
Raketenprogramm angeht, was Geheimdienstaktivitäten in Europa
betrifft. Und das wird eine unbequeme Diskussion werden für den Iran,
weil wir mit den Dingen, die dort sich entwickeln, hier so nicht
einverstanden sind und auch nicht akzeptieren werden, dass das
einfach so weiterlaufen wird."

Offenbar nahm Maas Bezug auf die jüngsten Raketentests in Iran und
auf die Terroranschläge auf Exiliraner, die Iran angeblich in
Frankreich und Dänemark geplant hatte. Der Minister machte zugleich
deutlich, dass die EU weiterhin am Atomabkommen festhalten werde,
vorausgesetzt auch Teheran halte sich daran. "Wir wollen nicht, dass
der Iran noch einmal in die militärisch genutzte Urananreicherung
einsteigt, und wir glauben, dass das nur mit diesem Abkommen zu
gewährleisten ist" zitierte dpa den Minister. Die EU wolle sich
bemühen, den Geschäftsverkehr mit Iran trotz amerikanischer
Sanktionen aufrechtzuerhalten. "Es gibt Vorschläge, wie so etwas
realisiert werden kann", sagte Maas zu der geplanten
Zweckgesellschaft (Special Purpose Vehicle). Allerdings seien dazu
auch politische Entscheidungen notwendig. Diese seien "in näherer
Zukunft" zu erwarten.

Irans Vizepräsident Abbas Araghtschi hatte am 30. November laut Irna
erklärt, Teheran wolle der EU "mehr Zeit geben", um Lösungen für den
Geschäftverkehr mit dem Land zu finden. Anerkennend sagte er, die EU
setze trotz verstärkten Drucks aus den USA ihre Bemühungen fort.
Allerdings könne sein Land "nicht ewig" warten, sagte Araghtschi.


TRUMP: KAUM EIN LAND WURDE SO SANKTIONIERT WIE IRAN

Während der Teilnahme am jüdischen Lichterfest Chanukka im Weißen
Haus in Washington am 7. Dezember bekundete US-Präsident Donald Trump
seine Entschlossenheit, eine nukleare Bewaffnung Irans zu verhindern.
Zugleich verteidigte er die harten Sanktionen gegen das Land. Er
lobte Israel als ein "Bollwerk der Demokratie im Herzen des Nahen
Ostens" und fand drastische Worte gegen Iran. Der Austritt der
Vereinigten Staaten aus dem Atomabkommen sei richtig und notwendig
gewesen, sagte er. "Wir haben das schreckliche Abkommen mit Iran
verlassen. Das Abkommen ist ganz, ganz schrecklich gewesen. Wir haben
Sanktionen gegen Iran beschlossen, so stark, wie kaum ein anderes
Land sie je erlebt hat."

Trump beschuldigte Iran abermals, den Besitz von Atomwaffen
anzustreben und sagte: "Wir dürfen niemals erlauben, dass Iran in den
Besitz von Nuklearwaffen gelangt. Wir dürfen nicht zulassen, dass der
größte Unterstützer des Terrorismus in der Welt, ein Regime, das
ständig 'Tod den USA' ruft und ständig Israel mit Vernichtung droht
und 'Tod Israel' ruft, Atomwaffen besitzt. Das werden wir niemals
zulassen", sagte der US-Präsident.

Während der Rede, die ständig vom Beifall des Publikums begleitet
wurde, wiederholte Trump seinen Entschluss, Jerusalem als Hauptstadt
Israels anzuerkennen.

Trump hatte bereits während seines Wahlkampfs das Atomabkommen als
verwerflich bezeichnet. Mehrmals betonte er auch später, Iran habe
nach dem Abkommen Zugang zu großen Geldquellen erhalten, die es zur
Unterstützung terroristischer Organisationen, Unterstützung des
syrischen Regimes, Einmischung in Angelegenheiten anderer Staaten der
Region, Destabilisierung des Nahen Ostens und zur Unterdrückung des
iranischen Volkes verwendet habe.


CHAMENEI WARNT VOR NEUEN PLÄNEN DER USA GEGEN IRAN

Irans Revolutionsführer Ali Chamenei sagte bei einer Rede vor den
Angehörigen der Opfer des Iran-Irak-Kriegs (1980-1988), bei den
revolutionären Kräften mache sich ein Zerfall bemerkbar, manche seien
vom richtigen Weg abgekommen. Das sei bei den Gründern des Islam
genauso gewesen. Doch gleichzeitig seien mehrfach größere Kräfte
entstanden. "Das ist ein Wunder der Revolution", sagte Chamenei.

In einem weiteren Teil seiner Rede warnte Chamenei die
Verantwortlichen des Staates, sich von Lobhudeleien der Feinde
verführen zu lassen. "Seid vorsichtig und achtet darauf, dass der
Feind, der durch die Tür hinaus geworfen wurde, nicht durch das
Fenster wieder hereinkommt." Es sei durchaus möglich, dass die
Amerikaner im neuen Jahr neue Pläne gegen Iran schmieden. Chamenei
kam auf die neuen Sanktionen zu sprechen und sagte, Ziel der
Amerikaner sei gewesen, durch Sanktionen unter den Gruppen im Land
Zwietracht zu stiften, die Leute auf die Straße zu treiben und dies
als "heißen Sommer" zu bezeichnen. Die Feinde hätten bereits Anfang
des Jahres von einem bevorstehenden "heißen Sommer" in Iran
gesprochen und angekündigt, die Islamische Republik werde ihr 40.
Gründungsjahr nicht feiern können. Doch zu ihrem Leidwesen sei dieser
Sommer hervorragend gewesen und das iranische Volk werde das 40.
Gründungsjahr höchst feierlich gestalten, sagte Chamenei.


USA WERFEN IRAN VERSTOß GEGEN UN-RESOLUTION VOR

US-Außenminister Mike Pompeo warf Iran in einer am 3. Januar
veröffentlichten Erklärung vor, mit dem Abschuss von
Satelliten-Raketen gegen die UN-Resolution 2231 verstoßen zu haben,
denn solche Raketen seien mit einer ähnlichen Technologie wie
ballistische Atomträgerraketen gebaut worden.

Iran hatte im September sein Programm zum Test von Satellitenraketen
bekannt gegeben. Vizeverteidigungsminister Ghassem Taghisadeh hatte
angekündigt, "bald" drei Satelliten in den Weltraum schicken zu
wollen. Diese seien in Iran gebaut worden. Einer der Satelliten solle
zum 40. Jahrestag der Revolution (12. Februar 2019) die Fähigkeit
Irans in der Raumfahrttechnik demonstrieren, sagte Taghisadeh.

Die UN-Resolution 2231, die im Zusammenhang mit dem Atomabkommen
verabschiedet wurde, verbietet Iran den Bau von ballistischen
Raketen, die in der Lage sind, Nuklearwaffen zu tragen. Irans
Außenminister Mohammad Dschawad Sarif erklärte in Reaktion auf
Pompeos Erklärung, der Abschuss von Satelliten-Raketen sei kein
Verstoß gegen die UN-Resolution. Zudem hätten die USA mit ihrem
Austritt aus dem Atomabkommen gegen die Resolution verstoßen. Sie
hätten daher kein Recht, andere zu warnen.

Die USA hatten mehrmals und zuletzt am 2. Dezember gegen Iran wegen
des Abschusses von ballistischen Raketen protestiert. Iran habe seit
der Unterzeichnung des Abkommens mehrmals gegen die UN-Resolution
verstoßen, heißt es in der Erklärung von Pompeo. "Die USA sind nicht
dazu bereit, die zerstörerische Politik Irans und die Gefährdung der
Stabilität und Sicherheit der Welt, untätig hinzunehmen. Wir fordern
Iran daher auf, sein aggressives Verhalten, den Abschuss von Raketen
und andere Aktivitäten, die mit ballistischen Raketen in Verbindung
stehen, zu beenden, um nicht noch mehr als bisher diplomatisch und
ökonomisch isoliert zu werden."


IRAN BEGRÜßT JEMEN-GESPRÄCHE

Das Außenministerium in Teheran erklärte am 3. Dezember, Iran
unterstütze die geplanten Gespräche zwischen den jemenitischen
Konfliktparteien in der schwedischen Hauptstadt Stockholm unter der
Aufsicht der Vereinten Nationen. In der Erklärung wurden die
Teilnehmer aufgefordert, "verantwortlich und konstruktiv" die
Gespräche zu führen und zu versuchen, durch vertrauensbildende
Vereinbarungen und Maßnahmen den Boden für ein umfassendes und
langfristiges Abkommen zu bereiten, um dem Leid, Hunger und Elend ein
Ende zu setzen. Weiter wurde in der Erklärung gefordert, alle aktiven
Gruppen an den Verhandlungen zu beteiligen und betont, dass die Krise
in Jemen nur politisch gelöst werden könne.

Weiter wird in der Erklärung die internationale Staatengemeinschaft
aufgefordert, sich ernsthaft für den Frieden in Jemen einzusetzen und
auf jene Staaten Druck auszuüben, die an Aggressoren Waffen liefern.
Damit werde der Prozess zum Frieden erleichtert und dem jemenitischen
Volk die Möglichkeit gegeben, ohne Einmischung fremder Staaten über
das eigene Schicksal zu entscheiden.

Außenamtssprecher Bahram Ghassemi sagte, das Vierpunkteprogramm, das
ursprünglich vom iranischen Außenminister Mohammad Dschawad Sarif
vorgelegt worden sei, könne nach wie vor ein konkreter Wegweiser für
die Verhandlungen bilden. Sarif hatte im April 2015 vier Etappen für
den Weg zum Frieden in Jemen vorgeschlagen: Waffenstillstand,
humanitäre Hilfeleistungen, Friedensverhandlungen unter Beteiligung
aller jemenitischen Gruppen und Bildung einer nationalen Regierung.

Der Krieg in Jemen, der Anfang 2015 begonnen hat, hat inzwischen
Zehntausende Tote und Millionen Menschen hervorgebracht, die von
Hungersnot, Seuchenkrankheiten und Obdachlosigkeit betroffen sind.
Saudi-Arabien, die Arabischen Emirate und sieben weitere arabische
Staaten traten in den Bürgerkrieg ein, um die Huthi-Rebellen, die von
Iran unterstützt werden, zurückzudrängen und den geflüchteten
Präsidenten, Mansur Hadi, wieder an die Macht zurückzubringen. Die
Koalition wird von den USA unterstützt. Gegen diese Unterstützung
gibt es viel Kritik, nicht nur Demokraten, auch einige
republikanische Abgeordnete in den USA drängen die Regierung in
Washington, vor allem nach dem Mord an dem saudischen Journalisten
Khashoggi, sie zu beenden und Druck auf die Koalition auszuüben, um
den Waffengang einzustellen.

Timothy Lenderking, ein Vertreter des US-Außenministeriums, wehrte am
9. Dezember in Abu Dhabi auf einer internationalen Tagung zum Thema
"Jemen nach dem Krieg, Probleme des Friedens und des Wiederaufbaus"
die Kritik ab und sagte, die USA hätten die jemenitische Regierung
und die Huthis dazu ermuntert, sich bei den Verhandlungen "voll zu
engagieren", um den Bürgerkrieg zu beenden. "Mit einem Blick in die
Zukunft der Region sind wir bestrebt, ein einheitliches und stabiles
Jemen aufzubauen, das nicht zur Schwächung, sondern zur Stärkung der
Region beiträgt. So werde es in Zukunft in Jemen für Kräfte keinen
Platz geben, die, von Iran unterstützt, gegen Saudi-Arabien, die
Vereinigten Emirate und gegen Ressourcen agieren, die für die gesamte
Menschheit existenziell wichtig seien.

Die USA und andere westliche Staaten werfen Iran vor, durch
Waffenlieferungen an die Huthis den Krieg zu schüren. Iran bestreitet
dies und behauptet, nur "beratend" in Jemen tätig zu sein. Derzeit
befinden sich weite Teile des Jemens in der Hand von Huthis. Manche
politischen Beobachter bezeichnen den Krieg in Jemen als
Stellvertreterkrieg zwischen Iran und Saudi-Arabien.

Die letzten Friedensgespräche, die 2016 in Kuwait und 2017 in Genf
stattfanden, scheiterten.


UNO ENTDECKT IRANISCHE WAFFEN IN JEMEN

Wie die Agentur AFP am 12. Dezember berichtete, legte
UN-Generalsekretär Antonio Guterres einen Bericht vor, aus dem
hervorgeht, dass mutmaßlich in Iran produzierte Waffen in Jemen
entdeckt wurden. Demnach soll die Militärkoalition, die von
Saudi-Arabien angeführt wird, zwei Container-Starteinheiten für
Panzerabwehrraketen entdeckt haben, die von UN-Vertretern überprüft
wurden. Diese stellten bei dem Fund "Eigenschaften iranischer
Herstellung" fest. Die Militärkoalition habe auch teilweise
demontierte Boden-Luft-Raketen beschlagnahmt, die ebenfalls von
UN-Vertretern begutachtet wurden. "Die Eigenschaften scheinen mit
denen iranischer Raketen übereinzustimmen", heißt es in dem Bericht.

Teheran hat stets bestritten, Waffen an die Huthis in Jemen geliefert
zu haben. Die Unterstützung die den Rebellen gewährt werde, sei
lediglich politisch und beratend. Tatsächlich konnte bisher nicht
nachgewiesen werden, dass Iran Waffen an die Huthis geliefert hat.

Der Bericht des UN-Generalsekretärs wurde dem UN-Sicherheitsrat
vorgelegt. Am selben Tag beschäftigte sich der Rat mit Iran. Bei der
Sitzung war auch der amerikanische Außenminister Mike Pompeo
anwesend. Es ging dabei um die Frage, ob Iran nach dem Atomabkommen
gegen die UN-Resolution verstoßen habe und ob das Land seinen
Verpflichtungen nachgekommen sei. In dem Bericht des Generalsekretärs
wurde bestätigt, dass Iran sich an die Vorgaben gehalten habe und
kein Verstoß festgestellt werden konnte.


KURSWECHSEL GEGENÜBER SYRIEN BEGRÜßT

"Die Rückkehr einiger Länder nach Syrien und die Öffnung einiger
Botschaften in Damaskus sind eine positive Wende, die wir begrüßen",
sagte der Sprecher des Außenministeriums Bahram Ghassemi am 31.
Dezember, nachdem die Arabischen Emirate und Bahrain nach fast
siebenjähriger Abwesenheit ihre Botschaften in Damaskus
wiedereröffneten. Offenbar hätten die internationale Gemeinschaft und
die arabischen Staaten eingesehen, dass die legitime Regierung
Syriens und die territoriale Integrität des Landes anerkannt werden
müssen, sagte Ghassemi weiter.

Iran sei zuversichtlich, dass die neue Entwicklung in Syrien die lang
anhaltende Krise beenden und wieder Frieden ins Land einkehren werde.
Teheran werde, solange die syrische Regierung es wünsche, "seine
konstruktive Zusammenarbeit und Beraterrolle" fortsetzen.


GESPRÄCHE MIT TALIBAN BESTÄTIGT

Eine Woche nach den Verhandlungen zwischen den USA und Taliban in Abu
Dhabi erklärte Ali Schamchani, Generalsekretär des iranischen
nationalen Sicherheitsrats, bei einem Treffen mit Hamdollah Moheb,
nationaler Sicherheitsberater Afghanistans, Iran habe mit Taliban
Gespräche geführt, die afghanische Regierung sei über alle Kontakte
Irans mit Taliban informiert worden und das werde auch in Zukunft
genauso geschehen. Wann und wo die Gespräche stattgefunden haben und
worüber gesprochen wurde, sagte er nicht. "Die Islamische Republik
war schon immer eine zentrale Säule der Stabilität in der Region, und
die Zusammenarbeit zwischen beiden Ländern wird sicherlich dazu
beitragen, die derzeitigen Sicherheitsprobleme Afghanistans zu
lösen", sagte Schamchani.

An den Gesprächen zwischen den USA und Taliban, die drei Tage lang
dauerten, hatten auch Vertreter Pakistans, Saudi-Arabiens und der
Arabischen Emirate teilgenommen. Auch die afghanische Regierung hatte
eine Delegation hingeschickt, doch die Taliban weigerten sich, mit
ihren Landsleuten zu sprechen.

Der nationale Sicherheitsberater Afghanistans Moheb sagte, unter den
Afghanen bestehe allgemein der Wunsch nach Frieden, jetzt müsse noch
ein Konsens zwischen den beteiligten Staaten hergestellt werden. Der
Terrorismus sei ein Fluch, der alle Seiten bedrohe. Die Unsicherheit
eines Staates habe die Unsicherheit der gesamten Region zur Folge.

Seit zwei Jahren zeigen sich die USA und auch einige
Sicherheitsorgane Afghanistans besorgt über Kontakte zwischen Teheran
und den Taliban. Es wird sogar behauptet, Iran unterstütze die
Taliban mit militärischer Ausrüstung. Doch Iran bestreitet dies.
Hamidresa Bahrami, Irans Botschafter in Kabul, sagte kürzlich: "Wir
haben Kontakte zu Taliban, haben diese aber nicht
institutionalisiert, um den Taliban keine Legitimität zu verleihen."
Die Kontakte dienten lediglich dazu, die Taliban zur Teilnahme an den
Friedensbemühungen zu bewegen, fügte er hinzu.

Am 1. Januar gab das Teheraner Außenministerium bekannt, dass
Abgesandte der Taliban mit der iranischen Regierung Gespräche geführt
haben. Es sei um die Grundzüge von Friedensverhandlungen für
Afghanistan gegangen und vor allem über die Struktur der
Verhandlungen zwischen den Taliban und der afghanischen Regierung.
Der afghanische Präsident Aschraf Ghani sei über die Gespräche
informiert worden.


ZWEI IRANISCHE DIPLOMATEN AUS ALBANIEN AUSGEWIESEN

Medienberichten vom 20. Dezember zufolge, hat Albanien den iranischen
Botschafter und einen seiner Mitarbeiter als "unerwünschte Personen"
aus dem Land ausgewiesen. Den beiden wurden Aktivitäten vorgeworfen,
die die Sicherheit des Landes gefährdet hätten. In der Bekanntgabe
des Außenministeriums in Tirana werden Einzelheiten nicht erwähnt.
Die Entscheidung sei nach Beratung mit anderen Staaten, darunter
Israel, gefällt worden, sagte der Außenamtssprecher.

US-Präsident Donald Trump bedankte sich in einem Brief an den
albanischen Ministerpräsidenten Edi Rama für die Entscheidung. "Die
Führerschaft, die Sie mit der Ausweisung des iranischen Botschafters
bewiesen haben, veranschaulicht unsere gemeinsamen Anstrengungen, der
Regierung Irans zu zeigen, dass ihre terroristischen Aktivitäten in
Europa und in der ganzen Welt schwere Konsequenzen haben werden",
schrieb Trump. US-Außenminister Mike Pompeo bedankte sich ebenfalls
auf Twitter bei der albanischen Regierung "wegen der Ausweisung der
iranischen Diplomaten", die er als "Planer terroristischer Anschläge
in Albanien" bezeichnete. Auch Sicherheitsberater John Bolton
bedankte sich beim albanischen Ministerpräsidenten, weil seine
Regierung "Irans Unterstützung des Terrorismus" nicht geduldet habe.

Verschiedene Medien vermuteten, dass die Ausweisungen mit der
Umsiedlung der iranischen Exil-Gruppe der Volksmodschahedin aus dem
Irak nach Albanien zusammen hängt. Albanien hatte sich 2013 auf
Wunsch der USA bereit erklärt, rund 2000 Mitglieder der Gruppe
aufzunehmen.


TÜRKEI KRITISIERT SANKTIONEN GEGEN IRAN

Der türkische Präsident Recep Tayyip Erdogan empfing am 20. Dezember
den iranischen Präsidenten Hassan Rohani in Ankara. Themen des
Gesprächs waren der Ausbau der Wirtschaftsbeziehungen zwischen den
Nachbarländern und die Erörterung der Probleme, die durch
US-Sanktionen gegen Iran entstanden sind. Die beiden Präsidenten
betonten auf einer Pressekonferenz die Notwendigkeit, ihre
Zusammenarbeit in Bezug auf Syrien und gegen die kurdische
Arbeiterpartei PKK fortzusetzen. In einer gemeinsamen Erklärung heißt
es, beide Staaten würden alle Möglichkeiten, die ihre Beziehung
bietet, einsetzen, um die bewaffneten Gruppen PKK und YPG zu
bekämpfen.

Erdogan erklärte auf der Pressekonferenz laut dpa vom 20. Dezember:
"Ich möchte einmal mehr betonen, dass Amerikas Entscheidung, Iran zu
sanktionieren, die Sicherheit und Stabilität der Region gefährdet und
wir als Türkei diese Entscheidungen nicht befürworten." Die Türkei
werde weiterhin an der Seite des verbündeten iranischen Volkes
stehen.

Rohani sagte, Iran und die Türkei seien sich einig, dass die Einheit
Syriens gewahrt bleiben müsse. "Die territoriale Integrität Syriens
muss von allen Seiten respektiert werden. Beide Länder sind sich
darin einig", sagte Rohani auf der Pressekonferenz. Er bedankte sich
bei Erdogan für die "klare Stellungnahme" gegen die US-Sanktionen und
sagte, keine Macht sei in der Lage, "die nachbarlichen und
brüderlichen Beziehungen" zwischen Iran und der Türkei zu zerstören.

Rohani betonte, dass Iran, die Türkei und Russland ihre Kooperation
zur Wiederherstellung des Friedens in Syrien fortsetzen werden. Der
nächste Dreiergipfel solle in Russland stattfinden, kündigte Rohani
an.

Nach ihrem Gespräch nahmen beide Präsidenten an der 5. Sitzung des
"Obersten Rats der strategischen Beziehungen zwischen Iran und der
Türkei" teil. Der Rat wurde während der ersten Amtsperiode von Rohani
mit dem Ziel gegründet, die Wirtschaftsbeziehungen zwischen den
beiden Ländern auszubauen und das Handelsvolumen auf 20 Milliarden
Dollar im Jahr zu steigern. Nach der Sitzung veröffentlichte der Rat
eine Erklärung, in der unter anderem die Notwendigkeit betont wird,
das Atomabkommen zu erhalten sowie die bilateralen und regionalen
Beziehungen der beiden Länder weiter auszubauen.


AMERIKANISCHER IRANBEAUFTRAGTER TRIFFT SAUDISCHEN
ENERGIEMINISTER

Das US-Außenministerium bestätigte, dass der US-Sonderbeauftragte für
Iran, Brian Hook, sich im Vorfeld der OPEC-Konferenz am 6. Dezember
in Wien mit dem saudischen Energieminister Khalid A. Al-Falih
getroffen hat. Bei der Konferenz ging es um die Reduzierung des
Öl-Exports, wobei Iran die Forderung stellte, aufgrund der Sanktionen
von der Neuregelung ausgenommen zu werden. An der Konferenz nahmen
auch einige Nicht-Mitglieder, darunter Russland, teil. Zuvor hatte
die Agentur Reuters von dem Treffen Hooks mit Al-Falih berichtet,
doch die Saudis hatten den Bericht dementiert. Kurz danach teilte das
US-Außenministerium mit, es habe ein kurzes Treffen zwischen den
beiden Ministern gegeben. Warum das Treffen zustande gekommen war und
worüber gesprochen wurde, gab das Ministerium nicht bekannt.

Indes hat das OPEC-Mitglied Katar bekannt gegeben, aus der
Organisation aussteigen zu wollen. Überraschend erklärte
Energieminister Saad al Kaabi in Doha, sein Land werde ab Januar 2019
nicht mehr der OPEC angehören. Grund der Entscheidung sei eine
Neugestaltung der Außenpolitik Katars und die Entwicklung einer
langfristigen Strategie. Das Land möchte sich als größter
Erdgasproduzent der Welt auf die Steigerung seines Gasexports
konzentrieren. "Wir sind Realisten, uns ist bewusst, dass wir kein
großes Potential an Erdöl haben, aber an Erdgas", sagte der Minister.
Er betonte, dass die Entscheidung aus "technischen und strategischen
Gründen" erfolgt sei und absolut keinen politischen Hintergrund habe.

Katar war seit 1961 Mitglied von OPEC. Das Land produziert derzeit
rund 1,5 Millionen Barrel Öl pro Tag.


AUßENMINISTER SARIF IN KATAR

Irans Außenminister Mohammad Dschawad Sarif besuchte am 15. Dezember
den Golfstaat Katar, ein Land, das seit Juni 2017 von Saudi-Arabien,
Ägypten, Bahrain und den Arabischen Emiraten boykottiert wird. Dort
hielt er auf einer internationalen Tagung in der Hauptstadt Doha eine
Rede, bei der er unter anderem sagte: "Sicherlich stehen wir wegen
Sanktionen unter Druck. Wird aber dieser Druck unsere Politik ändern?
Ich versichere Ihnen, dass es nie der Fall sein wird." Iranische
Medien zitierten den Minister mit den Worten: "Wenn es eine Kunst
gebe, die Iran beherrschen könnte und sie auch anderen beibringen
wollte, wäre es die Kunst, Sanktionen zu umgehen."

Nachdem Katar von einigen arabischen Staaten boykottiert wurde,
erklärte Iran sich bereit, Katar zu unterstützen. Dies führte zu
einer Annäherung der beiden Staaten. Der Besuch von Sarif in Katar
dient dem Ausbau der Beziehungen zwischen den beiden Staaten.


PAKISTAN PROTESTIERT GEGEN TÖTUNG SEINER GRENZSOLDATEN

Das Außenministerium in Islamabad hat am 15. Dezember den iranischen
Botschafter einbestellt, um gegen die Tötung seiner Grenzsoldaten zu
protestieren. Das Ministerium gab bekannt, dass eine Gruppe
patrouillierender Grenzsoldaten in der Nähe der gemeinsamen Grenze
mit Iran bewaffnet angegriffen worden sei. Dabei seien sechs Soldaten
getötet und 14 verwundet worden. Auch vier der Angreifer seien
getötet worden. Detaillierte Angaben zu dem Vorfall machten die
Behörden nicht.

Das Außenministerium forderte in einer am 15. Dezember
veröffentlichten Erklärung Iran auf, die "Terroristen" zu verfolgen
und zu bestrafen. Beide Länder sollten in Zukunft ihre Zusammenarbeit
verstärken, um die Sicherheit der Grenze besser gewährleisten zu
können.

Iran verurteilte den Vorfall. Der Sprecher des Außenministeriums
Bahram Ghassemi veröffentlichte eine entsprechende Erklärung, in der
im Namen des iranischen Volkes und der Regierung der Bevölkerung und
der Regierung Pakistans sowie an den Hinterbliebenen Anteilnahme
bekundet wurde. Iran sei zu jeder gemeinsamen Aktivität gegen "jede
Form von Terrorismus" in der ganzen Region bereit, hieß es.

Bereits vor etwa einem Monat hatte Irans Innenminister Abdolresa
Rahmani Fasli nach einer Geiselnahme iranischer Grenzbeamter erklärt,
Pakistan habe an der Grenze eine "Sicherheitslücke". Iran sei in der
Lage, Terroristen und Geiselnehmer auch selbst jenseits der Grenze zu
verfolgen, werde dies aber aus Respekt gegenüber Pakistan
unterlassen. "Wir sind bereit, auch die Sicherheit der Gebiete
jenseits der Grenze zu kontrollieren, aber dazu brauchen wir die
Erlaubnis der pakistanischen Regierung", sagte der Minister. Eine
Gruppe, die sich Dscheisch al Adl nennt, hatte 14 Grenzbeamte
entführt, fünf von ihnen wurden vor einem Monat freigelassen.


Der Iran-Report kann kostenfrei auf der Website der Heinrich Böll
Stiftung abonniert werden unter

https://themen.boell.de.
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FERIEN/933: Theater Magdeburg - Winterferienkamp für Jugendliche, 11.-15.02.2019


Theater Magdeburg

Winterferienkamp für Jugendliche von 12 - 14 Jahre am Theater
Magdeburg

Jetzt noch schnell einen der freien Plätze sichern!

Von Mo. 11.2.bis Fr. 15.2.2019 im Opernhaus



Kaum gehen die Weihnachtsferien dem Ende entgegen, ist Zeit für die
nächsten Planungen, was mit den Kindern in den nächsten Wochen und
Monaten unternehmen. Die haben noch nie Theaterluft geschnuppert? Dann
gibt es während der Winterferien von Mo. 11.2.- Fr. 15.2.2019 die
Gelegenheit! In einer Workshop-Woche können Jugendliche von 12 bis 14
Jahren das Theaterspielen kennenlernen und sich selbst darin erproben.

Das Feriencamp wird vom theaterpädagogischen Team des Theaters
Magdeburg, Veronika Riedel und Matthias Brandt, geleitet und ist ideal
für alle, die einen kurzen, aber intensiven Einblick in die
Theaterwelt erhalten wollen.

Der Workshop ist kostenfrei und findet täglich von 11.00 bis 14.00 Uhr
statt. Die Ergebnisse ihrer Erfahrungen aus dem Workshop präsentieren
die Teilnehmenden am Fr. 15.2.2019, 15.00 Uhr, im Podium des
Opernhauses für Interessierte, Eltern, Freunde und Verwandte.

Wer Interesse hat, kann sich unter
matthias.brandt@theater-magdeburg.de anmelden, einige Plätze sind noch
frei!

Nur wenige Tage vor den Winterferien, am Do. 7.2.2019, 11.00 Uhr,
haben Kindergärten noch die hervorragende Gelegenheit, die Kinderoper
»Raus aus dem Haus« mit den jüngsten Zuschauerinnen und Zuschauern zu
erleben. Ebenfalls am Do. 7.2.2019, 19.30 Uhr, im Schauspielhaus sind
noch wenige Karten für die Vorstellung von »A Clockwork Orange« für
Jugendliche ab 16 Jahre erhältlich. Für »Pippi Langstrumpf« hingegen
gibt es erst wieder Karten für Fr. 22. 3. 2019 im Schauspielhaus.

Gleich nach den Winterferien, am Fr. 22.2.2019, 19.30 Uhr, lohnt sich
der Besuch des Tanzstückes »Roots« für alle diejenigen, die bereits
schon Theaterluft geschnuppert haben oder Tanztheater ganz hautnah
erstmals erleben möchten, fern von jedem »Tutu-Klischee«.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 03.01.2019

Theater Magdeburg

Universitätsplatz 9, 39104 Magdeburg

Internet: www.theater-magdeburg.de
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THEATER/1393: Lippstadt - Malala - die junge Kämpferin für Kinderrechte, 15.01.2019


Stadt Lippstadt

Malala - die junge Kämpferin für Kinderrechte

Musik-Theater über die Kinderrechtsaktivistin und Friedensnobelpreisträgerin



Lippstadt. Schon mit 11 Jahren stand die Pakistanerin Malala Yousafzai
gegen die Taliban auf, die ihre Mädchenschule schließen wollten. Sie
schreibt auf einer Webseite der BBC unter einem Pseudonym an, über
ihren Alltag, ihre Gefühle und Ängste unter der Herrschaft der
pakistanischen Taliban zu berichten. Insbesondere gegen die Zerstörung
der Mädchenschulen begehrt sie auf, weil sie Bildung gerade auch für
Mädchen für wichtig hält. Ihr Blog wird schnell bekannt. Als ihr
Pseudonym aufgedeckt wird, halten Taliban ihren Schulbus im Herbst
2012 an und schießen dem Mädchen aus nächster Nähe in Kopf und Hals.
Schwerverletzt überlebt sie.

Im Alter von 17 Jahren erhielt sie 2014 für ihr Engagement den
Friedensnobelpreis und wurde drei Jahre später zur
UNO-Friedensbotschafterin ernannt. Damit ist Malala weltweit zu einem
Symbol der Hoffnung und Zuversicht geworden.

Regisseurin G. Güntel entführt in eine zunächst fremde. Klangcollagen,
Video-Projektionen und Live-Musik (mit Sitar und Tablas) aber auch
partizipative Elemente beziehen die Zuschauer mit ein.
Tänzerische, filmische, dokumentarische sowie puppenspielerische
Elemente verzahnen sich auf der Bühne zu einem emotionalen Ereignis.

für Zuschauer ab 10 Jahren

Dauer: ca. 75 Minuten, keine Pause

anschließend ca. 30 Minuten. Gespräch mit den Schauspielern

Atze Musiktheater Berlin

Termin: Dienstag, 15. Januar 2019, 17 Uhr

Ort: Aula des Evangelischen Gymnasiums Lippstadt, Beckumer Straße 61,
59555 Lippstadt

Preis: 9,50 Euro

Veranstalter: KWL Kultur und Werbung Lippstadt GmbH

Kartenverkauf: Kulturinformation Lippstadt im Rathaus, Lange Str. 14,
59555 Lippstadt, Tel. (0 29 41) 5 85 11, post@kulturinfo-lippstadt.de;
Mo - Fr 10 - 18 Uhr, Sa 10 - 14 Uhr

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 04.01.2019

KWL Lippstadt GmbH

info@kwl-lippstadt.de

Tel: 02941/988780



veröffentlicht im Schattenblick zum 9. Januar 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / KUNST / VERANSTALTUNGEN





TREFF/723: Cuxhaven - "Kwaheri Askari - Auf Wiedersehen Askari", Lesung vor Portrait, 15.01.2019


Stadt Cuxhaven

"Kwaheri Askari - Auf Wiedersehen Askari" 

Ein neues Bild von Mustapha. Lesung vor Portrait mit Anja Seelke



Am Dienstag, dem 15. Januar 2019, um 19.30 Uhr gastiert die ehemalige
Otterndorfer Stadtschreiberin Anja Seelke im Schloss Ritzebüttel in
Cuxhaven.

1918 entsteht das ungewöhnliche Porträt eines schwarzen Jungen. Dem
Betrachter scheint es auf liebevolle Weise 'zugeneigt'. Die schöne
Pose des Jugendstils steht in rätselhaftem Kontrast zum
Expressionismus der Zeit. Nach dem Verlust der Deutschen Kolonien ließ
'Schutztruppen'-General von Lettow-Vorbeck das Andenken an die Askari,
die schwarzen Söldner in Ost-Afrika, im Bilde festhalten. Doch mit der
Kunst verbunden waren Hoffnungen auf weitere Kolonialherrschaft. Auf
erstaunliche Weise gelangte dieses Bild über eine Familie aus
Lüdingworth zur Otterndorfer Stadtschreiberin und Malerin Anja Seelke,
die von dem Bild regelrecht elektrisiert war. Wer war der Junge und
war er wirklich unberührt vom Kriegsgeschehen? Anja Seelke entdeckte
eine spannende Geschichte und malte ein neues Bild von Mustapha. Nach
100 Jahren kommt es in der "Lesung vor Porträts" zu einem unerwarteten
Wiedersehen mit dem Askari - ungeschönt, aber wahr.

Die Veranstaltung erinnert an das Ende des Ersten Weltkrieges und des
Deutschen Kolonialismus 1918.

Eintrittskarten für die Veranstaltung gibt es im Vorverkauf in der
Kulturinformation, Schlossgarten 4, Tel. 0 47 21/6 22 13 (geöffnet
Mo-Fr 9-13 Uhr, Di-Fr 15-18 Uhr, Sa 10-13 Uhr) und online unter
www.cuxhaven.de/tickets. Eventuelle Restkarten sind am
Veranstaltungsabend ab 18.30 Uhr an der Abendkasse im Schloss
Ritzebüttel (Tel. 0 47 21/72 18 12) erhältlich.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 04.01.2019

Stadt Cuxhaven

Büro des Oberbürgermeisters

Rathausplatz 1, 27472 Cuxhaven

Tel.: 04721/700607, Fax: 04721/700909

E-Mail: presse@cuxhaven.de
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GEGENWIND/787: Buchbesprechung - "Die Kapitalisten des 21. Jahrhunderts" von Werner Rügemer


Gegenwind Nr. 364, Januar 2019


Politik und Kultur in Schleswig-Holstein & Hamburg

Wie das Finanzkapital den Imperialismus vorantreibt

von Klaus Peters



Teils rücksichtslos offen, teils subtil baut das Finanzkapital mit
Hilfe von Regierungen den Imperialismus weiter aus. Der Publizist
Werner Rügemer berichtet in seinem neuen Buch "Die Kapitalisten des
21. Jahrhunderts" eindrucksvoll und detailliert über die
schockierenden, fast regelmäßig von den Regierungen unterstützten
Raubzüge der Konzerne und der Reichen. Initiatoren und Profiteure
sitzen oft selbst in den Regierungen oder Schlüsselpositionen der sie
tragenden Parteien. "Drehtüreffekte" nutzend, sind es manchmal sogar
dieselben Personen.



Den weltweit stärksten Einfluss haben die US-amerikanischen
Finanzakteure und Finanzoligarchen wie Blackrock, JPMorgan Chase,
Northern Trust, Blackstone u.a., deren Macht die der auch
transnational aktiven Großbanken inzwischen übersteigt. Diese
Finanzakteure sind in den USA und in den von ihnen mehr oder weniger
abhängigen "Kapital-Demokratien" an fast allen großen Unternehmen,
aber auch an den Großbanken beteiligt. Mittendrin agieren
Finanzakteure, die sich auf Hedgefonds, Private-Equity Fonds u.a.
spezialisiert haben.

Das sehr gut recherchierte und spannend geschriebene Buch von Werner
Rügemer ist ein äußerst wichtiger Beitrag zur Aufklärung über die
Machenschaften der vorwiegend aus den USA gesteuerten Finanzakteure,
über die durch sie geschaffenen Verflechtungen und Abhängigkeiten.
Hinzu kommen die ebenfalls ausführlich beschriebenen Einflüsse und
Verflechtungen der Digital-Giganten, Microsoft, Apple, Amazon,
Facebook, Google u.a. Verbindungen zum Militär oder zu den
Geheimdiensten können bei allen Akteuren vorausgesetzt werden oder
möglich sein. Alle zusammen beeinflussen die Arbeits-, Wohn- und
Lebensverhältnisse der Menschen nicht unerheblich.

Eine Gegenmacht zum "westlichen", aggressiven Kapitalismus erkennt der
Autor überraschenderweise in der Volksrepublik China. China würde
einer alternativen Logik folgen, sei mit seinen überwiegend staatlich
geleiteten Konzernen inzwischen ebenfalls weltweit aktiv, diese würden
aber weniger imperialistisch agieren, sich stärker am Grundsatz der
Nachhaltigkeit orientieren und vor allem auch das Völkerrecht
einhalten. In China selbst ist es grundsätzlich nicht zulässig,
Grundstücke an Investoren zu veräußern. Das in der übrigen
kapitalistischen Welt auch schon weit verbreitete Landgrabbing wäre
dort also nicht möglich.

Werner Rügemer stellt fest, dass die bisherigen Initiativen von
einzelnen Regierungen, von staatlichen und nichtstaatlichen
Organisatoren gegenüber dem Finanzkapital weitgehend erfolglos
geblieben seien. Es käme darauf an, sich zusammenzutun.



Werner Rügemer: Die Kapitalisten des 21. Jahrhunderts,
gemeinverständlicher Abriss zum Aufstieg der neuen Finanzakteure, 357
Seiten, 2018, Papy Rossa-Verlag, 19,90 Euro

 * 
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GLEICHHEIT/6795: Deutsche Bahn - Auch GDL vereinbart Streikverzicht bis 2021


World Socialist Web Site

Herausgegeben vom Internationalen Komitee der Vierten Internationale

Deutsche Bahn: Auch GDL vereinbart Streikverzicht bis 2021

Von Dietmar Henning

7. Januar 2019



Am Freitag verkündeten die Deutsche Bahn AG und die Gewerkschaft Deutscher
Lokomotivführer (GDL), dass sie sich auf einen Tarifvertrag geeinigt haben.
Zentral ist die lange Laufzeit von 29 Monaten bis Februar 2021, die bis
dahin Streiks aufgrund der Friedenspflicht ausschließt.

Der Tarifvertrag beinhaltet ansonsten den gleichen minimalen Lohnabschluss
[1] wie der Vertrag, auf den sich die Deutsche Bahn schon Mitte Dezember
mit der Eisenbahn-und Verkehrsgewerkschaft (EVG) geeinigt hatte. Die GDL
hat nun für das von ihr vertretene Zugpersonal - rund 36.000 Lokführer,
Zugbegleiter, Bordgastronomen usw. - weitgehend dasselbe vereinbart, wie
die EVG für den Rest der 160.000 Bahnbeschäftigten.

Wie die EVG rechnet auch die GDL den Abschluss schön. Mit 6,1 Prozent habe
sie "einen Tarifabschluss erzielt, der sich sehen lassen kann", behauptet
sie. Tatsächlich beträgt die prozentuale Erhöhung auf das Jahr umgerechnet
lediglich 2,5 Prozent und entspricht damit etwa der aktuellen
Inflationsrate. EVG und GDL haben also in Wirklichkeit eine mehr als
zweijährige Nullrunde oder - sollte die Inflationsrate weiter ansteigen -
Reallohnverluste vereinbart.

Obwohl der alte Tarifvertrag bereits im September 2018 auslief, steigen die
Löhne erst zum 1. Juli 2019 um 3,5 Prozent und dann zum 1. Juli 2020 um
weitere 2,6 Prozent. Für die neun Monate bis zur ersten Lohnerhöhung wurde
eine Einmalzahlung von 1000 Euro vereinbart, die im kommenden Februar
ausgezahlt wird.

Für die Regionalverkehre Start Deutschland GmbH mit ihren sechs regionalen
Tochterfirmen gilt der Tarifabschluss ebenfalls, allerdings auf dem
niedrigeren Tarifniveau der Muttergesellschaft, der Deutsche Bahn Regio AG.
Diese Tochter des Bahnkonzerns hatte in den letzten beiden Jahren die Start
Deutschland GmbH als Billiglohn-Tochter aufgebaut, um in vergangenen
Ausschreibungen verlorengegangene regionale Strecken zurückzugewinnen.

Die GDL hat bei den Zulagen etwa für Schicht- und Wechseldienste
zusätzliche Erhöhungen von insgesamt 1,5 Prozent vereinbart. Diese
Anhebungen werden allerdings erst zum 1. Januar 2020 wirksam.

Trotzdem sind die Gehälter des Zugpersonals trotz hoher Belastung und
Verantwortung derart niedrig, dass es der Bahn schwer fällt, überhaupt
Lokführer zu finden. Derzeit fehlen ihr rund Eintausend. Das führt dazu,
dass viele Züge verspätet oder gar nicht fahren.

Vor einigen Tagen berichtete der Tagesspiegel, dass die Bahn wegen
Verspätungen und Zugausfällen hohe Vertragsstrafen an ihre Auftraggeber im
Regionalverkehr zahlen müsse. Nach Informationen der Zeitung summierten
sich diese allein seit 2017 auf fast 500 Millionen Euro. Bis 2023 erwarte
Bahnchef Richard Lutz weitere rund 650 Millionen Euro Strafen.

Um zukünftig mehr Personal zu finden, hat die Bahn einer minimalen
Verbesserung der übelsten und teilweise ungesetzlichen Arbeitsbedingungen
des Zugpersonals zugestimmt. So rühmt sich die GDL, sie habe nun endlich
eine "scharfe Trennung von Berufs- und Privatleben" erreicht. Das
Zugpersonal darf für den Konzern künftig außerhalb der Arbeitszeit nicht
erreichbar sein, ohne dass es deshalb mit Strafen rechnen muss. Was früher
einmal selbstverständlich gewesen war, galt in den letzten Jahren nicht
mehr. GDL-Chef Claus Weselsky rechnet aber mit einer längeren
Eingewöhnungsphase, da die Kommunikation in der Vergangenheit völlig
ungeordnet verlaufen sei.

Um auch im Fernverkehr pünktlicher und attraktiver für die Kunden zu
werden, sollen künftig zusätzlich zum Lokomotivführer auf jedem ICE
mindestens zwei Betriebseisenbahner mit der entsprechenden Qualifikation
und auf jedem IC mindestens ein Betriebseisenbahner eingesetzt werden.

An der Anhäufung von Überstunden wird dies jedoch nichts ändern. Obwohl
Weselsky noch im Dezember kritisiert hatte, dass Kollegen "Hunderte
Überstunden vor sich herschieben", bleibt es bei der Überstundenregelung,
nach der die Bahn jedem Lokführer pro Jahr bis zu 80 Überstunden zumuten
darf. Erst danach ist jede weitere Überstunde "freiwillig". Der aktuelle
Personalmangel wird bei vielen Lokführern dazu führen, dass sie auch in
naher Zukunft "freiwillig" Hunderte Überstunden vor sich herschieben.

Wie schon bei der Einigung mit der EVG ist auch das so genannte Wahlmodell
Teil des GDL-Abschlusses. Dabei können sich die Beschäftigten zwischen mehr
Geld zum Juli 2020, sechs Tagen mehr Urlaub zu Beginn des Jahres 2021 oder
einer Arbeitszeitverkürzung entscheiden.

Die Lokführergewerkschaft GDL, die dem Beamtenbund angehört, hat erst in
den letzten 15 bis 20 Jahren breiteren Einfluss unter Eisenbahnern
gewonnen, weil diese von der weitverbreiteten Korruption und der engen
Zusammenarbeit der EVG und ihrer Vorgängerorganisation Transnet [2] mit dem
Bahnkonzern angewidert waren. Doch es hat sich immer wieder gezeigt, dass
die GDL keine Alternative für die Bahnbeschäftigten ist.

Genauso wie die EVG arbeitet auch die GDL eng mit dem Bahnvorstand und der
Bundesregierung - der Bund ist nach wie vor Eigentümer der Bahn - gegen die
Interessen der Belegschaft zusammen. Bereits vor drei Jahren hatte sie nach
massiven Streiks eine "verbindliche Schlichtungsvereinbarung" bis 2020 und
damit einen fünfjährigen Streikverzicht [3] unterzeichnet.

Der Bahnkonzern macht sich die Rivalität zwischen den beiden
Gewerkschaften, die sich in ihrer Anbiederung an die Bahn gegenseitig
überbieten, gezielt zunutze. Der zuständige DB-Personalchef Martin Seiler
ist selbst ein erfahrener ehemaliger Gewerkschafter. Seiler hatte seine
berufliche Laufbahn bei der Deutschen Bundespost begonnen, wo er über 15
Jahre lang im Betriebsrat und später als Funktionär der Postgewerkschaft
bzw. von Verdi (Vereinigte Dienstleistungsgewerkschaft) tätig war. Dann
stieg er ins Management der Bahn auf, wo er Millionen kassiert.

Obwohl sich die GDL bereits Mitte Dezember bereit erklärt hatte, dem
letzten Angebot der Bahn zuzustimmen, hatte sich die Verhandlungsdelegation
der DB geweigert, den Tarifvertrag zu unterschreiben, und war
unverrichteter Dinge vom Verhandlungsort in Eisenach abgereist. "Seit
diesem Zeitpunkt befindet sich die GDL in einem untragbaren
Schwebezustand", schrieb die GDL Mitte Dezember auf ihrer Website. "Nach
wie vor ist es das Ziel der GDL, das geeinte Verhandlungsergebnis
schriftlich zu fixieren und zu unterzeichnen."

Nur zwei Tage später einigte sich die Bahn zunächst mit der EVG, um sich
dann wieder mit der GDL zu befassen. Diese hat nun stolz darauf
hingewiesen, dass der aktuelle Abschluss bei der Deutschen Bahn der erste
seit 2002 sei, der ohne Schlichtung oder gar Streiks erreicht wurde.


Anmerkungen:

[1] https://www.wsws.org/de/articles/2018/12/18/dbag-d18.html

[2] https://www.wsws.org/de/articles/2008/11/tran-n27.html

[3] https://www.wsws.org/de/articles/2015/07/04/gdls-j04.html
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GRASWURZELREVOLUTION/1825: Sirenenklänge der Freiheit - Perspektiven politischer Gefangener in den USA


graswurzelrevolution 434, Dezember 2018

für eine gewaltfreie, herrschaftslose gesellschaft

Sirenenkläge der Freiheit

Perspektiven politischer Gefangener in den USA in einer widersprüchlichen Zeit

von Michael Schiffmann



Die USA sind weltweit für ihre drakonische Strafjustiz gerade auch
gegenüber politischen Gefangenen bekannt. Die Wahl Trumps zum
Präsidenten 2016 und die Ernennung von Neil Gorsuch und Brett
Kavanaugh durch Trump haben die Aussicht auf eine Besserung nicht
gerade erhöht.


Dies ist jedoch nicht die einzige Ebene, auf der wichtige
Entwicklungen stattfinden. So gibt es in den gesamten USA eine wenn
auch nicht einheitliche Bewegung zur Reformierung des
Strafjustizsystems, die unter anderem in der Wahl progressiver
Bewerber*innen zu Richter*innen oder Staatsanwält*innen zum Ausdruck
kommt. Der Sieg aller 19 von 19 afroamerikanischen
Richterkandidatinnen im größten Bezirk von Texas, Houston County, bei
den Zwischenwahlen im November 2018 ist einer der Fingerzeige für
diesen Trend. Das beeindruckendste Beispiel war jedoch vermutlich der
Sieg des Bürgerrechtsanwalts Leo Krasner bei der Wahl zum Chef der
Staatsanwaltschaft in Philadelphia 2017, bei der er seine
republikanische Gegenkandidatin mit etwa 75 Prozent der Stimmen
regelrecht deklassierte, was umso bemerkenswerter war, als bis dahin
seit Jahrzehnten immer nur Law-and-Order-Kandidaten dieses Amt für
sich gewonnen hatten. Er verdankte seine Wahl nicht zuletzt einer
breiten Koalition von Bewegungen von unten, zu der auch die
Aktivist*innen für die Freilassung Mumia Abu-Jamals gehörten.

2018: Haftentlassungen in New York und Philadelphia

Im April 2018 stand das offizielle New York Kopf, als bekannt wurde,
dass der in der Öffentlichkeit lediglich als "Cop-Killer" und
Ex-Angehöriger der Black Liberation Army Herman Bell, der zusammen mit
Jalil Abdul Muntaqim und dem 2000 in Haft verstorbenen Albert
Washington 1975 für die Ermordung zweier Polizisten zu 25 Jahren bis
Lebenslänglich verurteilt werden war, aufgrund einer Entscheidung der
Bewährungskommission freigelassen würde. Das New York Police
Department, der Bürgermeister der Stadt de Blasio und Gouverneur
Andrew Cuomo liefen Sturm gegen den Beschluss der Behörde, die aber
den Mut bewies, daran festzuhalten. Ob die Kommission es nun wagen
wird, auch im Fall Muntaqims, unterscheidet, auf Bewährung zu
entscheiden, bleibt ungewiss. Zumindest zum Teil etwas klarer sehen
die Verhältnisse in Philadelphia aus. Neben Mumia Abu-Jamal gab es
Anfang 2018 aus dieser Stadt mindestens sieben politische Gefangene in
verschiedenen Teilen des Bundesstaates Pennsylvania, nämlich die
überlebenden Mitglieder der so genannten MOVE 9, die am 8. August 1978
nach einer gewaltsamen Konfrontation mit der Polizei Philadelphias
verhaftet und wegen angeblichen Mordes an einem Polizisten zu "30 bis
100 Jahren" verurteilt wurden.

Es war nicht zuletzt die hartnäckige Berichterstattung über diese
frühe radikalökologische Gruppe, MOVE, gewesen, die den Journalisten
Mumia Abu-Jamal schließlich selbst zur Zielscheibe unnachgiebigen
staatlichen Hasses gemacht hatte.

Es muss als eines der Ergebnisse der Wahl Leon Krasners gewertet
werden, dass 2018 zwei der sieben nach jahrzehntelanger Haft noch
übrigen Mitglieder der MOVE 9, Debbie Africa und Mike Africa, endlich
in den Genuss der Klausel kamen, dass sie "schon" nach 30 Jahren Haft
freikommen könnten. Dasselbe wird nun vermutlich auch mit den anderen
fünf noch inhaftierten der MOVE 9 geschehen. Da nie nachgewiesen
wurde, dass die beschuldigten Mitglieder von MOVE individuell oder
kollektiv für den Tod des Polizeibeamten James Ramp, verantwortlich
waren und Aussagen anwesender Journalisten dies höchst
unwahrscheinlich machen, würde damit in Wirklichkeit ein Schandfleck
der Justizgeschichte Philadelphias zumindest nachträglich endlich
bereinigt.

Sonderfall Mumia Abu-Jamal

Auch Mumia Abu-Jamal, 1982 wie die Mitglieder von MOVE, des Mordes an
einem Polizisten schuldig gesprochen, aber im Unterschied zu ihnen zum
Tod verurteilt, da die in Pennsylvania vorübergehend abgeschaffte
Todesstrafe zum Zeitpunkt seines Prozesses wieder eingeführt war,
ringt erneut mit der Justiz Philadelphias um seine Freilassung. Anders
als bei den MOVE 9 geht es hier nicht um einen Anspruch auf Bewährung,
sondern um eine gravierende Rechtsverletzung während seines
Berufungsverfahrens.

2016, noch vor der ultrareaktionären Wende mit den Besetzungen durch
Trump, fällte das Oberste Gericht der USA, der US Supreme Court
(USSC), ein Grundsatzurteil, nach dem Staatsanwält*innen, die
persönlich am Verfahren gegen Angeklagte beteiligt sind, später nicht
mehr als Richter*innen über deren Fälle mitentscheiden dürfen. Anlass
der Entscheidung des USSC war die Beschwerde eines Angeklagten aus
Pennsylvania, Terrance Williams, der monierte, dass Ronald Castille,
der Chef der Anklagebehörde in Philadelphia zur Zeit des Prozesses, in
dem er zum Tod verurteilt wurde, sich später als Richter am
Pennsylvania Supreme Court (PSC) an der Ablehnung seines
Berufungsantrags beteiligte.

Ähnliche Konstellationen unter Beteiligung von Castille gab es indes
nicht nur bei Williams, sondern auch in fast einem Dutzend weiterer
Fälle, so auch im Fall Mumias, dessen erste Berufung (ohne die ein
Urteil gar nicht rechtskräftig ist) gegen sein Todesurteil von 1982
genau in die Amtszeit Ronald Castilles von 1986 bis 1991 fiel.
Sämtliche Anträge der Staatsanwaltschaft aus dieser Zeit, die Berufung
Mumias abzulehnen, trugen auch die Unterschrift des obersten Anklägers
in Philadelphia, Ronald Castille.

Tatsächlich ging die Beteiligung Castilles am Fall Mumias aber noch
wesentlich weiter. Unter Castilles Ägide wurde 1987 ein später bekannt
gewordenes Ausbildungsvideo für Staatsanwält*innen gedreht, in dem der
Instrukteur, Staatsanwalt Jack McMahon, ausführlich darlegt, wie man
eine gegenüber dem Angeklagten möglichst unfaire und "rassisch
bereinigte" Jury erreichen kann. Gleichzeitig war die rassistische
Auswahl der Geschworenen in seinem Prozess eines der zentralen
Argumente der just in jenen Jahren laufenden Berufung Mumias. Castille
wurde 1994 Richter am Pennsylvania Supreme Court (PSC), dem er bis
2014 angehörte. Er war dort an fast allen Beschlüssen zur Ablehnung
von Mumias Berufungsanträgen auf Einzelstaatsebene beteiligt.

Dort lehnte er auch die Anträge Mumias ab, in denen sein Rückzug aus
sämtlichen Mumia betreffenden Beratungen und Entscheidungen gefordert
wurde. Heute will Castille sich nicht mehr an die Beschlüsse erinnern,
mit denen er sich für "nicht befangen" erklärte, obwohl sie auf der
Website des Gerichts einsehbar sind. Er behauptet, dies sei für ihn
ein Fall "wie jeder andere" gewesen, der ihn in keiner Weise
"persönlich involviert" habe.

Wieder sprechen Fakten, die 2018 ans Licht kamen, eine andere Sprache.
Während Castille in dem vom USSC monierten Fall William persönlich den
Antrag der Staatsanwaltschaft auf Todesstrafe autorisiert hatte, gab
er sich während der Berufung Mumias alle Mühe, dafür zu sorgen, dass
die gegen diesen bereits verhängte Todesstrafe auch ausgeführt würde.
So schrieb er am 15. Juni 1990 einen Brief an Gouverneur Robert Casey,
in dem er ihn zur Unterzeichnung der Hinrichtungsbefehle gegen
rechtskräftig verurteilte Todeshäftlinge aus Philadelphia aufforderte.
Darüber hinaus fügte er dem von einer Untergebenen angefertigten
Entwurf dieses Briefs persönlich eine Passage hinzu, in der er die
besondere Notwendigkeit unterstrich, "Polizistenmörder" hinzurichten,
um in dieser Hinsicht eine klare Botschaft zu senden. Es gab zu diesem
Zeitpunkt jedoch nur einen einzigen rechtskräftig für den Mord an
einem Polizeibeamten Angeklagten, nämlich Lesley Beasley, zu dem
Castille schrieb: "Ich fordere Sie auf, eine klare und dramatische
Botschaft an alle Polizistenmörder zu senden, die besagt, das die
Todesstrafe in Pennsylvania tatsächlich etwas bedeutet. Das kann auf
kraftvolle Art durch die sofortige Unterzeichnung eines
Hinrichtungsbefehls gegen Lesley Beasley geschehen."

Außer Beasley gab es damals lediglich zwei in Philadelphia wegen
Polizistenmordes verurteilte Todeshäftlinge, nämlich William Tilley,
dessen erste Berufung noch vor dem PSC lag - und Mumia Abu-Jamal,
dessen Berufung bereits im März 1989 abgelehnt werden war, eine
Entscheidung, deren Bestätigung durch den USSC unmittelbar bevorstand
und ohnehin so gut wie feststand. Somit war Mumia nach Beasley ganz
deutlich der nächste Adressat der Botschaft, die Castille an
"Polizistenmörder" senden wollte.

Daneben zeigt ein weiterer Brief Castilles an den damaligen
Staatssenator Michael Fisher vom 23. September 1988, der erst im
August 2018 auftauchte, wie sehr sich Castille für die Hinrichtung der
in Philadelphia zum Tode Verurteilten einsetzte. In diesem Brief gab
Castille seinen Befürchtungen hinsichtlich der USSC-Entscheidung von
1988 im Fall Mills Ausdruck, mit der die Regeln für die Einstimmigkeit
der Geschworenen bei der Fällung von Todesurteilen verschärft worden
waren, und schlug ihm eine Zusammenarbeit zur Minimierung der
Konsequenzen dieses Beschlusses vor. Besonders wichtig hierbei ist,
dass es genau diese USSC-Entscheidung war, die am 18. Dezember 2001
zur Aufhebung der Todesstrafe gegen Mumia führte.

Erstaunlich an den seit April 2017 geführten Gerichtsverhandlungen um
diese Fragen ist, dass ausgerechnet die Staatsanwaltschaft unter
Krasner in dieser Hinsicht gnadenlos mauert, sich als unfähig oder
unwillig erweist, relevante Dokumente herbeizuschaffen und sich
ansonsten Castilles unglaubwürdiger Behauptung anschließt, er habe als
Anklagevertreter nur rein formal mit Mumias Fall zu tun gehabt. Wenn
es nicht erneut zu einer Verschiebung kommt, wird Richter Leon Tucker
vom Ortgericht Philadelphia am 3. Dezember eine Entscheidung in dieser
Sache fällen, die Mumia im positiven Fall das Recht auf eine neue
gerichtliche Prüfung seines Falls geben würde.

Davon könnte auch ein Signal für weitere, hier nicht erwähnte Fälle
politischer Gefangener ausgehen, über die in der nächsten Ausgabe der
Graswurzelrevolution zu berichten sein wird.
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IMI/917: Tornado - Verschoben


IMI - Informationsstelle Militarisierung e.V.

IMI-Aktuell 2019/006 vom 8. Januar 2019

Tornado: Verschoben



Eine aus macht- und industriepolitischer Sicht gravierende Entscheidung
sollte eigentlich bis Ende letzten Jahres gefällt werden: Kauft Deutschland
das US-Kampfflugzeug F-35 und setzt es auf eine Zwischenlösung und treibt
derweil den Bau eines (deutlich teureren) deutsch-französischen Kampfjets
(FCAS) voran (siehe zur Tragweite auch IMI-Analyse 2018/10 [1]). Weiterhin
scheint die hauseigene Lösung die Nase vorn zu haben, allerdings scheint
sich das Verteidigungsministerium mit der abschließenden Entscheidung
schwer zu tun. Jedenfalls berichtet Augengeradeaus [2], es sei noch keine
Entscheidung gefallen: "Die Entscheidung über die Nachfolge des betagten
Tornado-Kampfjets, eigentlich schon für Ende vergangenen Jahres
angekündigt, steht noch aus. Bislang sei noch keine Entscheidung gefallen,
sagte der stellvertretende Sprecher des Verteidigungsministeriums, Kapitän
Frank Fähnrich [...] vor der Bundespressekonferenz in Berlin." (jw)


Anmerkungen:

[1] https://www.imi-online.de/2018/04/25/das-groesste-ruestungsprojekt-europas/

[2] https://augengeradeaus.net/2019/01/entscheidung-ueber-tornado-nachfolge-steht-noch-aus/
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SOZIALISTISCHE ZEITUNG/2335: Tarifabschluss bei der Deutschen Bahn


SoZ - Sozialistische Zeitung Nr. 1 · Januar 2019

Friede den Hütten - Krieg den Palästen!

Tarifabschluss bei der Deutschen Bahn

Mehr Lohn und kürzere Laufzeit

von Violetta Bock



Und plötzlich stehen sie still. Ein Warnstreik, der gesessen
hat.


Auf die Arbeitskämpfe in der Metall- und Elektroindustrie, bei
Ryanair, in den Krankenhäusern, im Baugewerbe, dem öffentlichen Dienst
und bei Amazon folgten im Dezember die Tarifauseinandersetzungen bei
der Deutsche Bahn AG.

160.000 Beschäftigte arbeiten bei der Deutschen Bahn. Prägend für die
Tarifauseinandersetzungen dort ist seit jeher, dass es mit der GdL
(Gewerkschaft der Lokomotivführer) und der EVG (Eisenbahn- und
Verkehrsgewerkschaft) zwei Gewerkschaften gibt, die um die
Beschäftigten und deren Arbeitsbedingungen ringen. Beide
Gewerkschaften haben, unabgesprochen, 7,5 Prozent Gehaltssteigerung
sowie eine Reihe von Verbesserungen bei den Arbeitsbedingungen
gefordert.

Die EVG hat sich nach mehr als zweimonatigen Verhandlungen plötzlich
relativ schnell auf einen Tarifabschluss geeinigt. Grund dafür war ein
vierstündiger Warnstreik am 10. Dezember, mit dem der Bahnverkehr in
einer kurzen, effektiven Aktion wirksam behindert werden konnte. Schon
am Samstag darauf wurde das Verhandlungsergebnis verkündet.

Die EVG zeigte sich zufrieden, dass sie die 37 Punkte ihrer
Forderungsliste durchsetzen konnte. Es soll eine Lohnerhöhung von 6,1
Prozent geben. Diese erfolgt allerdings in zwei Stufen: zum 1.7.2019
um 3,5 Prozent und zum 1.7.2020 um weitere 2,6 Prozent. Dass die
Steigerung erst so spät erfolgt, wird durch eine Einmalzahlung von
1000 Euro gemildert, die vor allem den unteren Lohngruppen zugute
kommt, aber eben nur eine Einmalzahlung darstellt.

Ein weiterer Punkt der Auseinandersetzung war die Laufzeit. Die DB AG
hatte 34 Monate gefordert, um länger Ruhe zu haben. Durch den
Warnstreik konnte ein deutliches Zeichen gesetzt und die Laufzeit auf
29 Monate begrenzt werden.

Darüber hinaus konnten die Beschäftigten ein "Mehr vom EVG-Wahlmodell"
durchsetzen. Dabei haben die Beschäftigten zusätzlich die Wahl
zwischen 2,6 Prozent mehr Geld, sechs Tagen mehr Urlaub oder einer
Arbeitszeitverkürzung. Umgesetzt wird die Wahlmöglichkeit "mehr
Urlaub" systembedingt zum 1.1.2021. Alle, die sich für "mehr Urlaub"
entscheiden, erhalten im August 2020 - für die Zeit vom 1.7.2020 bis
31.12.2020 - eine Einmalzahlung in Höhe von 700 Euro. Weitere Punkte
des Tarifergebnisses betreffen die betriebliche Altersversorgung und
die Auszubildendenvergütung.

Die GdL hat dagegen in diesem Jahr eine ruhigere Gangart
eingeschlagen. Ihr Vorsitzender Claus Weselsky kritisierte die EVG gar
für den Warnstreik, der die Bahn zu sehr belaste. Vielleicht war dies
aber auch nur die späte Rache für die fehlende Solidarität der EVG in
früheren Jahren, als die GdL mehrfach in harten
Tarifauseinandersetzungen stand. Die ruhige Gangart könnte sich
ändern. Die GdL verhandelte parallel zur EVG über einen Tarifabschluss
und hatte bereits ein ausgehandeltes Angebot erreicht. Doch dann
weigerte sich die DB, dieses zu unterzeichnen, dem Verhandlungsführer
der DB wurde das Mandat entzogen. Als nächstes ist damit zu rechnen,
dass eine der beiden Seiten ein Schlichtungsverfahren eröffnet. Erst
wenn dieses scheitert, darf die GdL nach geltender Regelung zum Streik
aufrufen.
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MELDUNG/1823: Deutschlandfunk - Ein Besuch bei Gerburg Jahnke, 9.1.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Frau Jahnke lädt nach Hause ein

Ein Besuch bei Gerburg Jahnke

Von Sabine Fringes

Querköpfe - Kabarett, Comedy & schräge Lieder

Mittwoch, 9. Januar 2019, 21.05 - 22.00 Uhr, Deutschlandfunk



Bis vor Kurzem war sie noch das Gesicht von "Ladies Night": Gerburg
Jahnke. Seit Ende 2018 ist damit Schluss, Jahnke beendete die
Moderation dieser Sendung, die auch elf Jahre nach dem Start noch
immer die einzige Comedy im deutschen Fernsehen mit reiner
Frauenbesetzung ist. Doch sie ist weiterhin als Schauspielerin und
Regisseurin tätig. Sie frönt ihrem Perfektionismus, ebenso wie ihrem
schlimmen Feminismus, wenn sie mit "Frau Jahnke hat eingeladen" in
wechselnder Damengesellschaft durch Deutschland tourt. Nun lädt sie
"Querköpfe"-Autorin Sabine Fringes zu sich nach Hause in Oberhausen
ein.

 * 

Quelle:
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Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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MUSIK/2803: Deutschlandfunk - Die Cellistin Angelica May (1933-2018), 10.1.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Spiel von gediegener Schönheit

Die Cellistin Angelica May (1933-2018)

Von Norbert Hornig

Historische Aufnahmen

Donnerstag, 10. Januar 2019, 22.05 - 22.50 Uhr, Deutschlandfunk



Angelica May gehörte zu den wenigen deutschen Cellistinnen, die sich
nach dem Zweiten Weltkrieg einen internationalen Ruf erspielen
konnten. Die aus Reutlingen stammende Künstlerin lernte zunächst
ambitioniert Klavier und Violine, bevor sie erst Anfang der 50er-Jahre
zu ihrem Herzensinstrument, dem Violoncello wechselte. Den letzten
Schliff holte sie sich im Unterricht bei Pablo Casals, einen der
großen Glücksfälle ihres Lebens. Angelica May hat eine Reihe von
Schallplatten eingespielt, bekannt wurden besonders ihre Aufnahmen der
Cellokonzerte von Dvorák und Martinu mit der Tschechischen
Philharmonie und Václav Neumann. Die Künstlerin verstarb am 7. Januar
vor einem Jahr im Alter von 84 Jahren.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 18. Dezember 2018

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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INFOPOOL / MEDIEN / HÖRFUNK





THEMENREIHE/345: Deutschlandfunk startet neue Reihe zu Blockchain, Bitcoin und Co., 8.-31.01.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Pressemitteilung vom 08.01.2019

"Blockchain Stories": 

Deutschlandfunk startet neue Reihe zu Blockchain, Bitcoin und Co.

8. bis 31. Januar - on air und als Podcast



Wohl kaum ein anderes Phänomen wird in der Netzkultur so stark diskutiert
wie die Blockchain. Was es mit dem Hype auf sich hat, ergründet die neue
Reihe "Blockchain Stories" im Deutschlandfunk. Vom 8. bis 31. Januar wird
in Beiträgen und Gesprächen gefragt, was hinter der Technologie steckt, wie
sie funktioniert und welches Potenzial sie für die Kreativszene hat.

Zu hören ist die Reihe in der Sendung Corso - Kunst & Pop immer dienstags
und donnerstags ab 15.05 Uhr, auf dlf.de/corso und im Corso-Podcast. Der
Podcast bietet darüber hinaus die Möglichkeit, die Gespräche der Reihe im
englischen Original und mit mehr Hintergrundinformationen zu hören.

"Blockchain Stories" fragt, ob mit der neuen Technologie tatsächlich eine
digitale Revolution herbeigeführt wird oder es sich um eine weitere Utopie
aus dem digitalen Hallraum des Internets handelt. Ob Geldgeschäfte mit
Kryptowährungen oder eine direkte Entlohnung für Künstlerinnen und Künstler
- mit Blockchain, Bitcoin und Co sind Hoffnungen und Ängste verbunden. Die
Blockchain stärkt die Autonomie ihrer Nutzer, hat aber auch Schattenseiten:
Die dahintersteckende Ideologie weist gefährliche Denkmuster auf. Und der
Betrieb der digitalen Infrastruktur belastet die Umwelt.

"Blockchain Stories": ab dem 08. Januar 2019 in der Sendung Corso - Kunst &
Pop ab 15.05 Uhr, auf dlf.de/corso, im Corso-Podcast und in der Dlf
Audiothek App.

08.01.2019 - Blockchain Stories - Teil 1/8: 

Noch einmal für Dummies - Wie funktioniert die Blockchain?

10.01.2019 - Blockchain Stories - Teil 2/8:

Bitcoin - Die digitale Währung der Zukunft?

15.01.2019 - Blockchain Stories - Teil 3/8: 

Wie elektronisches Geld entsteht - Besuch einer Ethereum-Mine

17.01.2019 - Blockchain Stories - Teil 4/8: 

Die Politik der Bitcoin - Medienforscher David Golumbia im Gespräch mit
Raphael Smarzoch

22.01.2019 - Blockchain Stories - Teil 5/8:

Digital und dreckig - Die Folgen für die Umwelt

24.01.2019 - Blockchain Stories - Teil 6/8: 

Revolution des Patentrechts? - Der Einsatz von digitalen Zeitstempeln

29. 01.2019 - Blockchain Stories - Teil 7/8: 

Die Zukunft der Musik - Medienkünstler Mathew Dryhurst im Gespräch mit
Raphael Smarzoch

31. 01.2019 - Blockchain Stories - Teil 8/8:

Spiel die Blockchain - Computergames neu gedacht

"Blockchain-Stories" und alle aktuellen Beiträge von Corso - Kunst & Pop
unter:

deutschlandfunk.de/corso

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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AKTION/352: Hamburg - Erster Aktionstag "Faszination Medien" an der HAW Hamburg am 30.01.2019


idw - Pressemitteilung: Hochschule für Angewandte Wissenschaften Hamburg

Erster Aktionstag "Faszination Medien" an der HAW Hamburg



Am 30. Januar 2019 findet auf dem Kunst- und Mediencampus Hamburg der
HAW Hamburg der erste Aktionstag "Faszination Medien" statt. Bei der
eintägigen Veranstaltung können medieninteressierte Schülerinnen und
Schüler, Lehrkräfte sowie Eltern einen vielfältigen Einblick in die
Medienwelt erhalten.

Egal, ob wir zuhause am PC das Lieblingsspiel zocken, am Smartphone
aktuelle Posts bei Instagram checken oder gemütlich auf dem Sofa
Netflix schauen: Medien sind in unserem Alltag ein ständiger
Begleiter. Doch was steckt dahinter? Wie und wo können wir Medien im
Alltag nutzen und welche Berufe gibt es in diesem Bereich? Gemeinsam
soll dies am Aktionstag Faszination Medien herausgefunden werden.

Aus verschiedenen Blickwinkeln können Schülerinnen und Schüler, ihre
Eltern und Lehrkräfte an diesem Tag mithilfe unterschiedlicher
Methoden praktisch mit Medien arbeiten und ihren Umgang reflektieren.
Neben Fachvorträgen von Expertinnen und Experten aus der
Medienbranche, interaktiven Mitmachstationen und Workshops wird auch
eine Ausstellung angeboten. Zusätzlich gibt es Möglichkeiten zum
Austausch und zur Diskussion über gewonnene Erkenntnisse.

Besonders für Schülerinnen und Schüler der Oberstufe sind die praxis-
und berufsorientierten Inhalte der HAW Hamburg relevant und helfen bei
der Berufs- oder Studienwahl. Schülerinnen und Schüler der unteren
Klassenstufen können durch den Aktionstag im Umgang mit Medien
unterstützt werden. Auch Lehrkräfte können in die Rolle von Lernenden
schlüpfen und den Tag nutzen, um Inspiration für die Nutzung von
Medien im Unterricht zu erhalten. Eltern sind eingeladen, am offenen
Programm am Nachmittag teilzunehmen und sich bei einem Vortrag über
jugendliche Medienwelten zu informieren.

WO UND WANN?

WANN: 30. Januar 2019 ganztags

WO: HAW Hamburg, Kunst- und Mediencampus Hamburg, Finkenau 35, 22081
Hamburg

KONTAKT

HAW Hamburg

Fakultät Design, Medien, Information (DMI)

Department Information

Tel: 040.428 75-3610

aktionstag-medien@haw-hamburg.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution399

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Hochschule für Angewandte Wissenschaften Hamburg, 04.01.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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KURSUS/1874: Unna - VHS-Aktuell. Daten sicher verschlüsseln in der Cloud, 15.01.2019


Kreisstadt Unna

VHS-Aktuell: Daten sicher verschlüsseln in der Cloud



Kreisstadt Unna. Grundlagenschulung der VHS am 15. Januar 2019 im zib.
Die Absicherung und Verschlüsselung sensibler Daten wird im Zeitalter
von Big Data immer wichtiger. Besonders im Internet und vor allem bei
Cloud-Diensten ist dieses sogar schon ein "Muss". Die
VHS-Veranstaltung stellt Tools und Techniken für das Betriebssystem
Windows vor, um Daten in der Cloud vor Fremdzugriffen richtig
abzusichern.

Die Veranstaltung "Daten sicher verschlüsseln in der Cloud" mit der
Kursnummer 182-4304 findet am 15. Januar 2019 von 18 bis 19.30 Uhr im
Raum 006 im zib statt. Die Gebühr für die Veranstaltung beträgt 8
Euro.

Eine detaillierte Seminarbeschreibung zum Angebot ist im aktuellen
VHS-Programmheft auf der Seite 57 zu finden. Der Kurs ist auch im
Online-Katalog unter www.vhs-zib.de in der Rubrik "Beruf, EDV, IT" im
Unterbereich "EDV und IT / Workshops" zu finden. Und natürlich berät
auch der Studienbereichsleiter für EDV Andreas Barre gerne
Interessierte zum Kursangebot. Kontakt: Andreas Barre, 02303/103-735,
andreas.barre@stadt-unna.de.

Anmeldungen zu allen Kursen nimmt die VHS unter 02303/103-713 oder -
714 entgegen. Auf der Internetseite www.vhs-zib.de kann die Anmeldung
auch online vorgenommen werden.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 04.01.2019

Kreisstadt Unna

Der Bürgermeister / Pressestelle

Rathausplatz 1, 59423 Unna

Telefon: (02303) 103-101, Telefax: (02303) 103-299

E-Mail: presse@stadt-unna.de

Internet: http://www.unna.de
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KURSUS/1873: Unna - VHS-Aktuell. Tastschreiben intensiv für Erwachsene, 19.-20.01.2019


Kreisstadt Unna

VHS-Aktuell: Tastschreiben intensiv für Erwachsene



Kreisstadt Unna. Die VHS Unna Fröndenberg Holzwickede bietet einen
Intensivkurs für Anfängerinnen und Anfänger ohne oder mit geringen
Vorkenntnissen an, die die 10-Finger-Tastschreibmethode zur
Verbesserung ihrer Schreibgeschwindigkeit erlernen wollen.
Das Seminar "Tastschreiben intensiv für Erwachsene" mit der Kursnummer
182-4367 findet am 19. Januar 2019 und 20. Januar 2019 jeweils von 9
bis 13.30 Uhr im Raum 006 im zib statt. Die Gebühr für die
Veranstaltung beträgt 37 Euro inkl. 7 Euro für Lehrmittel.

Eine detaillierte Seminarbeschreibung zum Angebot ist im aktuellen
VHS-Programmheft auf der Seite 58 zu finden. Der Kurs ist auch im
Online-Katalog unter www.vhs-zib.de in der Rubrik "Beruf, EDV, IT" im
Unterbereich "EDV und IT / Tastschreiben und Abschreibprüfung" zu
finden. Und natürlich berät auch der Studienbereichsleiter für EDV
Andreas Barre gerne Interessierte zum Kursangebot. Kontakt: Andreas
Barre, 02303/103-735, andreas.barre@stadt-unna.de.

Anmeldungen zu allen Kursen nimmt die VHS unter 02303/103-713 oder -
714 entgegen. Auf der Internetseite www.vhs-zib.de kann die Anmeldung
auch online vorgenommen werden.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 05.01.2019

Kreisstadt Unna

Der Bürgermeister / Pressestelle

Rathausplatz 1, 59423 Unna

Telefon: (02303) 103-101, Telefax: (02303) 103-299

E-Mail: presse@stadt-unna.de

Internet: http://www.unna.de
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FORSCHUNG/3969: Gedopt durch Nahrung - Die Ausschüttung von Dopamin reguliert unser Essverhalten (idw)


Max-Planck-Institut für Stoffwechselforschung - 07.01.2019

Gedopt durch Nahrung

Die Ausschüttung von Dopamin reguliert unser Essverhalten



Wenn es um die Nahrungsaufnahme geht, dann sind wir nur noch bedingt Herr
unserer selbst. Am Max-Planck-Institut für Stoffwechselforschung in Köln
konnten Wissenschaftler zeigen, dass unser Magen-Darm-Trakt im ständigen
Austausch mit dem Gehirn steht und mit Belohnungsreizen unser Verlangen
nach Essen kontrolliert.

Als wichtigster Botenstoff des Belohnungssystems im Gehirn wird Dopamin
ausgeschüttet, wenn zum Beispiel lang angestrebte Ziele erreicht werden
und ein Verlangen oder die unmittelbare Aussicht auf Belohnung uns zu
einer Handlung motivieren. In aufwendigen Studien sind
Forschungsgruppenleiter Marc Tittgemeyer und Heiko Backes der Frage
nachgegangen, wie die Nahrungsaufnahme im Körper eigentlich kontrolliert
wird. Die Wissenschaftler haben freiwilligen Studienteilnehmern
Milchshakes angeboten und parallel dazu mit einer neuartigen Methode die
Ausschüttung von Dopamin im Gehirn gemessen.

Die Messergebnisse zeigen, dass das Gehirn bereits die ersten
Dopamin-Moleküle ausschüttet, wenn die Teilnehmer den Shake im Mund schmecken.
Sobald das Getränk den Magen erreicht, wird erneut Dopamin freigesetzt.
"Frühere Experimente mit Mäusen haben ergeben, dass es dem Gehirn gemeldet
wird, wenn Nahrung den Magen erreicht. Unsere Ergebnisse zeigen, dass dies
auch beim Menschen geschieht und, darüberhinaus, welche Hirnareale dabei
beteiligt sind", erklärt Tittgemeyer.

Die Forscher haben zudem einen Zusammenhang zwischen dem subjektiven
Verlangen und der Dopamin-Ausschüttung festgestellt: Die Gehirne von
Teilnehmern, die ein besonderes Verlangen nach einem Milchshake hatten,
setzten mehr Dopamin frei, wenn das Getränk im Mund war. Sobald es aber
den Magen erreichte, wurde weniger Dopamin ausgeschüttet. "Unsere Daten
zeigen, dass unser Verlangen eng mit Dopamin verbunden ist. Bleibt die
zweite, durch den Magen vermittelte Dopamin-Freisetzung aus, essen wir
möglicherweise weiter, bis diese erfolgt", erläutert Backes.

Die Nahrungsaufnahme dient in erster Linie der Versorgung des Körpers mit
Energie und Nährstoffen. Idealerweise stehen Energieverbrauch und
Nahrungsaufnahme im Gleichgewicht. Nahrung besitzt allerdings auch einen
Belohnungswert: "Wenn die Belohnungssignale stärker als das
Gleichgewichtssignal sind essen wir mehr als notwendig. Dies kann dann zu
Übergewicht und Fettleibigkeit führen", sagt Backes.

Lässt sich Fettleibigkeit also durch die Kontrolle der Dopamin-Freisetzung
verhindern? "So leicht ist das leider nicht" antwortet Tittgemeyer. "Wie
unsere Körpersignale unsere Handlungen beeinflussen, und wie man z.B.
durch kognitive Kontrolle darauf Einfluss nehmen kann, das ist noch nicht
wirklich verstanden. Da ist noch einiges an Forschung nötig."

Die Forschungsarbeit wurde in Kooperation dem CECAD durchgeführt.


Originalpublikation:

Sharmili Edwin Thanarajah, Heiko Backes, Alexandra G. DiFeliceantonio,
Kerstin Albus, Anna Lena Cremer, Ruth Hanssen, Rachel N. Lippert, Oliver
A. Cornely, Dana M. Small, Jens C. Brüning, Marc Tittgemeyer: Food intake
recruits orosensory and post-ingestive dopaminergic circuits to affect
eating desire in humans. Cell Metabolism, 2019.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1065

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Max-Planck-Institut für Stoffwechselforschung - 07.01.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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SCHLAGANFALL/429: Danach - Mehr neue Nervenzellen, aber gestörte Funktion im Hippocampus (idw)


Universitätsklinikum Jena - 07.01.2019

Nach Schlaganfall: Mehr neue Nervenzellen, aber gestörte Funktion im Hippocampus



Die Reifung von Nervenzellen im Hippocampus, die sich nach einem
Schlaganfall verstärkt aus Vorläuferzellen bilden, läuft beschleunigt ab
und ihre Verknüpfung ist fehlerhaft. Das ist das Ergebnis einer jetzt im
Journal of Neuroscience veröffentlichten Studie von Neurologen des
Universitätsklinikums Jena. Das könnte eine Erklärung für eine
beeinträchtigte Gedächtnisfunktion und die Neigung von epileptischen
Anfällen bei Schlaganfallpatienten sein, auch wenn diese Gehirnregion
nicht unmittelbar von der Durchblutungsstörung betroffen ist.

Die Entdeckung versprach völlig neue Möglichkeiten für die Behandlung von
Schlaganfallpatienten: Auch im erwachsenen Gehirn werden aus
Vorläuferzellen kontinuierlich neue Nervenzellen gebildet, und in
experimentellen Studien konnte nach einem Schlaganfall sogar eine
Verstärkung dieser Zellreifung nachgewiesen werden. Die neuen
Nervenzellen, so die Hoffnung, könnten bei der Regeneration der vom
Sauerstoffmangel geschädigten Region und deren Funktion eine wesentliche
Rolle spielen. Diese Hoffnung wurde jedoch durch die Erkenntnis getrübt,
dass die Neuronenbildung nur im Hippocampus stattfindet, einer tief
sitzenden und evolutionär sehr alten Hirnregion mit zentralen Funktionen
für Gedächtnis und Emotion. In der Großhirnrinde jedoch, die zumeist von
Schlaganfällen betroffen ist und in der alle höheren Funktionen des
Gehirns wie Sprechen oder Verstehen angelegt sind, sind keine neuen
Nervenzellen nachweisbar, auch nicht nach einer Schädigung.

Neue Neuronen eher störend als hilfreich

Neurologen des Universitätsklinikums Jena müssen das Reparaturpotential
der neuen Neuronen nach einem Schlaganfall weiter relativieren. In einer
aufwändigen tierexperimentellen Studie untersuchten sie, wie die Neuronen
nach einem induzierten Schlaganfall im Hippocampus heranreifen. "Mithilfe
elektrophysiologischer Messungen konnten wir zeigen, dass Entwicklung und
Funktion der neuen Nervenzellen gestört ist, wohingegen ihre Zellgestalt
unbeeinträchtigt bleibt. Sie werden beschleunigt in das neuronale Netzwerk
eingebaut, während sie noch 'unerfahren und übererregbar' sind", so Mihai
Ceanga, Assistenzarzt an der Klinik für Neurologie und Erstautor der
Studie. In der Folge gibt es nach einem Schlaganfall vermehrt
übererregbare unreife Neuronen im Hippocampus, die dessen Funktion stören
können.

"Dieser Befund könnte erklären, warum wir in Verhaltensstudien nach einem
Schlaganfall eine Beeinträchtigung des Hippocampusabhängigen Gedächtnisses
beobachten, auch wenn die Schädigung in der Hirnrinde lokalisiert ist und
der Hippocampus vom Sauerstoffmangel gar nicht unmittelbar betroffen. Die
bei Schlaganfallpatienten erhöhte Anfälligkeit für epileptische Anfälle
passt ebenfalls zu dem Ergebnis", wertet der Neurologe Dr. Albrecht Kunze
die von ihm geleitete Studie und ergänzt: "Für Schlaganfallpatienten in
der Rehabilitation könnte demzufolge ein gezieltes Training hilfreich
sein, das die Vernetzung im Hippocampus unterstützt. Hier besteht jedoch
noch weiterer Forschungsbedarf."


Originalpublikation:

Mihai Ceanga, et al. Stroke accelerates and uncouples intrinsic and
synaptic excitability maturation of mouse hippocampal DCX+ adult-born
granule cells, Journal of Neuroscience, 2018

DOI: http://www.jneurosci.org/lookup/doi/10.1523/JNEUROSCI.3303-17.2018

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1461

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Universitätsklinikum Jena - 07.01.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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KLASSIK/10167: Münster - Gitarrenkonzert in der Bücherei am Hansaplatz, 10.01.2019


Stadt Münster

Gitarrenkonzert in der Bücherei am Hansaplatz



Münster (SMS) Musik von Johann Sebastian Bach wird beim klassischen
Gitarrenkonzert mit Udo Herbst (Foto) am Donnerstag, 10. Januar, um
19.30 Uhr in der Stadtbücherei am Hansaplatz, Wolbecker Straße 97, zu
hören sein. Aber auch andere bekannte und unbekannte klassische
Gitarrenkompositionen werden erklingen. Der Eintritt ist frei.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 04.01.2019

Stadt Münster

Presse- und Informationsamt, 48127 Münster

Telefon: 0251 / 492 1301, Fax 0251 / 492 7712

Internet: http://www.muenster.de/stadt/medien
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AUSLAND/8940: Aus aller Welt - 08.01.2019 (SB)




MELDUNGEN



Brexit-Abstimmung für kommende Woche geplant

Das britische Parlament stimmt am 15. Januar über das umstrittene
Austrittsabkommen mit der EU ab. Die Beratungen im Unterhaus über den
Vertragsentwurf werden am Mittwoch und Donnerstag wieder aufgenommen
und könnten bis Freitag dauern, erklärte ein Regierungssprecher in
London. Ursprünglich war die Abstimmung für den 11. Dezember geplant.
Doch Premierministerin Theresa May sagte das Votum nur einen Tag
vorher ab, um einer sicheren Niederlage zu entgehen. Doch auch nach
den Weihnachts- und Neujahrstagen zeichnet sich weiterhin keine
mehrheitsfähige Lösung für Mays "Brexit-Deal" ab. In einem Gespräch
mit der BBC erklärte die Regierungschefin am Sonntag, daß sie die
Abstimmung über das Austrittsabkommen nicht noch einmal verschieben
werde.

8. Januar 2019
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JUSTIZ/8940: Kriminalität und Rechtsprechung - 08.01.2019 (SB)




MELDUNGEN



Geiselnahme in Lengerich - 25jähriger drohte mit Bombe

In einer Sporthalle in Lengerich bei Münster nahm ein Mann am
Montagabend kurzzeitig 43 Kinder im Alter zwischen zwölf und 18
Jahren sowie ihre beiden 23jährigen Betreuerinnen als Geiseln und
drohte mit dem Zünden einer Bombe. Nach Angaben der Polizei stellte
der 25jährige einige zusammenhangslose Forderungen und ließ danach
seine Geiseln frei. Der Mann wurde anschließend von Spezialkräften
überwältigt und festgenommen. Sprengmittel oder Waffen wurden bei ihm
nicht gefunden. Erkenntnisse über ein Motiv gibt es nach Angaben der
Ermittlungsbehörden bislang nicht. Es gebe aber Hinweise auf eine
psychische Erkrankung des 25jährigen.

8. Januar 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





MILITÄR/8937: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 08.01.2019 (SB)




MELDUNGEN



Gefechte im Osten Syriens

Im Osten des Bürgerkriegslandes sollen IS-Kämpfer nach Informationen
der Syrischen Beobachtungsstelle für Menschenrechte Stellungen der
Syrischen Demokratischen Kräfte (SDF) am Euphrat angegriffen haben.
Bei den Gefechten am Samstag seien 23 Kämpfer der kurdisch-arabischen
Allianz und neun Dschihadisten getötet worden, hieß es. In der Region
nahe der irakischen Grenze befinden nach Schätzungen der Organisation
noch rund 2.000 IS-Kämpfer. Die russische Militärpolizei hat
unterdessen damit begonnen, den Norden der an der Türkei grenzenden
Provinz Aleppo zu sichern. Die Sicherheitszone verläuft laut
russischen Angaben nahe der von einer türkischen Offensive bedrohten
Stadt Manbidsch.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





POLITIK/8939: Aus Parlament und Gesellschaft - 08.01.2019 (SB)




MELDUNGEN



NRW-CDU stellt Europapolitiker Elmar Brok aufs Abstellgleis

Der Vorstand des CDU-Landesverbands Nordrhein-Westfalen hat den
langjährigen Europapolitiker Elmar Brok für die nächste Europawahl
nicht wieder aufgestellt. Der 72jährige CDU-Politiker verlor am
Montagabend im Vorstand die Abstimmung über Listenplatz sechs gegen
den niederrheinischen NRW-Landtagsabgeordneten Stefan Berger. Die 37
Vorstandsmitglieder hätten mehrheitlich gegen einen Listenplatz für
Brok gestimmt, teilte die Landes-CDU am Dienstag mit. Die Landesliste
wird am 26. Januar von der Landesvertreterversammlung der NRW-CDU
endgültig festgelegt. Brok sitzt seit 1980 ununterbrochen im
Europaparlament.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





SONSTIGES/8938: Tragisches und Kurioses - 08.01.2019 (SB)




MELDUNGEN



Brennender Chemikalientanker treibt ruderlos vor Hongkongs Küste

Eine Seemeile vor der Insel Lamma im Südwesten von Hongkong kam es zu
mehreren Explosionen an Bord des vietnamesischen Chemikalientankers
"Aulac Fortune". Dabei wurde mindestens ein Crewmitglied getötet. 23
weitere Menschen seien aus dem Meer geborgen worden, teilte die
Polizei in Hongkong mit. Vier der Geretteten wurden mit schweren
Verbrennungen ins Ruttonjee Hospital in Wan Chai gebracht. Zwei
Seeleute werden noch vermißt. An der Brandbekämpfung beteiligen sich
mindestens drei Feuerlöschschiffe. Wegen der großen Hitze können noch
keine Maßnahmen an Bord ergriffen werden. Nach Angaben des
Feuerwehrchefs Yiu Men Yeung ereignete sich das Unglück bei der
Betankung des Schiffs.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





WISSENSCHAFT/8023: Aus Forschung und Technik - 08.01.2019 (SB)




MELDUNGEN



Rußland entwickelt neue Schwerlastrakete

Trotz des stetig schrumpfenden Budgets hat die russische
Weltraumagentur Roskosmos vor wenigen Wochen den Entwurf einer
superschweren Rakete beim Raumfahrtkonzern RKK Energija in Koroljow
bei Moskau in Auftrag gegeben. Die dreistufige Trägerrakete soll
Nutzlasten von mehr als 70 Tonnen in eine Umlaufbahn transportieren
können. Ihr Start auf dem Kosmodrom Wostotschny im Amur-Gebiet ist
für das Jahr 2028 vorgesehen. Bis dahin soll auch der Bau einer
Startrampe für die neue Schwerlastrakete abgeschlossen sein. Der
künftige Nutzlastträger werde Jenissej heißen, twitterte Rußlands
Weltraumchef Dimitri Rogosin.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/8036: Aus aller Welt - 08.01.2019 (SB)




VOM TAGE



Washington erweitert Maßnahmen gegen Regierung Venezuelas

Zwei Tage vor der Vereidigung von Venezuelas Präsident Maduro hat
Washington seine Sanktionen gegen die sozialistische Bolivarische
Republik ausgeweitet. Die neuen Strafmaßnahmen richten sich laut
US-Finanzministerium gegen sieben Personen und mehr als 20 Firmen,
darunter der private Fernsehsender Globovision Tele. Maduro hat in
der Vergangenheit immer wieder darauf hingewiesen, daß sein Land und
insbesondere seine Regierung Opfer eines Wirtschaftskriegs ist. Ende
Dezember hatte Venezuela wegen der Sanktionen Beschwerde bei der
Welthandelsorganisation WTO eingelegt.

Maduro war im Mai für eine zweite Amtszeit wiedergewählt worden. Die
Wahl wurde von Teilen der Opposition boykottiert. Seinen Amtseid wird
der Präsident am Donnerstag vor dem Obersten Wahlgericht ablegen. Die
von der Opposition dominierte Nationalversammlung erkennt die Wahl
des Präsidenten nicht als legitim an und forderte am Wochenende
Neuwahlen. Allerdings ist das Parlament nicht mehr oberste Instanz
des Staates. Maßgeblich ist die gewählte Verfassungskomission. Maduro
betonte über Twitter, seine Regierung sei durch Wahlen demokratisch
legitimiert. An anderer Stelle warf Maduro dem Parlamentspräsidenten
Juan Guaidó vor, Marionette der USA zu sein. Zudem bezeichnete der
Präsident das Parlament als vollkommen nutzlos.

Vom Ausland erhält die Opposition in Venezuela, die Maduro seit
Jahren mit teils gewalttätigem Straßenprotest aus dem Amt drängen
will, starke Unterstützung. Zuletzt haben zwölf lateinamerikanische
Länder und Kanada angekündigt, daß sie Maduro in seiner zweiten
Amtszeit als Präsident nicht anerkennen werden. Im Inland äußerte der
Vorsitzende der Vollversammlung der Bischofskonferenz, Erzbischof
Ayala, am Montag starke Zweifel daran, daß der Amtseid Maduros
legitim ist. Die Bischöfe bezeichneten das Parlament als einziges
noch existierendes demokratisches Organ.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





GESUNDHEIT/7995: Medizin und Gesundheitswesen - 08.01.2019 (SB)




VOM TAGE



Projekt zur Therapiebegleitung bei Darmerkrankungen

Patienten mit einer chronisch-entzündlichen Darmerkrankung benötigen
eine bessere Therapiebegleitung. Davon sind zumindest Ärzte und
Forscher um Bernd Bokemeyer von der Christian-Albrecht-Universität
Kiel überzeugt. In einem Projekt, das der Innovationsfonds des
Gemeinsamen Bundesausschusses (G-BA) mit rund 5,4 Millionen Euro
fördert, ist nicht nur die Behandlung der körperlichen Symptome
Gegenstand der Maßnahmen, sondern alle psychosozialen Dimensionen der
Krankheiten sollen abgedeckt werden. Nach Ansicht von Stefan
Schreiber, Direktor der Klinik für Innere Medizin I des
Universitätsklinikums Schleswig-Holstein, entspricht eine
patientenzentrierte Betreuung unter Einbeziehung der individuellen
körperlichen wie psychosozialen Belastungen und Risiken exakt dem
Anspruch der Klinik.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





JUSTIZ/8024: Kriminalität und Rechtsprechung - 08.01.2019 (SB)




VOM TAGE



Neue Strafgesetze für Gelbwesten-Protest in Frankreich geplant

Im Zusammenhang mit den regierungskritischen Gelbwesten-Protesten in
Frankreich sind seit Mitte November mehr als 1000 Demonstranten wegen
im Umfeld der Demonstrationen begangenen Vergehen verurteilt worden.
5600 weitere Personen wurden in Polizeigewahrsam genommen, wie
Premierminister Philippe beim Fernsehsender TF1 meldete. Dem Premier
zufolge plant seine Regierung bereits für Februar Gesetze zur
Eindämmung von Gewalttaten bei den Protesten. Wer als Randalierer
aufgefallen ist, soll demnach nicht mehr an Demonstrationen
teilnehmen dürfen. Unter Strafe wird stehen, vermummt zu
Protestkundgebungen zu kommen. Die Sicherheitskräfte sollen künftig
massiver gegen gewalttätige Aktivisten vorgehen können. Laut Philippe
könnte die neue Gesetzgebung an die Maßnahmen für Fußball-Hooligans
angelehnt sein. Bei den von der Bewegung angekündigten
Protestkundgebungen werden dem Minister zufolge landesweit 80.000
Sicherheitskräfte eingesetzt werden.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/7947: Sprache, Kunst und Medium - 08.01.2019 (SB)




VOM TAGE



Leipziger Buchmesse wird internationaler

Die Leipziger Buchmesse, die wie immer im März abgehalten wird,
präsentiert nach Auskunft von Direktor Oliver Zille ein breiteres
internationales Angebot.

Leipzig, das wegen seiner Geschichte traditionell starke Bande in Ost-
und Südosteuropa hat, gewinnt seit einigen Jahren weitere Länder und
Autoren in Westeuropa dazu. 2018 kamen Italien, die Niederlande, die
Türkei und Portugal hinzu. Im diesem Jahr treten zum ersten Mal 
Kanada, Kosovo und nach Jahren der Abwesenheit auch Estland wieder an.

Laut MDR Kultur kündigte Dir. Zille für die Bücherschau vom 21. bis
24. März rund 2.600 Aussteller und damit etwa so viele wie im Vorjahr
an. Davon sind etwa 20 Prozent ausländische Aussteller.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





MILITÄR/8014: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 08.01.2019 (SB)




VOM TAGE



IS-Miliz in Ostsyrien greift SDF-Einheit an

Im Osten Syriens hat die Miliz Islamischer Staat Kämpfer der
kurdisch-arabischen Demokratischen Kräfte Syriens (SDF) angegriffen.
Dabei sind 23 SDF-Kämpfer und neun Dschihadisten gefallen, wie die in
London ansässige Syrische Beobachtungsstelle für Menschenrechte
meldete. Rund 30 SDF-Angehörige wurden verwundet. Meldungen der der
syrischen Opposition nahestehenden Einrichtung werden in der Regel
nicht unabhängig überprüft. Der IS soll das Gefecht am Sonntagabend
im Schutz eines Sandsturms begonnen haben. Anschließend mußte sich
die Miliz aus Stellungen in ihrer verbliebenen Hochburg zurückziehen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





POLITIK/8028: Aus Parlament und Gesellschaft - 08.01.2019 (SB)




VOM TAGE



Berlin will Schwarzfahren entkriminalisieren

Der rot-rot-grüne Senat von Berlin strebt eine Entkriminalisierung
des Schwarzfahrens von Fahrgästen der S-Bahn und Berliner
Verkehrsbetriebe (BVG) an. Wer erwischt wird, soll zwar wegen einer
Ordnungswidrigkeit ein erhöhtes Beförderungsentgelt von derzeit 60
Euro zahlen. Schwarzfahren soll aber nicht mehr als Straftat gelten.
Wiederholungstätern sollen keine Strafverfahren und Verurteilungen zu
Gefängnishaft drohen. Der Senat will auf diese Weise die Berliner
Justiz entlasten. Die Pläne lassen sich allerdings nur auf
Bundesebene umsetzen. Deswegen soll der Senat demnächst eine
entsprechende Bundesratsinitiative auf den Weg bringen. Die
Justizverwaltung arbeitet bereits am Gesetzentwurf.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SONSTIGES/7997: Tragisches und Kurioses - 08.01.2019 (SB)




VOM TAGE



Junge Saudi-Araberin vor Zwangsverheiratung geflohen

Die 18jährige Saudi-Araberin Rahaf Mohammed al-Kunun sorgte mit ihrer
Flucht von der Familie international für Aufsehen. Die junge Frau, die
nach eigener Darstellung gegen ihren Willen verheiratet werden soll,
hatte einen Flug nach Australien buchen können, war aber bei einer
Zwischenlandung in Bangkok von Angehörigen der saudischen Botschaft
aufgespürt und festgehalten worden. Sie wollten eine Rückführung der
Ausreißerin erreichen, wie die ARD Tagesschau berichtete.

Nachdem sich die UN-Flüchtlingsorganisation UNHCR eingeschaltet hatte,
versicherten die thailändischen Behörden, es werde entgegen einer
früheren Verlautbarung vorläufig keine Abschiebung in das Heimatland
geben. Offenbar hatten männliche Familienmitglieder der 18jährigen mit
dem Tod gedroht. Ein Team des UN-Flüchtlingshilfswerks durfte die
18jährige besuchen. Es werde geprüft, ob sie internationalen Schutz
brauche.

Wie Al-Kunun schilderte, war sie vor der Flucht wegen ihrer
beharrlichen Weigerung verheiratet zu werden, ein halbes Jahr lang in
der Wohnung eingesperrt gewesen. Zudem sei sie mißhandelt worden.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SOZIALES/8025: Arbeit, Soziales und Familie - 08.01.2019 (SB)




VOM TAGE



BAföG reicht nur für Leben in Studenten-WG

Das Forschungsinstitut für Bildungs- und Sozialökonomie in Berlin hat
für das Studentenwerk die Lebenshaltungskosten Studierender
ermittelt. Demnach sind diese vor allem aufgrund von Mieten und
höheren Kosten für Fahrten, Lebensmittel und Gesundheit zwischen 2012
und 2016 um bis zu 55 Prozent gestiegen. Am Ende lagen die
durchschnittlichen Ausgaben allein lebender Studenten bei 800 Euro
monatlich und in den meisten Fällen über den Förderungshöchstsätzen
des BAföG. Nur Mitglieder von Wohngemeinschaften kamen mit dem BAföG
aus.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





UMWELT/8006: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 08.01.2019 (SB)




VOM TAGE



Solarfarmen in Bergregionen besonders effektiv

Das nennt man 'aus der Not eine Tugend machen': Schweizer Forscher
haben Solarfarmen auf Bergen entwickelt. Laut n-tv sollen sie viele
Vorteile bieten. So sollen sie den jahreszeitlich schwankenden
Strombedarf besser decken können als Anlagen im Flachland. Auch
benötigen Solarfarmen in Bergregionen weniger Fläche. Das ergab eine
Studie, die Annelen Kahl von der Eidgenössischen Technischen
Hochschule Lausanne (EPFL) und Mitarbeiter durchgeführt hatten.
Gegenstand der Forschung war, wie die Stromerzeugung in verschiedenen
Höhen und bei unterschiedlichen Neigungswinkeln der Solarpaneele im
Jahresverlauf ausfällt. Allerdings waren mögliche Umweltauswirkungen 
der Berg-Solarfarmen nicht Gegenstand der Untersuchung. Umweltschützer
befürchten, daß jetzt auch die letzten noch nicht erschlossenen
Gebiete in der Schweiz von der Stromindustrie zubetoniert werden.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WIRTSCHAFT/8013: Märkte und Finanzen - 08.01.2019 (SB)




VOM TAGE



VW steigt in Ladeinfrastruktur für Elektrofahrzeuge ein

Die Volkswagen AG will Anfang 2020 mit Elektrofahrzeugen der
ID-Familie auf den Markt kommen und baut bis dahin europaweit die
Infrastruktur für Ladestationen auf, die mit Ökostrom betrieben
werden. Nach Angaben von VW vom Dienstag wird damit ein neues
Tochterunternehmen betraut. Bereits ab Februar wird VW Strom aus
Wasserkraftwerken und Windparks anbieten und teilweise in eigenen
Kraftwerken produzieren. Das Stromangebot sollen auch Privathaushalte
und Institutionen sowie Halter von Fahrzeugen anderer Hersteller
nutzen können. Unter dem Dach des Wolfsburger Konzerns sollen
spätestens bis 2025 drei Millionen Elektrofahrzeuge jährlich gebaut
werden.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WISSENSCHAFT/8029: Aus Forschung und Technik - 08.01.2019 (SB)




VOM TAGE



LG setzt auf einrollbare Fernseher

Es ist mal wieder soweit. Im Las Vegas Convention Center findet vom
8. bis 11. Januar 2019 die Consumer Electronics Show (CES) statt. Es
ist jedes Jahr die erste Messe, auf der Neuerungen präsentiert
werden. Dieses Jahr scheint das südkoreanische Unternehmen LG
Electronics offenbar mit einem einrollbaren Luxus-Fernseher einen
neuen TV-Trend setzen zu wollen. Wie t-online.de meldete, soll der LG
Signature OLED TV R ein ultradünner, flexibler Bildschirm sein, der
sich nach dem Gebrauch selbst einrollt und in einer Box verschwindet.
Im ausgerollten Zustand mißt der Fernseher 65 Zoll. Wer will, kann
nur den oberen Teil des Bildschirms aus der Konsole ragen und sich
darauf Uhrzeit, Wetterbericht oder Musik-Playlisten anzeigen lassen.
Experten gehen davon aus, daß der Preis des 4K-Fernsehers im
vierstelligen Bereich liegen wird.
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / BOTANIK





MELDUNG/243: Neues bildgebendes Verfahren zur quantitativen Visualisierung von Saccharose in Pflanzen entwickelt (idw)


Leibniz-Institut für Pflanzengenetik und Kulturpflanzenforschung -
07.01.2019

Neues bildgebendes Verfahren zur quantitativen Visualisierung von
Saccharose in Pflanzen entwickelt



Saccharose ist die primäre Transportform von Zuckern in Pflanzen. Sie
spielt damit eine essenzielle Rolle als Energiequelle, aber auch als
Signalgeber bei Stress. Wissenschaftler am Leibniz-Institut für
Pflanzengenetik und Kulturpflanzenforschung (IPK) Gatersleben haben ein
neuartiges Verfahren zur Visualisierung von Saccharose auf einer bisher
noch nicht erreichten mikroskopischen Ebene entwickelt. Durch diese neue
Technologie kann die Zuckerkonzentration in verschiedenen, pflanzlichen
Geweben exakt bestimmt werden. Somit steht Forschern ein neues
Präzisionswerkzeug zur Untersuchung von Zuckertransport und
Ertragspotenzialen in Kulturpflanzen zur Verfügung.

Saccharose ist die wichtigste Energiequelle, die Hauptspeicherform für
Zucker und ein Signalstoff. Aufgrund ihrer elementaren Aufgaben
beeinflusst Saccharose fast alle Prozesse innerhalb der Pflanze. Methoden
zur Quantifizierung der Saccharose stehen zur Verfügung, jedoch liefern
sie keinerlei Informationen zur lokalen Verteilung in den jeweiligen
Geweben und Organen. Und genau diese Verteilungsmuster sind
ausschlaggebend für die physiologischen Funktionen der Pflanze, erlauben
sie doch Aussagen zum Zuckertransport, zur Speicheraktivität und
Ertragsbildung.

Bisherige bildgebende Verfahren für die Kartierung von Saccharose sind
entweder nicht quantitativ, zu unspezifisch oder verlangen gar eine
genetische Veränderung der zu untersuchenden Pflanze, was für die
Anwendung bei Kulturpflanzen problematisch wäre. Forscher der
Arbeitsgruppe von Dr. Ljudmilla Borisjuk des IPK Gatersleben entwickelten
nunmehr ein Verfahren, welches auf der
Fourier-Transformations-Infrarot-Mikrospektroskopie (FTIR) beruht. Die für
diese Fragestellung neue Methode ist vergleichsweise einfach durchzuführen
und gleichzeitig vielseitig anwendbar. Das FTIR-basierte Verfahren kann die
Saccharose-Verteilung in verschiedenen Gewebearten quantitativ bei einer
Auflösung von ~ 12 µm über einen weiten Konzentrationsbereich darstellen.

Das Forscherteam hat die neue Technologie nicht nur bei der Modellpflanze
Arabidopsis thaliana sondern auch bei der Kulturpflanze Gerste (Hordeum
vulgare) erfolgreich angewandt. In Gerste konnten dadurch grundlegende
Annahmen bezüglich der Saccharose-Verteilung in verschiedenen Leitgeweben
bestätigt werden. Unerwartet war der Befund, dass das Phloem im
Getreidehalm Leitbahnen mit verschiedenem Saccharose-Gehalt besitzt. Die
physiologischen Mechanismen hierfür sind noch unbekannt. In der Keimachse
der Arabidopsis sweet-Mutante konnten die Forscher zudem eine unerwartete
Umverteilung der dortigen Saccharose aufzeigen. Ebenfalls bedeutsam
erscheint, dass das neue Verfahren nicht nur auf Saccharose beschränkt
ist, sondern auch für die Analyse weiterer pflanzlicher Inhaltsstoffe
anwendbar ist.

Die neue Methode ist ein wichtiges Werkzeug für die Pflanzenzucht zur
Ermittlung von Saccharose-Transportkapazitäten. Das Verfahren findet nun
bereits eine breite Anwendung bei Untersuchungen zum Assimilattransport in
anderen wichtigen Kulturpflanzen - neben der Gerste in Weizen, Raps und
Mais sowie weiteren Pflanzenarten.


Originalpublikation:

André Guendel, Hardy Rolletschek, Steffen Wagner, Aleksandra Muszynska,
Ljudmilla Borisjuk (2018),

"Micro Imaging Displays the Sucrose Landscape within and along Its
Allocation Pathways",

Plant Physiology,

DOI: https://doi.org/10.1104/pp.18.00947
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MELDUNG/356: Wichtiges Mineral nach Prof. Gerhard Brey benannt (idw)


Goethe-Universität Frankfurt am Main - 07.01.2019

Wichtiges Mineral nach Prof. Gerhard Brey benannt



Diamanten sind Boten aus dem Inneren der Erde. Ein sehr kleiner, aber für
die Forschung wichtiger Anteil der seltenen Edelsteine enthält Einschlüsse
aus dem Unteren Erdmantel. Eines der häufigsten Mineralien, die so an die
Erdoberfläche gelangen, hat die Kommission der "International
Mineralogical Association" zu Ehren des Mineralogen Prof. Gerhard Brey von
der Goethe-Universität nun "Breyit" genannt.

Das Erdinnere ist der direkten Beprobung weitgehend verschlossen.
Aufwendige Bohrungen gelangen maximal in Tiefen von 12 Kilometern, was
eher einem Kratzen an der Oberfläche entspricht. Vulkane hingegen können
Proben aus deutlich tieferen Zonen an die Erdoberfläche bringen. Die aus
den größten Tiefen stammenden Proben sind Mineral- und Gesteinseinschlüsse
in kostbaren Diamanten. Diese sind ein Forschungsfeld des inzwischen
pensionierten Professors für Petrologie und Geochemie Gerhard Brey vom
Institut für Geowissenschaften der Goethe-Universität.

Nach gängigen Theorien besteht der Untere Erdmantel (in einer Tiefe von
660 bis 2900 Kilometern) fast ausschließlich aus den drei Mineralen
Bridgemanite, Ferroperiklas und einem Kalzium und Silizium-reichen Mineral
in Perowskitstruktur. Bilden sich Diamanten in diesen Tiefen, kommt es
vor, dass sie diese Minerale einschließen. Beim Transport an die
Erdoberfläche wandelt sich der Kalzium-Silizium-Perowskit in eine neue,
unter geringerem Druck stabile Kristallstruktur um. Dieses Mineral war
bisher nur als Einschluss in Diamanten bekannt. Es trägt nun den Namen
Breyit.

"Die Benennung eines Minerals ist eine ganz besondere Auszeichnung und
ehrt das Lebenswerk eines Wissenschaftlers in besonderer und nachhaltiger
Weise", erklärt Breys Kollege, der Mineraloge Prof. Frank Brenker.
"Insbesondere dann, wenn es sich um ein so wichtiges Mineral der Erde
handelt. Damit ist der Name von Gerhard Brey quasi für immer in Stein
gemeißelt".

Der seit 2014 pensionierte Gerhard Brey gilt als Pionier der
experimentellen Petrologie unter Hochdruck-Bedingungen. Er wurde weltweit
bekannt durch die Entwicklung und Kalibration von Geothermobarometern für
Gesteine des Erdmantels. Diese Thermobarometer sind nicht nur zentrale
Hilfsmittel zur Erforschung des Erdinneren, sondern erfreuen sich auch bei
der Suche nach neuen Diamantlagerstätten großer Beliebtheit. Musste man
zuvor noch tonnenweise Gestein aufarbeiten, um zu beurteilen, ob die
anvisierte Lagerstätte tatsächlich Diamanten enthält, so reichen nun ein
paar Mineralkörner aus.

Neben thermobarometrischen Berechnung gilt Breys Interesse der Löslichkeit
von Fluiden und Gasen samt deren Einfluss auf die Bildung von Magmen.
Zusammen mit anderen Kollegen war er einer der ersten Forscher, die den
wissenschaftlichen Wert von Einschlüssen in Diamanten aus Ursprungstiefen
von hunderten von Kilometern erkannten.

Brey erhielt bereits zahlreiche andere Würdigungen, unter anderem die
Ehrendoktorwürde der Russischen Akademie der Wissenschaften und die
Abraham-Gottlob-Werner Medaille in Silber, die ihm von der Deutschen
Mineralogischen Gesellschaft für sein Lebenswerk verliehen wurde.
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ENERGIE/1611: Photovoltaik-Trend Tandemsolarzellen - Wirkungsgradrekord für Mehrfachsolarzelle (idw)


Fraunhofer-Institut für Solare Energiesysteme ISE - 07.01.2019

Photovoltaik-Trend Tandemsolarzellen - Wirkungsgradrekord für
Mehrfachsolarzelle auf Siliciumbasis



Siliciumsolarzellen dominieren heute den Photovoltaikmarkt aber die
Technologie nähert sich dem theoretisch maximalen Wirkungsgrad an, der mit
Silicium als alleinigem Absorbermaterial erreicht werden kann.
Tandemsolarzellen ermöglichen durch die Kombination von mehreren
Absorbermaterialien eine deutlich bessere energetische Nutzung des
Sonnenspektrums. Aufgrund des höheren Wirkungsgradpotenzials könnten sie
die Basis der künftigen Solarzellengeneration sein. Auf der Grundlage
intensiver Materialforschung haben Wissenschaftler am Fraunhofer ISE,
gemeinsam mit Partnern, einen neuen Wirkungsgradrekord von 22,3 Prozent
für eine Mehrfachsolarzelle aus Silicium und III-V-Halbleitern erzielt.

Dabei ist die Besonderheit, dass die III-V-Halbleiterschichten direkt auf
das Silicium gewachsen wurden.

Mit Kombinationen von unterschiedlichen Halbleitermaterialien versuchen
Forscher, den theoretisch mit dem Material Silicium erreichbaren
Wirkungsgrad von 29,4 Prozent zu übertreffen und damit die Umwandlung von
Sonnenlicht in elektrischen Strom noch effizienter zu gestalten. Ein
vielversprechender Ansatz ist die Kombination von Siliciummaterial mit
III-V-Halbleiterverbindungen wie Galliumarsenid. Eine Realisierungsoption
ist, die III-V Solarzellenstrukturen auf teure Galliumarsenid-Substrate
abzuscheiden und diese danach mittels der Halbleiter-Bondingtechnologie
auf eine Siliciumsolarzelle [1] zu übertragen und das Galliumarsenid-Substrat 
weg zu ätzen. Ein deutlich kostengünstiger Realisierungsweg ist ein direktes 
Wachstum der III-V Schichten auf die Siliciumsolarzelle. Hierzu ist es allerdings
notwendig, die atomare Struktur sehr gut zu kontrollieren und zu erreichen,
dass die Gallium- und Phosphor-Atome an der Grenzfläche zu Silicium die
korrekten Gitterplätze einnehmen. Weiterhin muss der Abstand der Atome im
Kristallgitter vergrößert werden, um schließlich das Material
Galliumarsenid herzustellen. An diesen Herausforderungen arbeiten die
Forscher seit mehr als zehn Jahren. Nun ist es ihnen gelungen, die
Defektdichten in den III-V Halbleiterschichten auf Silicium deutlich zu
reduzieren und so eine III-V/Si-Tandemsolarzelle mit einem neuen
Wirkungsgradrekord von 22,3 Prozent herzustellen. Der Wert wurde am 25.
Dezember 2018 in die international anerkannte Tabelle der besten
Solarzellen der Welt aufgenommen.

»Wir freuen uns sehr über dieses schöne Ergebnis für das Direktwachstum
von III-V-Halbleiter auf Silicium, ein sehr wichtiger Forschungsansatz für
Tandemsolarzellen«, sagt Dr. Andreas Bett, Institutsleiter des Fraunhofer
ISE. »Derzeit entsteht bei uns in Freiburg ein neues Zentrum für
höchsteffiziente Solarzellen, das ab 2020 unsere Arbeiten zu
Tandemsolarzellen beherbergen wird. Wir erwarten dann mit noch besserer
technischer Infrastruktur eine Beschleunigung der Entwicklung von
Mehrfachsolarzellen auf Siliciumbasis.«

Der Übergang zwischen dem Siliciumkristall und der ersten
III-V-Halbleiterschicht aus Galliumphosphid wurde über die letzten Jahre
in enger Zusammenarbeit mit den Arbeitsgruppen von Prof. Thomas Hannappel
an der TU Ilmenau sowie Prof. Kerstin Volz an der Philipps Universität
Marburg im Rahmen des Projekts MehrSi untersucht und immer weiter
optimiert. Zunächst wurden die Defekte in der Kristallstruktur sichtbar
gemacht und anschließend Schritt für Schritt reduziert. »Die erreichte
Effizienz unserer III-V/Si-Tandemsolarzelle zeigt, dass wir die
Materialien mittlerweile sehr gut verstanden haben« sagt Dr. Frank
Dimroth, Leiter des Projekts MehrSi. Das direkte Wachstum der
III-V-Schichten auf Silicium erlaubt es, auf teure Substrate für die
Epitaxie zu verzichten, und ist daher eine Schlüsseltechnologie, um in
Zukunft höchsteffiziente Tandemsolarzellen kostengünstig herzustellen.

Das Projekt, in dessen Rahmen die Mehrfachsolarzelle auf Siliciumbasis
entstand, wurde durch das Bundesministerium für Bildung und Forschung BMBF
im Rahmen des Projekts MehrSi [2] gefördert. Partner im Projekt waren die 
TU Ilmenau, die Philipps-Universität Marburg sowie der Anlagenhersteller 
AIXTRON SE.


Weitere Informationen unter:

 [1] https://www.ise.fraunhofer.de/de/presse-und-medien/presseinformationen/2019/photovoltaik-trend-tandemsolarzellen-wirkungsgradrekord-fuer-mehrfachsolarzelle-auf-siliciumbasis.html

 [2] https://www.ise.fraunhofer.de/de/forschungsprojekte/mehrsi.html
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INFORMATIONSTECHNOLOGIE/1303: Forscher erzeugen Hybridsystem mit verschiedenen Quantenbit-Arten (idw)


Ruhr-Universität Bochum - 07.01.2019

Forscher erzeugen Hybridsystem mit verschiedenen Quantenbit-Arten



Einem japanisch-deutschen Forschungsteam ist es erstmals gelungen,
Informationen zwischen verschiedenen Arten von Quantenbits auszutauschen.
Quantenbits, kurz Qubits, könnten eines Tages die
Informationsspeichereinheit von Quantencomputern bilden. Sie lassen sich
auf verschiedene Arten realisieren, wobei jede ihre Vorteile hat. Eine
Kombination verschiedener Qubit-Arten könnte daher besonders
leistungsfähige Rechner ermöglichen. Die Arbeit erschien unter
Federführung des japanischen Riken Centers und mit Beteiligung der
Ruhr-Universität Bochum und der University of Tokyo am 29. November 2018
online in der Zeitschrift "Nature Communications".


Unterschiedliche Arten von Quantenbits

"Quantenbits lassen sich genau wie klassische Bits in verschiedenen
technischen Ausführungen realisieren", erklärt Prof. Dr. Andreas Wieck,
Leiter des Bochumer Lehrstuhl für Angewandte Festkörperphysik. Es gibt sie
beispielsweise in Form von einzelnen frei schwebenden Atomen, in Form von
Spinzuständen oder als transistor-ähnliche Elektronenpfützen. Sie können
aber auch als Quantenpunkte umgesetzt werden; dabei handelt es sich um
Elektronen, die in einem begrenzten Bereich eines Halbleiters eingesperrt
werden. "Da die Halbleitertechnologie bereits weit entwickelt ist, bietet
es sich an, diese Plattform zur Herstellung von Qubits zu nutzen", sagt
der Bochumer Physiker Dr. Arne Ludwig.

Zwei Arten von Quantenpunkten gelten als besonders leistungsfähig: die
LD-Qubits, benannt nach ihren Erfindern Daniel Loss und David DiVicenzo, und
die Single-Triplett-Qubits, kurz auch ST-Qubits genannt. Beide haben
unterschiedliche Vor- und Nachteile: Mit LD-Qubits lassen sich
Informationen nur langsam schreiben und auslesen; dafür können sie
Informationen über eine lange Zeit speichern. ST-Qubits sind quasi das
Gegenteil: Sie lassen sich schnell initialisieren, können also schnell
Informationen einspeichern, und lassen sich auch schnell wieder auslesen.
Allerdings können sie Informationen nicht lange stabil speichern.

Vorteile kombinieren

Um die Vorteile beider Quantenbit-Typen nutzen zu können, kombinierten die
Forscher sie in einem Hybrid-System. Die Halbleiter dafür stellte das Team
der Ruhr-Universität Bochum her. Die Gruppe zeigte, dass sich
Informationen zwischen den beiden Qubit-Arten durch das
quantenphysikalische Phänomen der Verschränkung übertragen lassen - und
zwar in nur 5,5 Nanosekunden. So konnte die im LD-Qubit gespeicherte
Information durch das schnelle ST-Qubit ausgelesen werden. "Das ist ein
wichtiger Schritt auf dem Weg zu einer leistungsfähigen
Quantencomputerarchitektur, die Daten schnell verarbeiten kann", resümiert
Andreas Wieck.


Originalpublikation:

Akito Noiri et al.:

A fast quantum interface between different spin qubit encodings,

in: Nature Communications, 2018,
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MEDIEN/248: Wagenknecht würdigt ARD und ZDF herab


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 8. Januar 2019

Wagenknecht würdigt ARD und ZDF herab

Debatte um die Zukunft des Rundfunkbeitrags seriös führen



Die linke "Aufstehen"-Bewegung um Sahra Wagenknecht hat die
öffentlich-rechtlichen Sender als "Regierungsrundfunk" bezeichnet und
eine Senkung der Intendantengehälter gefordert. Dazu erklärt die
kultur- und medienpolitische Sprecherin der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Elisabeth Motschmann:

"ARD und ZDF sind kein 'Regierungsrundfunk'! Die
CDU/CSU-Bundestagsfraktion verurteilt entsprechende Äußerungen der
'Aufstehen'-Bewegung von Frau Wagenknecht als populistisch und
demokratiefeindlich. So argumentiert sonst nur die AfD.

Der öffentlich-rechtliche Rundfunk ist ein wesentlicher Garant der
medialen Vielfalt in unserem Land. Insbesondere in Zeiten von
Desinformationen und einer immer unübersichtlicheren Nachrichtenlage
im Internet bieten sie verlässliche Qualität. Damit üben sie eine
unverzichtbare Funktion für die Demokratie aus. Zur Wahrung der
öffentlich-rechtlichen Staatsferne hat das Bundesverfassungsgericht
zuletzt 2014 in seinem 'ZDF-Urteil' die Anzahl der 'staatsnahen'
Vertreter in den Aufsichtsgremien begrenzt.

Die Länder sind mit den Senderverantwortlichen seit Langem in sehr
ernsthaften Gesprächen über den zukünftigen Rundfunkbeitrag. Der
Vorschlag, die Beitragshöhe künftig an die Teuerungsrate zu koppeln,
steht im Raum. Populistische Schnellschüsse à la Wagenknecht tragen
zur Sache überhaupt nichts bei. Allerdings sind auch entsprechende
Erhöhungsforderungen aus der Rundfunklandschaft gegenwärtig keine
Hilfe.

Der Rundfunkbeitrag ist seit 2009 nicht mehr gestiegen, 2015 sogar
einmal gesenkt worden. Daher lässt sich derzeit seriöser Weise nicht
ausschließen, dass die Bundesländer schließlich auch einer Erhöhung
des Rundfunkbeitrags zustimmen. In dem Fall müssten die
öffentlich-rechtlichen Anstalten parallel ihre Einsparbemühungen
wieder mit Nachdruck verstärken. Zurecht besteht in der Bevölkerung
der Eindruck, dass es in den Sendern noch weitere
Einsparmöglichkeiten gibt. Schließlich müsste eine Erhöhung des
Rundfunkbeitrags nach dem alten Verfahren durch alle 16
Länderparlamente gebilligt werden."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30
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WIRTSCHAFT/2795: Nachfolge muss in einem nachvollziehbaren Verfahren geregelt werden


Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 8. Januar 2019

Nachfolge muss in einem nachvollziehbaren Verfahren geregelt
werden



Zum Rücktritt des Präsidenten der Weltbank, Jim Yong Kim, können Sie
den stellvertretenden Vorsitzenden der CDU/CSU-Bundestagsfraktion,
Hermann Gröhe, wie folgt zitieren:

"Mit großem Bedauern habe ich die Nachricht vom Rücktritt von
Weltbankpräsident Jim Yong Kim zur Kenntnis genommen. Jim Yong Kim
hat die Weltbank in einer für internationale Organisationen
schwierigen Zeit sehr gut geführt und gestärkt.

Es ist jetzt wichtig, in einem offenen und öffentlich
nachvollziehbaren Verfahren einen Nachfolger oder eine Nachfolgerin
zu bestimmen. An der Spitze der größten multilateralen
Entwicklungsorganisation der Welt sollte eine Führungspersönlichkeit
mit diplomatischen Fingerspitzengefühl und Erfahrung in der Leitung
einer großen Behörde stehen."

 * 
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BUNDESTAG/7876: Heute im Bundestag Nr. 010 - 08.01.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 10

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Dienstag, 8. Januar 2019, Redaktionsschluss: 12.47 Uhr

1. Regulierung der Wölfe

2. CO2-Bepreisung für Wärme und Verkehr

3. Umsetzung des Nagoya-Protokolls

4. FDP fragt nach Digitalisierungs-Strategie

5. Mehr "Auftrieb" für Nachhaltigkeit



1. Regulierung der Wölfe

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/SCR) Die FDP-Fraktion thematisiert in einer Kleinen
Anfrage (19/6531) die "Regulierung der Wölfe". Von der Bundesregierung
will die Fraktion unter anderem Details zu Prognosen zum
Erhaltungszustand der Wolfs-population.

 * 

2. CO2-Bepreisung für Wärme und Verkehr

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/SCR) Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen erkundigt sich in
einer Kleinen Anfrage (19/6651) nach "Plänen der Einführung einer
CO2-Bepreisung für die Bereiche Wärme und Verkehr". Von der
Bundesregierung will die Fraktion unter anderem wissen, ob sie plant,
ein Konzept für eine solche Bepreisung vorzulegen, und welches Modell
sie dabei präferieren würde.

 * 

3. Umsetzung des Nagoya-Protokolls

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Unterrichtung

Berlin: (hib/SCR) Die Bundesregierung hat den "Zweiten Bericht zum
Stand der Umsetzung des Nagoya-Protokolls" (19/6495) vorgelegt. Der
Bericht gibt unter anderem Auskunft über "Anträge auf Registrierung
von Sammlungen" sowie der Zusammenarbeit des Bundesamtes für
Naturschutz mit anderen Behörden.

 * 

4. FDP fragt nach Digitalisierungs-Strategie

Ausschuss Digitale Agenda/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/LBR) Die Umsetzungsstrategie "Digitalisierung gestalten"
ist Thema einer Kleinen Anfrage (19/6734) der FDP-Fraktion. Darin
wollen die Abgeordneten erfahren, in welchem Zeitraum die
Umsetzungsstrategie entwickelt wurde und welches Ministerium
federführend ist. Zudem interessiert die Fraktion, welche einzelnen
Maßnahmen unter Finanzierungsvorbehalt stehen und welche Vorhaben
nicht in die Strategie aufgenommen wurden. In der Vorbemerkung
schreiben die Fragesteller, die 156-seitige Zusammenstellung an
Einzelmaßnahmen sei eine "nicht abschließende Bestandsaufnahme", die
in "Umfang, Gewichtung oder zeitlicher Ordnung willkürlich" sei und
bei der oftmals zeitlich definierte Meilensteine fehlen.

 * 

5. Mehr »Auftrieb« für Nachhaltigkeit

Parlamentarischer Beirat für nachhaltige Entwicklung/Unterrichtung

Berlin: (hib/SCR) Der "Agenda 2030 für nachhaltige Entwicklung" soll
mehr politischer Auftrieb verliehen werden. Dies fordert der
Parlamentarische Beirat für nachhaltige Entwicklung (PBnE) in einer
"Stellungnahme zum Peer Review 2018 zur Deutschen
Nachhaltigkeitsstrategie" (19/6475). Der PBnE bezieht sich dabei auf
eine entsprechende Kritik des "Rats für Nachhaltige Entwicklung". So
liege der Fokus weiterhin auf "technisch-sachlichen Fragen- und
Problemstellungen". Dabei gehe es darum, "dem Anliegen der
Nachhaltigkeit einen höheren und glaubwürdigeren Stellenwert zu
geben", fordert der Beirat in der Stellungnahme. Dazu müsse unter
anderem eine "Trendumkehr" bei jenen 29 von 66 Indikatoren des
Nachhaltigkeitsstrategie erreicht werden, die einen "nicht
zielkonformen Trend aufweisen". Der Beirat sieht dazu die
Bundesregierung in der Pflicht, entsprechend gesetzgeberisch tätig zu
werden.

 * 
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BUNDESTAG/7875: Heute im Bundestag Nr. 009 - 08.01.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 9

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Dienstag, 8. Januar 2019, Redaktionsschluss: 11.37 Uhr

1. 610.000 Euro zur Schuldentilgung gezahlt

2. Keine Pflicht zu Gesprächsaufzeichnungen

3. Externer Einfluss bei Haushaltsaufstellung

4. Reformen in Griechenland

5. Umsetzung der KI-Strategie



1. 610.000 Euro zur Schuldentilgung gezahlt

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Auf das Schuldentilgungskonto des Bundes sind bisher
rund 610.000 Euro an freiwilligen Geldleistungen von Dritten
eingegangen. Dies berichtet die Bundesregierung in ihrer Antwort
(19/6637) auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion (19/6279). Das
Konto sei 2006 "auf vielfältigen Wunsch von Bürgerinnen und Bürgern"
eingerichtet worden. Eine aktive Bewerbung des Kontos sei nicht
vorgesehen und auch in Zukunft nicht geplant: "Zur Finanzierung des
Bundeshaushalts ist der Staat nicht auf Spenden angewiesen, und er
sollte diesen Eindruck auch nicht durch aktives Werben für Spenden
vermitteln", heißt es in der Antwort. Wenn jemand einen freiwilligen
Beitrag zur Schuldentilgung leisten wolle, sollte diese Möglichkeit
aber offenstehen. Möglich seien Zahlungen an die Bundeskasse
Halle/Saale bei der Deutschen Bundesbank, Filiale Leipzig (IBAN: DE17
8600 0000 0086 0010 30, BIC: MARKDEF1860) unter Angabe des Stichworts
"Schuldentilgung". Zahlungen auf das Schuldentilgungskonto dienten
keinen gemeinnützigen Zwecken im steuerlichen Sinne und seien daher
auch nicht wie andere Spenden steuerlich abziehbar.

 * 

2. Keine Pflicht zu Gesprächsaufzeichnungen

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Eine Verpflichtung zur Erfassung sämtlicher
geführter Gespräche in der Regierung besteht nicht. Dies erklärt die
Regierung in ihrer Antwort (19/6576) auf die Kleine Anfrage der
Fraktion Die Linke (19/5977), die sich nach der Einflussnahme von
Interessenvertreterinnen und Interessenvertretern auf den
Gesetzentwurf der Bundesregierung zur Errichtung des Sondervermögens
"Digitale Infrastruktur" erkundigt hatte. Angesichts einer Vielzahl
identischer Kleiner Anfragen der Fraktion zu anderen Gesetzentwürfen
und angesichts des Umfangs der Überprüfung der aktuellen
Gesetzgebungstätigkeit sowie der Detailtiefe von einzelnen Fragen
sieht die Bundesregierung die Grenze zur "administrativen
Überkontrolle" erreicht.

 * 

3. Externer Einfluss bei Haushaltsaufstellung

Haushalt/Antwort

Berlin: (hib/SCR) Das Haushaltsaufstellungsverfahren sieht keine
Beteiligung von "Ländern, Verbänden oder sonstigen Stellen" vor. Dies
schreibt die Bundesregierung in einer Antwort (19/6359) auf eine
Kleine Anfrage der Fraktion Die Linke (19/5963) mit Verweis auf die
Gemeinsame Geschäftsordnung des Bundesregierung und die
Bundeshaushaltsordnung. Die Fraktion hatte sich in der Anfrage nach
der Einflussnahme von Interessenvertretern auf das Haushaltsgesetz
2019 erkundigt.

 * 

4. Reformen in Griechenland

Haushalt/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/SCR) Die FDP-Fraktion will Auskunft über die "Erfüllung
der Reformauflagen in den europäischen Hilfsprogrammen durch
Griechenland seit dem Jahr 2010". In einer Kleinen Anfrage (19/6556)
erkundigt sich die Fraktion unter anderem danach, welche im Rahmen der
ESM-Programme vereinbarten Maßnahmen Griechenland umgesetzt hat und
welche nicht.

 * 

5. Umsetzung der KI-Strategie

Wirtschaft und Energie/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/SCR) Die Umsetzung der Strategie der Bundesregierung zur
Künstlichen Intelligenz ist Thema einer Kleinen Anfrage der Fraktion
Bündnis 90/Die Grünen (19/6536). Von der Bundesregierung will die
Fraktion unter anderem Auskunft über die konkrete Zeitplanung der
Umsetzung.

 * 
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BUNDESTAG/7874: Heute im Bundestag Nr. 008 - 07.01.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 8

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Montag, 7. Januar 2019, Redaktionsschluss: 12.29 Uhr

1. AfD fragt nach Genese des Migrationspakts

2. Ziele der EU-Außen-und Sicherheitspolitik

3. Rolle der Regierung beim Migrationspakt

4. Gefahr durch Eisplatten auf Lkw-Dächern



1. AfD fragt nach Genese des Migrationspakts

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/JOH) Die Genese des Globalen Migrationspakts beschäftigt
die AfD-Fraktion in einer Kleinen Anfrage (19/6659). Die Abgeordneten
wollen unter anderem erfahren, wann und von wem die Idee entwickelt
beziehungsweise als politische Konzeption angestoßen wurde und auf
wessen Initiative im September 2016 die Gespräche in New York
stattfanden, die mit der "New Yorker Erklärung für Flüchtlinge und
Migranten" am 19. September 2016 ihren Abschluss fanden. Außerdem
fragt die Fraktion, worin konkret der Unterschied zwischen einem
"politisch verbindlichen" und einem "rechtlich verbindlichen" Abkommen
liegt.

 * 

2. Ziele der EU-Außen-und Sicherheitspolitik

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/JOH) Nach den Positionen der Bundesregierung zur
Europäischen Außen-, Sicherheits- und Entwicklungspolitik (GASP)
erkundigt sich die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen in Kleinen Anfrage
(19/6657). So will sie wisssen, welche Zieldefinition sie zur GASP der
Europäischen Union hat und wie sie die anderen europäischen
Mitgliedstaaten von dieser überzeugen will. Außerdem fragen die
Abgeordneten, welche konkreten Initiativen die Bundesregierung seit
der Erklärung von Meseberg ergriffen hat, um die
EU-Entscheidungsfindung in der Gemeinsamen Außen- und
Sicherheitspolitik zu beschleunigen und effizienter zu machen.

 * 

3. Rolle der Regierung beim Migrationspakt

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/JOH) Die Mitwirkung der Bundesregierung an der
Ausarbeitung des endgültigen Entwurfs des Globalen Migrationspakts ist
Thema einer Kleinen Anfrage (19/6662) der AfD-Fraktion. So wollen die
Abgeordneten erfahren, welche Forschungsinstitute beziehungsweise
wissenschaftliche Organisationen sie zu Rate gezogen hat und mit
welchen Vertretern der Wirtschaft sie in Bezug auf die
Vertragsverhandlungen zusammengekommen ist. Außerdem fragt die
Fraktion, welche Punkte für die Bundesregierung bei den
zwischenstaatlichen Verhandlungen zum Migrationspakt besondere
Priorität hatten.

 * 

4. Gefahr durch Eisplatten auf Lkw-Dächern

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Die durch Eisplatten auf Lkw-Dächern entstehende
Gefährdung der Verkehrssicherheit thematisiert die Fraktion Bündnis
90/Die Grünen in einer Kleinen Anfrage (19/6597). Werden die
Planendächer von Lkw bei Schneefall und Frost in der Winterzeit nicht
beräumt, gehe von ihnen eine Gefährdung der Verkehrssicherheit für
alle Verkehrsteilnehmer durch herunterfliegende Eisplatten und
Schneemengen aus, schreiben die Abgeordneten. Bisher, so heißt es in
der Vorlage, fehle es in Deutschland entlang des
Bundesfernstraßennetzes an einer ausreichenden Anzahl von
Schneeräumgerüsten, die es auch auf den Lkw-Stellplätzen an den
Autobahnen erlauben, dass die Fahrer ihrer Sorgfaltspflicht nachkommen
und die Planendächer ihrer Fahrzeuge umfassend beräumen können.

Die Bundesregierung wird vor diesem Hintergrund befragt, welche
Maßnahmen sie seit 2013 unternommen hat, um die Gefährdungen durch
Eisplatten und Schneemengenabstürzen, die von Lkw-Planen
herunterfliegen, für alle Verkehrsteilnehmer zu minimieren. Die Grünen
wollen zudem wissen, ob nach Ansicht der Bundesregierung der Aufbau
eines Netzes von Schneeräumgerüsten und Plattformsystemen entlang des
Bundesfernstraßennetzes aus dem Haushaltstitel "Um- und Ausbau,
Rastanlagen" finanziert werden kann.

 * 
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PRESSEKONFERENZ/1806: Regierungspressekonferenz vom 7. Januar 2019 (BPA)


Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Im Wortlaut

Mitschrift der Pressekonferenz - Montag, 7. Januar 2019

Regierungspressekonferenz vom 7. Januar 2019

Themen: Reise des Bundesaußenministers nach Dublin, gerettete
Flüchtlinge auf den Schiffen "Sea-Watch 3" und "Professor Albrecht Penck",
Brexit, Regierungskrise in Venezuela, Verletzung des INF-Vertrags durch
Russland, Veröffentlichung von persönlichen Daten und Dokumenten von
Politikern und Persönlichkeiten des öffentlichen Lebens im Internet,
digitale Gesundheitsakte, Fall einer auf dem Flughafen in Bangkok in Arrest
genommenen saudi-arabischen Staatsangehörigen, zwei Fälle von in Ägypten
vermissten deutschen Staatsangehörigen, geplante Fusion von Siemens und
Alstom, Prozess gegen Verdächtige im Fall Khashoggi in Saudi-Arabien,
Medienberichte über ein im Bundesfinanzministerium für den Fall einer
künftigen Rezession geplantes Konjunkturprogramm, Äußerungen des
Bundesfinanzministers zu einer möglichen Abschaffung des
Solidaritätsbeitrags und zu den konjunkturellen Aussichten, Entwurf einer
europäischen e-Evidence-Verordnung, Entscheidung über die Nachfolge des
Kampfflugzeugs Tornado, Inhaftierung eines deutschen Journalisten in
Venezuela, Nahostkonflikt


Sprecher: StS Seibert, Burger (AA), Schmidt (BMI), Buser (BMVI),
Gülde (BMG), Steffen (BMJV), Jornitz (BMWi), Kalwey (BMF), Fähnrich (BMVg)



Vorsitzender Detjen eröffnet die Pressekonferenz und begrüßt StS Seibert
sowie die Sprecherinnen und Sprecher der Ministerien.

Burger: Außenminister Maas wird morgen, am Dienstag, nach Dublin reisen und
dort auf Einladung seines irischen Amtskollegen Simon Coveney eine Rede auf
der irischen Botschafterkonferenz halten. Im Anschluss wird er dann auch
noch zu einem bilateralen Gespräch mit Herrn Coveney zusammentreffen. Auf
der Agenda stehen europäische und internationale Themen und auch die
Umsetzung des im November 2018 vereinbarten gemeinsamen Aktionsplans.

Frage: Es gibt Berichte, dass Herr Maas sich im Rahmen der 
Brexit-Verhandlungen auch um eine Lösung des Nordirland-Irland-Problems kümmern
möchte. Können Sie das bestätigen? Falls ja, können Sie uns ein paar
Details nennen?

Burger: Ich will jetzt den Gesprächen nicht vorgreifen. Ich glaube, man
verrät nicht zu viel, wenn man sagt, dass der Brexit sicherlich eines der
Themen ist, das beide Seiten interessiert. Ich kann Ihnen aber heute keine
konkrete Initiative ankündigen.

Frage: Herr Schmidt, gegebenenfalls Herr Burger, können Sie uns ein Update
geben, was mit den geretteten Menschen auf der "Sea-Watch" und der
"Professor Albrecht Penck" passiert ist? Hat Deutschland sich schon
entschieden, wie viele man aufnimmt? Hat man sich mit den anderen Staaten
geeinigt?

Burger: Ich kann Ihnen dazu sagen, dass wir seit den Weihnachtstagen in
ganz intensivem Kontakt mit unseren europäischen Partnern und mit der 
EU-Kommission stehen. Wir haben uns ja sehr früh entschieden, dass wir selbst
bereit sind, uns an einer europäischen Lösung zur Aufnahme der Geretteten
zu beteiligen. Diese intensiven Bemühungen um eine solche Lösung gehen
weiter. Das ist eine Frage der gemeinsamen europäischen Verantwortung und
Solidarität. Dazu brauchen wir aber auch die Mitwirkung der europäischen
Partner.

Zusatzfrage: Ich hatte jetzt gehofft, dass wir etwas Neues von Ihnen hören,
also was seit Freitag passiert ist. Die Menschen brauchen ja Hilfe. Ist
seit Freitag etwas Neues passiert?

Burger: Es hat seit Freitag, also über das Wochenende, weiterhin intensive
Kontakte und intensive Gespräche mit den europäischen Partnern dazu
gegeben. Das sind Gespräche, aus denen ich Ihnen allenfalls "unter drei",
wenn Sie das interessiert, einen Zwischenstand mitteilen könnte.

StS Seibert: Man könnte vielleicht noch "unter eins" sagen, dass die 
EU-Kommission - das hat Herr Burger Ihnen gerade schon angedeutet - daran
arbeitet, eine Lösung für die Menschen an Bord der Schiffe zu koordinieren.
Es stimmt, dass die Bundesregierung sehr früh ihre Bereitschaft erklärt
hat, einen Teil der Menschen sowohl von dem einen als auch von dem anderen
Schiff im Rahmen einer solidarischen europäischen Lösung zu übernehmen.
Diese solidarische europäische Lösung soll von der EU-Kommission
koordiniert werden. Heute wird das in Brüssel im Ausschuss der Ständigen
Vertreter von der EU-Kommission als Thema vorgelegt. Diese Anstrengungen
und Bemühungen der Kommission unterstützen wir natürlich ausdrücklich.

Vorsitzender Detjen: Dann gehen wir "unter drei". - Dann bitte ich die
Kameras wegzuschwenken. Die Tonaufnahme geht aus. Herr Burger, bitte!

Es folgt ein Teil "unter drei"

Dann gehen wir wieder "unter eins". Wir haben weiterhin die Gelegenheit,
über die Aufnahme der "Sea-Watch"-Flüchtlinge zu sprechen.

Frage: Ich würde ganz gern wissen, unabhängig von dem speziellen Fall jetzt
über Weihnachten, wie es mit den Bemühungen der Bundesregierung steht, eine
langfristige europäische Lösung für die Verteilung von den auf dem
Mittelmeer aufgegriffenen Flüchtlingen zu erzielen. Herr Schmidt oder Herr
Seibert?

StS Seibert: Ich denke, das ist im Grunde hier mehrfach gesagt worden. Wir
brauchen, wie Sie es auch in Ihrer Frage andeuten, eben eine dauerhafte
Lösung, eine dauerhafte europäische solidarische Lösung und nicht jeweils
neue Verhandlungen mit jedem neuen Schiff, das Flüchtlinge vor einen
Mittelmeerhafen bringt. Das ist eigentlich das Ziel. An dem wird
gearbeitet.

Dessen ungeachtet muss man jetzt natürlich für die Menschen, um die es da
vor der Küste von Malta geht, versuchen, eine solidarische Lösung zu
erarbeiten, bei der sich eine gewisse Zahl von Staaten zur Aufnahme bereit
erklären. Das zu koordinieren, liegt jetzt in den Händen der Europäischen
Kommission. Aber wichtig ist für uns eine verlässliche dauerhafte
gemeinsame europäische Lösung beim Umgang mit aus Seenot Geretteten.

Frage: Herr Seibert, geht es dabei auch um die Neugestaltung der 
Dublin-Regularien oder hängt die Bundesregierung an dem jetzigen Prinzip fest?

StS Seibert: Zunächst einmal ist ja offensichtlich geworden, auch durch die
Äußerungen des Kollegen aus dem Innenministerium, dass wir im Moment nicht
das System haben, bei dem, so wie es die Dublin-Regeln irgendwie bestimmen
würden, eine Solidarität in Europa herrscht. Also wir müssen daran
arbeiten, das wieder zu erreichen. Das tun wir. Es gibt eine Reihe von
Themen im Hinblick auf eine gemeinsame europäische Asylpolitik. Da haben
wir erhebliche Fortschritte gemacht. Es gibt Themen, da bleiben diese
Fortschritte noch aus. Die Bemühungen daran dürfen nicht nachlassen.

Frage: Wäre es angemessen, in diesem Zusammenhang den aus anderen Zeiten
bekannten Begriff der "coalition of the willing" positiv zu besetzen? Denn
es wäre ja illusorisch zu sagen, dass sämtliche 27 EU-Staaten mitmachen
würden. Wird an so etwas gearbeitet, dass man sagt: Wir sehen, welche 7,
12, 18 Staaten bereit sind, an einer Art Dublin-Update tragfähig und
verlässlich zu arbeiten?

StS Seibert: Ich denke, es ist nicht wichtig, wie man das am Ende benennt.
Ich habe vorhin gesagt: Wir haben ein Interesse, eine solidarische
europäische Lösung für die Menschen an Bord dieser beiden Schiffe zu
finden. Die Europäische Kommission bemüht sich, eine solche Lösung zu
koordinieren. Das wird heute im Ausschuss der Ständigen Vertreter in
Brüssel thematisiert. Wir unterstützen die Anstrengungen der Kommission,
und sie gehen natürlich genau in diese Richtung.

Frage: Eine Frage zum Thema Brexit an Sie, Herr Schmidt: Es mehren sich ja
die Anzeichen, dass es zu einem harten Brexit kommt. Können Sie mir noch
einmal erklären, welche rechtlichen Möglichkeiten die Briten, die jetzt in
Deutschland sind, denn haben, im Land zu bleiben? Da möglicherweise einige
Hunderttausende Anträge stellen werden, wie bereiten sich die Behörden
darauf vor?

Vom Verkehrsministerium würde ich in diesem Zusammenhang gern wissen:
Fluglinien sind ja in jedem Fall betroffen. Was rät denn die Regierung oder
das Verkehrsministerium den Fluggesellschaften im Fall eines harten Brexit,
was sie tun müssten?

Schmidt: Ich kann Ihnen sagen, dass zunächst einmal festzustellen ist, dass
bis zum Austritt Großbritanniens aus der Europäischen Union alle britischen
Staatsangehörigen und ihre Familienangehörigen weiterhin
freizügigkeitsberechtigt sind. Bis dato gilt eben die allgemeine
Meldepflicht bei der je nach Wohnort zuständigen Meldebehörde hier in
Deutschland. Einige Ausländerbehörden planen ein freiwilliges
Registrierungsverfahren, um betroffene Bürgerinnen und Bürger leichter zu
erreichen und über ihre Rechte informieren zu können. Dazu können sie
entsprechend ihres Wohnortes bei der zuständigen Meldebehörde nachfragen,
ob das dort geplant ist.

Was passiert denn im Falle eines ungeregelten Austritts? Im Falle eines
ungeregelten Austritts muss zunächst einmal kein Staatsangehöriger sofort
aus Deutschland ausreisen. Dazu wird es nicht kommen.

Bisher geplant ist eine Übergangszeit von zunächst drei Monaten, die auch
noch einmal verlängert werden kann. Während dieser Zeit können bisher
freizügigkeitsberechtigte britische Staatsangehörige und ihre
Familienangehörigen weiterhin ohne Aufenthaltstitel in Deutschland leben
und genauso arbeiten wie bisher.

Mit dem Austritt Großbritanniens aus der Europäischen Union ohne den
Abschluss eines Abkommens ändert sich jedoch die dauerhafte Rechtstellung
der betroffenen britischen Bürger. Sie oder ihre Familienangehörigen
verlieren den Status als Unionsbürger, und sie werden zu sogenannten
Drittstaaten-Angehörigen.

Zum weiteren Aufenthalt in Deutschland ist es deshalb nach Ablauf dieser
Übergangszeit von zunächst drei Monaten nötig, einen Aufenthaltstitel zu
erlangen. Den gilt es bei der zuständigen Ausländerbehörde zu beantragen.
Der weitere Aufenthalt für die Zeit zwischen der Antragstellung bis zur
Entscheidung der Ausländerbehörde gilt automatisch als erlaubt.

Weitere Informationen dazu finden Sie auf der Webseite des BMI, wo wir auch
Fragen und Antworten zu dem Fall des geregelten oder ungeregelten Austritts
und zu den aufenthaltsrechtlichen Fragestellungen eingestellt haben.

Buser: Ich kann vielleicht an der Stelle generell sagen, dass die
Bundesregierung an einer sehr engen Partnerschaft mit Großbritannien im
Luftverkehr interessiert ist und sich da in enger Abstimmung befindet.

Frage: Herr Schmidt, folgt die Erwirkung oder auch Genehmigung des
Aufenthaltstitels, die nach der Übergangsfrist gegebenenfalls - wie Sie
sagten - beantragt werden muss, einer jeweils individuellen Prüfung und
Regelung? Oder kann man da von einer pauschalen Regelung ausgehen? Was
streben Sie an?

Schmidt: Im Moment können wir sagen, dass wir erst einmal über die
Übergangsregelung und dann eventuell über eine Verlängerung zur
Übergangsregelung nachdenken. Die Entscheidung darüber, ob in Einzelfällen
oder mit einer Pauschalregelung vorgegangen wird, wird erst getroffen
werden können, wenn die Bedingungen klar sind, ob es zu einem harten Brexit
und unter welchen Bedingungen gekommen ist.

StS Seibert: Ich würde gern, bevor wir uns hier noch in weiteren Hypothesen
ergehen, ganz kurz für die Bundesregierung festhalten: Großbritannien und
die EU-27 haben sich auf ein Austrittsabkommen geeinigt. Dieses
Austrittsabkommen wird die britische Premierministerin nach ihrer
Ankündigung Mitte dieses Monats dem britischen Parlament zur Abstimmung
vorlegen. Das ist zunächst einmal der Stand.

Das Zweite ist, dass man nicht oft genug betonen kann: Ein Austritt
Großbritanniens ohne Abkommen wäre weder im deutschen noch im Interesse der
EU-27 noch im Interesse Großbritanniens.

Schmidt: Ich darf dazu noch ergänzen, was passiert. Wenn dieses Abkommen
zustande kommt, dann tritt das Austrittsabkommen in Kraft. Dann wird direkt
nach dem Austritt eine zweijährige Übergangsphase bis zum 31. Dezember 2020
gelten. So ist es in den Entwürfen vereinbart. In dieser Zeit wird
Großbritannien grundsätzlich weiter wie ein EU-Mitgliedstaat behandelt. Die
Regeln der EU zur Freizügigkeit gelten dann fort.

Das Austrittsabkommen sieht einen weitgehenden Erhalt der
Freizügigkeitsrechte auf Lebenszeit für betroffene Bürgerinnen und Bürger
vor. Berechtigt sind bei Ende der Übergangsphase in der EU beziehungsweise
in Großbritannien lebende Staatsbürger beziehungsweise Unionsbürger sowie
deren Familienangehörige.

Frage: Herr Schmidt, ich bin Ihrer Empfehlung gefolgt und habe einmal kurz
auf die Webseite geschaut. Da ist auf die Frage nach der visafreien
Einreise sowohl von Briten in die EU als auch umgekehrt nur angemerkt, es
sei eine EU-Rechtsakte auf den Weg gebracht worden.

Wenn aber der ungeregelte Brexit tatsächlich stattfindet, muss ich daraus
im Umkehrschluss annehmen, dass dann keine visafreie Einreise aus der EU
nach Großbritannien und umgekehrt möglich ist, und zwar unmittelbar mit
Beginn des Austritts?

Schmidt: Darüber - da bitte ich um Verständnis - kann ich im Moment nicht
spekulieren. Ich schaue, ob wir dazu etwas nachreichen können.

Burger: Nur damit wir es nicht durcheinanderbringen: Wir sprechen zum einen
über Regelungen, die getroffen werden oder schon getroffen worden sind für
den Fall des geregelten Austritts, nämlich des Inkrafttretens des
Austrittsabkommens. In dem Fall gilt die zweijährige Übergangsfrist, in der
sich erst einmal am Rechtsstatus nichts ändert.

Daneben haben wir gerade ziemlich ausführlich über Vorkehrungen gesprochen,
die für den Fall eines ungeregelten Austritts getroffen werden, um
bestimmte Härten abzufedern. Diese finden einerseits auf der nationalen
Ebene statt. Sie finden in ähnlicher Form auch auf europäischer Ebene
statt, eben in Form von europäischen Rechtsakten. So etwas kann nur auf
europäischer Ebene stattfinden, weil es sich um Rechtsbereiche handelt, die
eben nur europäisch geregelt werden können.

Das alles ändert nichts daran - wie Herr Seibert gesagt hat -: Wenn es zu
dem Fall eines ungeregelten Brexit kommen sollte, dann wäre das nicht im
Interesse der EU, Deutschlands oder Großbritanniens. Denn all diese
Regelungen können nur dazu dienen, größte Härten in einzelnen Bereichen,
die sich vorab identifizieren lassen, abzufedern.

Zusatzfrage: Jetzt muss ich aber doch noch einmal nachhaken. Ich habe schon
verstanden, was das Bestreben der Bundesregierung und das Bestreben der
Europäer ist. Die Frage ist doch für den Fall des ungeregelten Austritts:
Ist diese Rechtsakte zur visafreien Einreise ebenfalls an die Regelung des
Brexit gebunden? Ist das ein separates Verfahren, und kann das auch
scheitern?

Burger: Es tut mir leid. Ich habe nicht vor Augen - -

Zuruf: BMI-Webseite!

Burger: Die habe ich nun leider auch nicht vor Augen. Auch dann wüsste ich
nicht genau, worauf sich der Text bezieht. Ich kann nur sagen: Es gibt auch
auf EU-Ebene, auch im legislativen Bereich, Vorbereitungen für den Fall des
ungeregelten Brexit. Es ist denkbar, dass sich Äußerungen auch darauf
beziehen könnten.

Frage: Eine Frage an Herrn Seibert. Es geht um Venezuela, um den
Präsidenten Nicolás Maduro, der am Donnerstag für eine zweite Amtszeit
vereidigt werden soll. Er strebt natürlich den Machtanspruch an. Wie steht
die deutsche Regierung zur Legitimität dieses Machtanspruches?

StS Seibert: Darauf würde ich Herrn Burger zu antworten bitten.

Burger: Die Europäische Union hat schon im letzten Jahr - schon am 28. Mai
2018 - unmittelbar nach den Präsidentschaftswahlen erklärt, das Ergebnis
nicht anzuerkennen, und zwar einstimmig. Ich darf aus der damaligen
Erklärung zitieren:

"Der erheblich reduzierte Wahlkalender, Verbote und weitere wesentliche
Behinderungen der Teilnahme politischer Oppositionsparteien und
Oppositionsführer sowie die Nichtachtung demokratischer Mindeststandards
[...] führten dazu, dass diese Wahlen weder frei noch fair waren. Unter
diesen Umständen mangelte es der Wahl und ihrem Ergebnis an
Glaubwürdigkeit, da der Wahlprozess nicht die nötigen Garantien für
inklusive und demokratische Wahlen gewährleistete."

Frage: Der aktuelle Parlamentspräsident Venezuelas hat das Militär
aufgerufen, die Demokratie wiederherzustellen. Wie steht die
Bundesregierung zu diesem De-facto-Putschaufruf gegen den gewählten
Präsidenten Maduro?

Burger: Ich kenne die Äußerungen nicht im Einzelnen - es tut mir leid -,
und deswegen kann ich darauf nun auch nicht im Einzelnen eingehen. Aus
unserer Sicht ist es von besonderer Bedeutung, dass die demokratisch
gewählte Nationalversammlung in Venezuela wieder in ihre verfassungsgemäße
Rolle eingesetzt wird. Deswegen fordern wir auch die Freilassung des
gewählten Abgeordneten Juan Requesens, der trotz parlamentarischer
Immunität seit August 2018 inhaftiert ist.

Frage: Herr Seibert, Nato-Generalsekretär Stoltenberg hat ja gesagt, dass
dem Verteidigungsbündnis nichts anderes übrig bleibe, als zu reagieren,
sollte Russland an seinen Marschflugkörpern vom Typ SSC-8 festhalten. Ist
das auch die Position der Bundesregierung? Schließt das die potenzielle
Bereitschaft ein, in Deutschland nuklearbestückte Mittelstreckenraketen zu
stationieren?

Burger: Ich würde vielleicht noch einmal auf das hinweisen, was der
Außenminister am Wochenende auch dazu gesagt hat. Er hat einer großen
deutschen Sonntagszeitung gesagt:

"Der INF-Vertrag hat Jahrzehnte unmittelbar zur Sicherheit hier in Europa
beigetragen. Er ist [...] auf die Sicherheit Europas ausgerichtet. Deshalb
hat er [...] eine besondere Bedeutung für uns in Deutschland."

Gleichzeitig gilt:

"Die Gewichte seit dem Kalten Krieg haben sich verschoben. Wir müssen neue,
globale Transparenz- und Kontrollregeln erarbeiten, und deshalb setzen uns
für eine Debatte ein, die auch Länder wie China und Indien miteinbezieht."

Vielleicht noch spezieller, nämlich zu der Frage der Reaktion der Nato, hat
der Außenminister zwischen den Jahren gesagt:

"Nukleare Aufrüstung ist ganz sicher die falsche Antwort. Die
Nachrüstungslogik stammt aus dem Kalten Krieg. Der liegt Jahrzehnte zurück.
Die Politik aus den 80er-Jahren hilft nicht, um die Fragen von heute zu
beantworten."

Vielleicht so viel.

Zusatzfrage: Das habe ich natürlich wahrgenommen. Herr Seibert, heißt das
also konkret, so eine Bereitschaft hinsichtlich einer eventuellen
Stationierung seitens der Bundesregierung besteht nicht?

StS Seibert: Zunächst einmal befinden wir uns ja in einer 60-Tage-Frist,
innerhalb derer Russland nachweisen kann und Russland auch dazu
aufgefordert ist, konstruktiv zu handeln und seine Vertragstreue
wiederherzustellen; denn es ist die gemeinschaftliche Überzeugung der 
Nato-Mitglieder - die Nato-Außenminister haben sich dazu ja im Dezember geäußert
-, dass Russland den INF-Vertrag seit Längerem durch ein neues
Raketensystem verletzt. Insofern befinden wir uns jetzt in dieser Frist,
innerhalb derer Russland notwendige Schritte unternehmen kann, um
vollständig und überprüfbar seine Vertragstreue wiederherzustellen. Das
weitere Vorgehen wird sich dann nach Ablauf dieser Frist ergeben, und die
Bundesregierung wird ihre Haltung dazu natürlich ganz eng mit den 
Nato-Verbündeten abstimmen.

Frage: Herr Seibert, Herr Burger, ich würde nur verstehen wollen, ob die
amerikanische Seite auch überprüfbar abrüsten soll beziehungsweise muss,
weil es sich jetzt so anhört, als ob das nur die Russen machen sollten.

StS Seibert: Nein, der Vertrag bindet natürlich beide Seiten, wie es bei
Verträgen üblich ist. Es ist die Überzeugung der Nato-Mitglieder, wie noch
einmal im Dezember beim Nato-Außenministertreffen festgestellt wurde, dass
es Russland ist, das den INF-Vertrag seit Längerem durch ein neues
Raketensystem verletzt.

Zusatzfrage: Unabhängig von angeblichen Verletzungen auf beiden Seiten kann
man ja sagen und fordern, dass beide Seiten überprüfbar abrüsten müssen.
Ist das die Haltung der Bundesregierung?

StS Seibert: Unsere Haltung ist, dass wir diesen INF-Vertrag für ein sehr,
sehr wichtiges Element der Sicherheit in Europa über die letzten Jahrzehnte
hinweg halten. Damit stehen wir zu diesem Vertrag und natürlich auch zu
seiner Erfüllung. Nun ist noch einmal durch die Nato-Außenminister
festgestellt worden - im Übrigen auch nicht nur nun, sondern schon vor
geraumer Zeit, nämlich im Dezember -, dass Russland diesen Vertrag
verletzt. Deswegen ist es an Russland, innerhalb der ihm jetzt noch einmal
gegebenen Frist durch konstruktive Handlungen, Erklärungen und Initiativen
zu beweisen, dass es zur Vertragstreue zurückkehren will.

Frage: Könnte die Bundesregierung noch darlegen, auf welchen konkreten
Fakten ihre Einschätzung beruht, dass Russland den INF-Vertrag angeblich
unterläuft?

StS Seibert: Das beruht auf den Fakten, die sich die Nato-Verbündeten
gemeinsam vorgenommen, die sie betrachtet und analysiert haben, und es
beruht konkret auf der Einführung eines Raketensystems, das nach
allgemeiner Überzeugung der Nato-Verbündeten eine Verletzung des 
INF-Vertrags darstellt. Es geht um SSC-8; Sie kennen ja sicherlich die
Bezeichnungen sehr gut.

Frage: Mir geht es um das Thema Daten. Erste Frage an Sie, Herr Schmidt:
Können Sie das heutige Treffen um 14 Uhr von Herrn Seehofer, Herrn Münch
und Herrn Schönbohm bestätigen? Wo findet es statt - bei Ihnen im
Ministerium?

Zweite Frage: Herr Schönbohm hat ja am Freitagabend geäußert, dass sein Amt
bereits Anfang Dezember über einen Einzelfall informiert worden sei. Ist
abermals Ihr Haus als vorgesetzte Behörde auch informiert worden?

Vielleicht noch ganz kurz eine dritte Frage: Welche Empfehlungen geben Sie
jetzt Betroffenen vonseiten der Bundesregierung, deren Daten veröffentlicht
worden sind? Müssen die ihre Handys, ihre E-Mail-Adressen etc. wechseln?

Schmidt: Ich kann Ihnen bestätigen, dass heute Nachmittag um 14 Uhr der
Minister mit dem Präsidenten des Bundeskriminalamtes, Herrn Münch, und dem
Präsidenten des Bundesamtes für Sicherheit in der Informationstechnik, Herr
Schönbohm, zusammentreffen wird und dass sich der Minister von beiden
Präsidenten über die aktuellen Ermittlungsergebnisse der Behörden
informieren lassen wird.

Ich darf zugleich darauf hinweisen, dass heute noch kein öffentliches
Statement in dieser Angelegenheit geplant ist. Wie der Bundesminister schon
erklärt hat, wird er bis Mitte der Woche die Öffentlichkeit über die
Ergebnisse informieren. Heute ist das wirklich ein Arbeitstreffen, bei dem
sich der Minister auf den aktuellen Stand bringen lässt.

Der Minister hat schon darauf hingewiesen, dass er über belastbare Fakten
und nicht über Vermutungen sprechen will und deshalb die
Ermittlungsergebnisse der Behörden abwarten möchte. Ich bitte Sie um Ihr
Verständnis dafür, dass die Behörden auch Zeit brauchen, um diesen
umfangreichen Datenbestand, der dort veröffentlicht worden ist, zu
bearbeiten. Da sehen wir erhebliche Fortschritte. Die Behörden sind ganz
gut damit beschäftigt, das zu tun. Noch stehen die Ergebnisse allerdings
nicht so fest, dass wir sie an die Öffentlichkeit geben wollen.

Ich kann Ihnen zum jetzigen Bearbeitungsstand sagen, dass wir in der Tat
gesehen haben, dass in der Nacht vom 3. auf den 4. Januar eine große Anzahl
persönlicher Daten und Dokumente im Internet veröffentlicht worden ist,
indem Hinweise auf Speicherorte dieser Daten über den Kurznachrichtendienst
Twitter verbreitet wurden. Von ca. 1000 bereits in der Öffentlichkeit
stehenden Personen - darunter Journalisten, Künstler und eben auch
Politiker und Mandatsträger - wurden so ohne ihr Wissen und Wollen
persönliche Daten veröffentlicht. Weit überwiegend und in der größten
Anzahl der Fälle handelt es sich um reine Kontaktdaten, also beispielsweise
Telefonnummern, postalische Anschriften oder E-Mail-Adressen. In ca. 50 bis
60 Fällen wurden deutlich mehr persönliche Daten veröffentlicht, die den
Betroffenen offenbar vorher entwendet wurden.

Das BKA sowie das BSI haben in der Nacht vom 3. auf den 4. Januar durch
einzelne Betroffene - eben durch Meldungen an Polizeien und auch durch
Meldungen an das BSI - davon erfahren, dass diese Daten veröffentlicht
worden sind.

Zu dem, was Herr Schönbohm gesagt hat, kann ich Ihnen sagen, dass er da
leider etwas missverstanden wurde. Das heißt, es gab in der Tat einen
Einzelfall, in dem sich ein Abgeordneter vorher, bereits Anfang Dezember,
an das BSI gewandt und darauf hingewiesen hat, dass eben persönliche Daten
von ihm veröffentlicht wurden. Das BSI hat sich intensiv um diesen Fall
gekümmert und auch mit einer speziellen Einsatzeinheit, die dafür gedacht
ist, diesen Betroffenen unterstützt. Allerdings war zu diesem Zeitpunkt und
auch im Laufe des Dezembers nicht klar, dass sich hinsichtlich dieser
Einzelveröffentlichung sozusagen ein Bezug zu der jetzt erfolgten
Veröffentlichung dieser großen Anzahl von und Menge an Daten herstellen
lässt.

Zusatzfrage: Ist Ihr Haus damals von dem Einzelfall informiert worden, also
Anfang Dezember?

Dann stelle ich noch einmal die Frage, die vorhin meine dritte war: Welche
Empfehlungen geben Sie jetzt den Betroffenen, vor allem Politikern und
Mandatsträgern? Müssen die zum Beispiel alle ihre Handys auswechseln?

Schmidt: Über den konkreten Einzelfall ist das BMI nicht informiert worden,
was auch der völlig normalen Vorgehensweise entspricht, weil das BSI die
hierfür zuständige Fachbehörde ist, die hier eben auf einen Einzelfall
reagiert hat.

Hinsichtlich der Empfehlungen kann ich Ihnen mitteilen, dass im Laufe des
4. Januars am Abend sowohl allen betroffenen Abgeordneten als auch
Mandatsträgern Empfehlungen des BKA und des BSI dazu zugegangen sind, wie
sie sich verhalten können und was für Maßnahmen aus Sicht der Behörden
notwendig sind. Diese sind dann sozusagen fortlaufend präzisiert worden,
natürlich insbesondere in den stark betroffenen 50 bis 60 Einzelfällen.

Bitte haben Sie Verständnis dafür, dass ich Ihnen über die einzelnen
Maßnahmen, die ergriffen worden sind, jetzt keine Angaben machen möchte.
Aber in der Tat zeigt Ihre Frage schon, dass das natürlich die richtigen
Maßnahmen sind, die man in der Regel in solch einem Fall ergreifen kann.

Frage: Herr Schmidt, Sie sagen, dass Herr Schönbohm missverstanden wurde.
Er hat ja ursprünglich explizit von mehreren Fällen gesprochen. Nehmen Sie
ihm also ab, dass das ein Versprecher war und dass nicht im Nachhinein die
Version des BSI geändert wurde, um es so aussehen zu lassen, als ob es doch
nur ein Einzelfall gewesen wäre, von dem es gehört habe?

Schmidt: Nein, ich glaube, wir müssen, und das werden wir sicherlich noch
sehr genau tun, ganz deutlich erklären, wer hier wann was gewusst hat. In
diesem Fall kann ich Ihnen hier sagen: Es war ein konkreter Einzelfall, um
den sich das BSI intensiv gekümmert hat. In vier weiteren Fällen gab es
Strafanzeigen von Betroffenen. Diese Strafanzeigen sind dem BSI zur
Kenntnis gebracht worden, aber nicht all diese Fälle sind dann auch vom BSI
bearbeitet wurden, weil eben schon Strafanzeigen vorlagen und es keine
Notwendigkeit für die Bearbeitung gab. Im Nachhinein ist jetzt klar
geworden, dass diese fünf Fälle insgesamt einen Bezug zu diesem Komplex
haben.

Frage: Wenn Sie sagen, dass es Strafanzeigen gab, können Sie dann sagen,
wann es die gegeben hat?

Schmidt: Ich kann Ihnen jetzt - dafür bitte ich um Ihr Verständnis - über
solche Vorgänge natürlich keine genauen Angaben machen; denn das sind
laufende Ermittlungsvorgänge.

Zusatz: Aber es gab sie Anfang Dezember, also offenbar weit vor dem 3. und
4. Januar.

Schmidt: Ja, es gab sie vor dem 3. und 4. Januar.

Frage: Herr Schmidt, da Sie ja "missverstanden" sagten: Wenn zunächst das
BSI im Plural spricht, wenn Journalisten den Plural als Plural auffassen
und wenn das BSI dann hinterher sagt "Es war doch der Singular gemeint",
dann bitte ich darum, nicht von einem Missverständnis von Journalisten zu
sprechen!

Zum Zweiten: Sie hatten am Freitag nachgereicht, dass kein AfD-Politiker
betroffen sei. Gilt diese Position nach wie vor? Es gibt nämlich auch
Information darüber, dass möglicherweise Daten eines AfD-Mitglieds
beziehungsweise -Politikers aus einem norddeutschen Bundesland
veröffentlicht worden sind.

Schmidt: Dazu habe ich keinen neuen Sachstand. Es bleibt also bei unserer
Einlassung, die wir schriftlich gemacht haben. Zum jetzigen Stand der
Ermittlungen, allerdings wieder mit dem Hinweis verbunden, dass die
Ermittlungen noch nicht abgeschlossen sind: Wir sehen aktuell keine
Betroffenheit.

Frage: Herr Schmidt, Sie haben gesagt, 1000 Personen seien betroffen, 50
bis 60 schwerer. Sind das dann auch 50 oder 60 gehackte Accounts, die
dahinterstehen? Können Sie das schon überblicken? Ergeben sich die anderen
dann aus den entsprechenden Kontaktdaten, Büchern etc., die dann bei den 50
oder 60 gefunden worden sind?

Schmidt: Diesen Zusammenhang können wir im Moment nicht herstellen. Ich
kann Ihnen im Moment nicht sagen, welcher Schluss sozusagen daraus gezogen
werden kann. Klar ist nur, dass in 50 bis 60 Fällen eben deutlich größere
Datenmengen veröffentlicht worden sind und dass vieles darauf hindeutet,
dass diese auf unterschiedliche Art und Weise erlangt worden sind, unter
anderem durch unbefugte Zugriffe auf Nutzerkonten.

Frage: Es hat ja eine Verhaftung gegeben. Bisher heißt es, er würde als
Zeuge vernommen. Wissen Sie darüber inzwischen Konkreteres? Ist quasi davon
auszugehen, dass es sich hierbei um eine Einzelperson oder zwei
Einzelpersonen handelt, die hinter diesem Vorgang stecken, oder gibt es
eine größere, konzertierte Aktion? Haben Sie irgendwelche Hinweise darauf,
dass eine Spur vielleicht sogar bis nach Russland führt?

Zur zweiten Frage: Sie haben gesagt, wenn eine Strafanzeige gestellt worden
sei, bestehe kein Anlass mehr für das BSI, tätig zu werden. Ist das so
richtig?

Schmidt: Zu dem ersten Teil Ihrer Frage: Ich bitte um Verständnis dafür,
dass ich zu den laufenden Ermittlungsverfahren und zu den laufenden
Ermittlungen keine Stellung nehmen kann. Das sind polizeiliche, justizielle
Ermittlungsverfahren. Ich würde daher bitten, Ihre Fragen an die
zuständigen Ermittlungsstellen zu richten.

Zum zweiten Teil der Frage: Nein, das ist kein Automatismus. In diesen vier
genannten Fällen ist es allerdings so, dass Strafanzeigen vorliegen. Über
solche Strafanzeigen im Falle von zum Beispiel Computerkriminalität erhält
auch das BSI Kenntnis. In diesen Fällen schaut das BSI eben sehr genau hin:
Ist das etwas, um das wir uns als BSI kümmern müssen, oder nicht? - In
diesen vier Fällen hat es eben eine Bewertung des Ganzen gegeben. In zwei
Fällen ist das BSI noch einmal, soweit wir bisher wissen, tätig geworden
und in zwei Fällen eben nicht, weil Strafanzeigen und justizielle
Ermittlungen schon liefen.

Frage: An das Gesundheitsministerium: Wir hören ja gerade von der
Bundesregierung, dass Datensparsamkeit und "awareness" angemahnt werden.
Was hat denn das hinsichtlich Ihrer Digitalisierungsvorhaben zur Folge, zum
Beispiel hinsichtlich der digitalen Gesundheitsakte? Da hatte der Chaos
Computer Club ja vor ca. einer Woche demonstriert, wie leicht diese
Gesundheitsakte hackbar ist und wie leicht sie zu manipulieren ist, und das
hinsichtlich aller Systeme.

Gülde: Wie Sie wissen, ist mit dem 2015 in Kraft getretenen E-Health-Gesetz
die Voraussetzung dafür geschaffen worden, die Telematik-Infrastruktur
aufzubauen. Die Telematik-Infrastruktur wird gemeinsam mit dem Bundesamt
für Sicherheit in der Informationstechnik und der Bundesbeauftragten für
Datenschutz aufgebaut. Gleichzeitig - was heißt gleichzeitig? - mit dem
Terminservice- und Versorgungsgesetz wurden die gesetzlichen
Krankenversicherungen verpflichtet, eine elektronische Patientenakte
anzubieten.

Dazu muss man halt eben sagen: Es gibt natürlich zwei unterschiedliche
Standards, was die Datensicherheit dabei anbelangt. Das eine ist die
Telematik-Infrastruktur. Da sieht es tatsächlich so aus, dass es dafür halt
eben einen verschlüsselten Zugang gibt, und diese patientenindividuelle
Verschlüsselung ist auch für die Patientenakte vorgesehen. Gleichzeitig
sollen die Krankenversicherungen aber natürlich auch den gesetzlich
Versicherten die Möglichkeit anbieten, beispielsweise über Smartphones auf
ihre Daten zuzugreifen. Das ist aber halt eben jeweils nur auf Wunsch der
Patienten möglich. Da, muss man natürlich sagen, gibt es natürlich klar
einen etwas geringeren Standard, was die Sicherheit anbelangt. Wir haben
aber zurzeit keinen Hinweis darauf, dass diese Leaks, von denen wir jetzt
gerade sprechen, auch eine Auswirkung auf die Telematik-Infrastruktur
haben.

Zusatzfrage: Konkret geht es um diese App namens "Vivy". Die ist leicht von
Fremden, von Dritten manipulierbar und einsehbar. Darin werden ja
Röntgenbilder, Impfbescheinigungen, Blutbilder von einem selbst
gespeichert. Haben Sie das überhaupt mitbekommen?

Gülde: Bei dieser App, von der Sie jetzt gerade sprechen, handelt es sich
nicht um eine Patientenakte, wie sie jetzt für den Aufbau vorgesehen ist -
die Standards dafür werden ja halt noch festgelegt -, sondern das ist jetzt
tatsächlich ein Angebot einer einzelnen Krankenkasse, für das wir jetzt
halt eben noch keine Standards festgelegt haben. Auch da können Patienten
also selbst entscheiden, ob sie diese Daten halt eben über diese App
verfügbar machen möchten oder nicht. Das ist natürlich immer eine
Entscheidung des Einzelnen. Das ist tatsächlich auch in anderen Fällen so.
Keiner ist aktuell verpflichtet, diese App zu nutzen.

Frage: Herr Schmidt, ich habe eine Frage, unabhängig von den laufenden
Ermittlungen: Ist denn der Hacker mit dem Namen "Orbit" den Behörden
bekannt? Ist er jemals in irgendeiner Form in Erscheinung getreten?

Schmidt: Das weiß ich nicht. Das kann ich Ihnen nicht sagen.

Frage: Die "Bild"-Zeitung hat ohne näheren Quellenverweis auch auf Russland
als Urheber dieser Attacke verwiesen. Wie ist da Ihre Wissenslage?

Schmidt: Auch darüber, aus welcher Richtung die Täterschaft für dieses
Datenleak stammt, werden wir hier angesichts der laufenden Ermittlungen
keine Spekulationen anstellen.

Frage: Ich habe zwei kurze Nachfragen, zum einen noch einmal an das
Gesundheitsministerium: Wenn Sie das jetzt so schildern, haben Sie denn
dann Vorkehrungen dafür getroffen oder mit der entsprechenden Krankenkasse
darüber gesprochen, dass diese App sicherer gemacht wird? Sie haben ja
gesagt, Sie hätten noch keine Standards für alle entwickelt. Aber da es ja
diesen einen Vorfall gibt: Hat das Konsequenzen gehabt?

Eine Frage an das Justizministerium: Ihre Ministerin hat sich ja geäußert
und gesagt, dass möglicherweise auch soziale Netzwerke neue Auflagen
erhalten müssten, weil die Informationen ja relativ lange auf Twitter
standen. Können Sie uns etwas Neues dazu sagen, ob es neue Erkenntnisse
über Gesetzesverschärfungen gibt?

Gülde: Ich fange einfach einmal kurz an. Was die Sicherheitsstandards für
die Telematik-Infrastruktur beziehungsweise dann auch diese App angeht, die
Sie da genannt haben, würde ich Sie bitten, sich tatsächlich an die gematik
zu wenden. Mir liegen jetzt keine Informationen darüber vor, dass es da
einen Austausch gegeben hat, aber der zuständige Ansprechpartner hierfür
wäre die gematik.

Steffen: Sie hat sich vor allen Dingen darauf bezogen, dass zum Beispiel
diese YouTuber ja auch davon gesprochen haben, sich dann an die Netzwerke
gewandt zu haben, und davon, dass es zum Teil dann auch wirklich länger
gedauert hat, bis ihnen weitergeholfen wurde. Es geht uns dabei vor allen
Dingen darum, dass Personen, die sich in den sozialen Netzwerken bewegen
und die merken, dass ihre Accounts gehackt werden, eben schneller
Informationen darüber gegeben werden, wie sie dagegen vorgehen können, und
dass das Verfahren insgesamt einfach schneller geht.

Auch die DSGVO sieht vor, dass die Plattformen von Beginn an stärkere
Sicherheitsvorkehrungen vorsehen müssen. Darauf hat die Ministerin auch
noch einmal hingewiesen.

Vielleicht noch ein interessanter Aspekt: Die Kommission ist ja gerade auch
noch einmal dabei, die EU-Produkthaftungsrichtlinie zu überarbeiten. Das
unterstützen wir ausdrücklich. Dabei geht es eben darum, dass die Software
unter das Haftungsregime genommen wird und mangelnde Cybersicherheit dann
auch als Produktfehler gilt.

Frage: Herr Gülde, ich habe Sie jetzt so verstanden, dass diejenigen, die
diese App nutzen, die nicht sicher ist, selbst schuld sind, wenn sie sie
jetzt nutzen.

Frau Steffen, ist so ein Rat des Gesundheitsministeriums für ein
Verbraucherprodukt auch mit dem Verbraucherministerium vereinbar?

Gülde: Also: Ich habe nicht von Schuld gesprochen, sondern ich habe davon
gesprochen, dass diese App "Vivy" ein Angebot von Krankenkassen ist und
dass es keine Verpflichtung gibt, diese App zu nutzen. Uns liegen, wie
gesagt, jetzt auch keine Informationen darüber vor, dass Sozialdaten über
diese App einsehbar waren.

Zuruf: Es gab öffentliche Vorträge beim Chaos Communication Congress, bei
dem demonstriert wurde, wie das manipulierbar und hackbar ist!

Gülde: Wie gesagt: Uns liegen eben halt keine Hinweise darüber vor, dass
Sozialdaten darüber ausgelesen werden konnten. Für alles andere würde ich
Sie tatsächlich bitten, sich an die zuständigen Krankenkassen zu wenden.
Uns liegen dazu also keine weiteren Informationen vor, und das ist halt
eben auch kein Angebot der Bundesregierung; das muss man ganz klar sagen.

Frage: Auch der deutsche Botschafter in Thailand hat sich besorgt um das
Schicksal der jungen Frau Rahaf Mohammed gezeigt. In welcher konkreten Form
engagiert sich die deutsche Botschaft dort? Auf welcher Ebene finden
Gespräche statt, auf Botschafterebene oder darüber?

Zu einem anderen Fall: In Ägypten wird ein junger deutscher Staatsbürger
vermisst. Vielleicht können Sie uns auch dazu auf den neuesten Stand
bringen.

Burger: Zu dem Fall in Thailand kann ich sagen, dass unsere Botschaft vor
Ort mit den thailändischen Behörden und auch mit dem UNHCR in Kontakt
steht, außerdem auch mit anderen vor Ort vertretenen Botschaften, an die
sich Frau Al-Qunun von sich aus gewandt hatte.

Uns geht es in erster Linie um die humanitäre Sorge um das Wohlergehen von
Frau Al-Qunun. Insofern ist es aus unserer Sicht ein guter erster Schritt,
wenn die UNHCR-Vertretung vor Ort Zugang zu ihr erhält.

Zusatzfrage: Was ist die Position der deutschen Bundesregierung zum Status
dieser jungen Frau? Appellieren Sie auf einer humanitären Basis, oder auf
welcher Basis tun Sie das?

Burger: Genau. Wir werden tätig einfach aufgrund der humanitären Sorge um
ihr Wohlergehen. Der erste Schritt, den wir für richtig halten, ist, wie
gesagt, dass der UNHCR vor Ort Zugang zu ihr bekommt, auch um die
Hintergründe des Falles weiter zu verstehen.

In Ägypten geht es um zwei verschiedene Fälle von deutschen
Staatsangehörigen, die vermisst werden. Wir sind mit diesen Fällen seit
einigen Tagen befasst und nehmen beide Fälle sehr ernst. Die deutsche
Botschaft in Kairo steht in Kontakt mit den ägyptischen Behörden und bemüht
sich mit Nachdruck um Aufklärung. Es tut mir leid, dass ich Ihnen, wie in
solchen Fällen üblich, weitere Angaben aus Gründen des
Persönlichkeitsschutzes von dieser Stelle aus nicht machen kann.

Frage: Herr Burger, nach Medienberichten wurden die beiden Deutschen vom
ägyptischen Geheimdienst verhaftet. Können Sie dazu Stellung nehmen?

Gibt es Pläne, den ägyptischen Botschafter einzubestellen?

Burger: Über das hinaus, was ich Ihnen hier gerade gesagt habe, kann ich
Ihnen, wie gesagt, mit Blick auf das Wohl der Betroffenen zum derzeitigen
Zeitpunkt leider keine weiteren Auskünfte geben. Wir sind mit dem Fall
befasst und bemühen uns jetzt zunächst einmal mit Nachdruck um Aufklärung.

Frage: Zu der saudischen Frau: Erste Frage: Erwägt die Bundesregierung, der
Dame die Einreise nach Deutschland zu ermöglichen, um hier einen Asylantrag
zu stellen, falls es dort Schwierigkeiten gibt?

Zweite Frage: Steht die Bundesregierung in Kontakt mit der australischen
Regierung? Denn nach meinen Informationen hatte sie ein Einreisevisum nach
Australien.

Burger: Vielleicht zuerst zu der zweiten Frage: Ich hatte gesagt, dass
unsere Botschaft in Bangkok auch mit verschiedenen anderen Vertretungen vor
Ort in Kontakt steht, an die sich Frau Al-Qunun ihrerseits gewandt hatte.
Aus unserer Sicht geht es in diesem Fall also zunächst einmal darum, dass
der UNHCR Zugang zu Frau Al-Qunun bekommt. Dazu stehen wir in Kontakt mit
den thailändischen Behörden.

Das ist es, was wir zum derzeitigen Zeitpunkt darüber sagen können. Ich
bitte auch hier um Verständnis dafür, dass ich zum jetzigen Zeitpunkt nicht
über weitere Schritte spekulieren will.

Frage: Herr Seibert, die Bundeskanzlerin hat in der Vergangenheit schon
einmal erklärt, dass die EU-Kommission in der Wettbewerbskontrolle auch die
Schaffung europäischer Champions erlauben sollte. Ist die geplante 
Siemens-Alstom-Fusion in der Zugsparte solch ein Fall, in dem die EU-Kommission das
ermöglichen sollte? Denn es gibt ja Berichte, dass sie durch Brüssel
blockiert werden solle.

Eine Frage an das Wirtschaftsministerium: Die Wettbewerbskommissarin kommt
am Mittwoch. Ist ein Treffen mit dem Minister geplant?

StS Seibert: Ich weiß nicht, ob das Wirtschaftsministerium mehr dazu sagen
will. Ich nehme hier grundsätzlich keine Stellung zu unternehmerischen
Plänen deutscher oder ausländischer Konzerne. Dort, wo das in Europa
geprüft wird, wird es geprüft.

Jornitz: Dem habe ich inhaltlich nichts hinzuzufügen. Wie Sie wissen, geben
wir presseöffentliche Termine des Ministers natürlich mit hinreichendem
Vorlauf bekannt.

Zusatzfrage: Ist es also kein presseöffentlicher Termin?

Jornitz: Das habe ich weder bestätigt noch dementiert. Wie gesagt,
presseöffentliche Termine geben wir rechtzeitig bekannt.

Frage: Herr Burger, eine Frage zu Saudi-Arabien: Der Gerichtsprozess zu
Herrn Khashoggi hat jetzt angefangen. Die Vereinten Nationen haben dieses
Verfahren als unfair bezeichnet und eine internationale Untersuchung
gefordert. Teilt die Bundesregierung diese Ansicht der Vereinten Nationen?

Burger: Aus unserer Sicht sind in diesem Fall wichtige Fragen nach wie vor
ungeklärt. Wir haben immer wieder betont, dass wir erwarten, dass die
saudischen Behörden vor allem auch an der türkischen Untersuchung
vollumfänglich mitwirken und für eine nach internationalen Standards
glaubwürdige Aufklärung sorgen.

Frage: Eine Frage an das BMF: Der "Spiegel" hat über eine Notfallplanung
berichtet, an der im BMF gearbeitet werde, um für einen Konjunkturabsturz
gewappnet zu sein. Wie sieht diese Planung konkret aus, und welche Rolle
spielen Steuersenkungen und besser Abschreibungsregeln dabei?

Kalwey: Diesen Bericht möchte ich von dieser Stelle aus jetzt nicht
kommentieren. Zu Ihrer anderen Frage verweise ich Sie aber sehr gern auf
das Interview, das der Minister gestern einer großen Sonntagszeitung
gegeben hat. Dabei hat er sich auch zum Thema Steuereinnahmen
beziehungsweise Aussichten für Steuereinnahmen und über mögliche Spielräume
geäußert.

Frage: In diesem Zusammenhang eine Frage an das Wirtschaftsministerium: Der
Bundesfinanzminister hat am Wochenende seine Ablehnung einer kompletten
Abschaffung des Solidaritätsbeitrages bekräftigt. Wie steht der
Wirtschaftsminister dazu?

Herr Scholz hat in diesem Zusammenhang auch gesagt, die fetten Jahre seien
vorbei. Teilt Ihr Haus diese Einschätzung?

Jornitz: Zu Ihrer ersten Frage: Dazu hat sich der Minister schon mehrfach
geäußert. Er hat unter anderem auch gesagt, dass man in Zeiten voller
Kassen auch über Entlastungen nachdenken muss. Darüber gibt es auch
Gespräche innerhalb der Bundesregierung.

Zu Ihrer zweiten Frage: Wir haben mit dem Jahreswirtschaftsbericht, den wir
am 31. Januar vorlegen werden, auch die Jahresprojektion für 2019. Ich muss
Sie jetzt leider um Verständnis dafür bitten, dass wir den Zahlen, die dort
genannt werden, zu diesem Zeitpunkt noch nicht vorgreifen können. Es ist
einfach so, dass wir jetzt schon neun Jahre Aufschwung hinter uns gebracht
haben. Ich denke, wir brauchen keine Zukunftsängste zu haben. Es ist klar,
dass wir vor Herausforderungen stehen: Wir haben den Brexit und wir haben
auch ein international nicht ganz einfaches Handelsumfeld. Es gab im
zweiten Halbjahr aufgrund der WLTP-Problematik auch einige
Herausforderungen, mit denen die deutsche Industrie zu kämpfen hatte, was
sicherlich einen Beitrag dazu geleistet hat, dass die Zahlen im zweiten
Halbjahr 2018 etwas weniger gut ausfielen. Aber auch dazu hat sich der
Minister ja geäußert: Wenn die Unternehmen die Innovationsaufgaben anpacken
und weiter am Ball bleiben, dann können wir sicherlich auch einem zehnten
Aufschwungsjahr entgegensehen.

Frage: Herr Seibert, ist auch die Kanzlerin der Meinung, dass die fetten
Jahre vorbei sind?

StS Seibert: Ich habe den Ausführungen des Kollegen nichts hinzuzufügen.

Frage: Auch an das Wirtschaftsministerium: Es gibt ja anscheinend zwei
Philosophien, und zwar zum einen diejenige des Finanzministers oder des
Finanzministeriums, es möglicherweise eine steuerliche Entlastung kommen,
wenn es Probleme gibt, und zum anderen die Philosophie, die sagt, es müsse
eine steuerliche Entlastung kommen, um zu verhindern, dass man in eine
schwierige Wirtschaftslage hineintrudelt. Was würde Herr Altmaier sagen,
welcher dieser beiden Denkweisen schließt er sich an? Bedarf es einer
Entlastung vorher, um zu verhindern, dass die Wirtschaft abkühlt, oder
bedarf es erst dann einer Entlastung, wenn sie abgekühlt ist?

Jornitz: Ich glaube, eine grundphilosophische Bewertung werde ich mir hier
jetzt nicht anmaßen. Die Bundesregierung setzt ja weiterhin
Wachstumsimpulse, wir setzen uns ein für Bürokratieabbau und zum Beispiel
auch für eine steuerliche Forschungs- und Entwicklungsförderung. Wir haben
mit dem Fachkräfteeinwanderungsgesetz, das wir vor Weihnachten als
Bundesregierung beschlossen haben, auch wesentliche Impulse gesetzt, damit
auch ausländische Fachkräfte zu uns kommen können. Ich glaube, damit sind
wir schon auf einem relativ guten Weg, um weiter für Wachstum zu sorgen.
Über weitere Maßnahmen kann man natürlich immer noch reden.

StS Seibert: Ich würde auch gerne an das Familienentlastunggesetz - aus dem
August, glaube ich, des vergangenen Jahres - erinnern, das Familien stärkt
und Steuerzahler weiter finanziell entlastet.

Frage: Frau Kalwey, da der Minister mit den sieben fetten Jahren ein
biblisches Gleichnis bemüht hat: Teilt er denn auch die biblische
Fortsetzung dieser Geschichte, also was nach den sieben fetten Jahren
folgt, und bezieht er auch das auf Deutschland?

Kalwey: Ich denke der Minister hat in dem Interview gesagt, was er dazu
sagen wollte. Ich werde mich jetzt nicht an irgendwelchen Prognosen oder
Spekulationen beteiligen. Ich möchte auch noch einmal betonen, dass er in
dem Interview gesagt hat - wie Sie schon selber zitiert hatten: "Die fetten
Jahre sind vorbei" -, dass er davon ausgeht, dass es nicht zu
unvorhergesehenen Mehreinnahmen kommen wird, und dass er, da wir daran
festhalten wollen, keine neuen Schulden zu machen, auch nicht weiß, woher
man das Geld für zusätzliche Steuerentlastungen nehmen soll. Das möchte ich
nur noch einmal klarstellen.

Zusatz: Nun ist ja ein Bibelzitat keine Spekulation, und da der historische
Kontext der ist, dass nach den sieben fetten Jahren die sieben dürren Jahre
kommen, die die fetten Jahre auffressen, wollte ich nur wissen, ob sich der
Minister dieses historischen Kontextes bewusst war.

Frage: An das Justizministerium: Die e-Evidence-Verordnung ist ja gegen den
Willen der Justizministerin von ihren europäischen Kollegen mehrheitlich im
Entwurf verabschiedet worden, und jetzt liegt das im europäischen
Parlament. Gibt es irgendwelche Bestrebungen der Bundesregierung und auch
seitens des Justizministeriums, hier einzugreifen, um Veränderungen
herbeizuführen?

Steffen: Ich muss gestehen, dass ich dazu gerade nicht sprechfähig bin. Ich
versuche, das nachzureichen.

Frage: An das Verteidigungsministerium: Herr Fähnrich, Ihr Ministerium hat
im vergangenen Jahr ja mehrfach angekündigt, dass bis zum Jahresende eine
Entscheidung über die Nachfolge des Kampfjets Tornado getroffen werden
soll. Jetzt haben wir die zweite Arbeitswoche im neuen Jahr. Was ist denn
der Stand der Entscheidung?

Fähnrich: Der Stand ist, dass wir bis jetzt noch keine Entscheidung
getroffen haben und diese in den nächsten Wochen fallen wird.

Zusatzfrage: Ist denn die Entscheidung gefallen, ob das Nachfolgemodell für
die nukleare Teilhabe zertifiziert sein soll?

Fähnrich: Das wird ja alles Teil der Betrachtung sein, deshalb ist bis
dahin noch keine Entscheidung getroffen.

Zusatzfrage: Das ist ja interessant. Dann habe ich die Frage an Herrn
Seibert: Wenn auch die Frage, ob ein neuer Kampfjet zur nuklearen Teilhabe
fähig sein wird, Teil der Betrachtungen ist, heißt das dann, dass die
nukleare Teilhabe für die Bundesregierung infrage steht?

StS Seibert: Da müsste ich Ihnen eine Antwort wirklich nachreichen; ich
kann jetzt nicht behaupten, dass ich da im Detail sprechfähig wäre.

Frage: Ich habe eine Frage an das Auswärtige Amt zu dem deutschen
Journalisten Billy Six, der seit zwei Monaten im Militärgefängnis in
Caracas sitzt. Es heißt, die deutsche Botschaft habe die konsularische
Betreuung eingeleitet. Was genau ist inzwischen passiert, wie ist der Stand
der Dinge?

Burger: Wir sind seit November in Kontakt mit den Angehörigen von Herrn Six
und auch auf höchster Ebene in Kontakt mit den venezolanischen Behörden, um
dort zunächst einmal einen Haftbesuch zu ermöglichen und die konsularische
Betreuung in dem Umfang, wie es für deutsche Staatsangehörige überall auf
der Welt üblich ist, zu ermöglichen. Wir haben uns auch auf den
verschiedensten Ebenen an die venezolanische Regierung gewandt, sowohl sehr
hochrangig an das venezolanische Außenministerium als auch an die
venezolanische Botschaft hier, um diesem Wunsch und diesem Anspruch auf
konsularische Betreuung Nachdruck zu verleihen.

Zusatzfrage: Das heißt, der Haftbesuch war immer noch nicht möglich?

Burger: Ich habe dazu keinen aktuelleren Stand. Wenn es einen solchen
inzwischen gegeben haben sollte, müsste ich Ihnen das nachreichen.

Frage: Für die Bewertung des ganzen Falls wäre es ja auch relevant zu
wissen, ob Herr Six mit einem Touristenvisum oder einem Journalistenvisum
eingereist ist. Liegen dem Auswärtigen Amt entsprechende Informationen vor,
also ob er wirklich als Journalist nach Venezuela gegangen ist oder ob er
auf Touristenvisum dorthin gegangen ist und dann journalistisch tätig
geworden ist?

Burger: Wie so oft in solchen Fällen muss ich Sie um Verständnis bitten:
Unsere Rolle hier und unser Anliegen ist, dass wir für deutsche
Staatsangehörige konsularische Unterstützung leisten. Wir sind nicht die
unmittelbar Prozessbeteiligten, deswegen steht es mir auch nicht zu, hier
über einzelne Sachverhalte dieses Vorgangs öffentlich Auskunft zu erteilen.
Wenn Herr Six oder seine Familie das tun möchten, dann ist das ihnen
unbenommen, aber ich kann nur darüber Auskunft geben, was wir tun, und das
ist, dass wir uns auf allen Kanälen, die uns zur Verfügung stehen, bemühen,
die konsularische Unterstützung zu leisten, die Herrn Six zusteht.

Frage: Auch an das Auswärtige Amt: Herr Burger, der israelische
Premierminister Netanjahu ist, glaube ich, heute mit dem 
US-Sicherheitsberater Bolton auf den Golanhöhen, um ihn davon zu überzeugen,
dass die USA und andere Staaten die besetzten Golanhöhen als israelisches
Territorium anerkennen sollen. Was ist die Position der Bundesregierung zu
dieser Forderung, die ja im Widerspruch zu UN-Resolutionen steht? Wird die
Bundesregierung ihre Mitgliedschaft im UN-Sicherheitsrat nutzen, um dieses
Begehren oder den Status abermals zu thematisieren?

Burger: Über diesen möglichen Besuch heute gibt es, glaube ich, gerade
widersprüchliche Meldungen; deswegen will ich darauf gar nicht eingehen.
Ich will nur noch einmal sagen, dass die Haltung der Bundesregierung zum
Status der Golanhöhen natürlich unverändert ist.

Zusatzfrage: Das bedeutet, Sie sehen sie nicht als israelisches Territorium
an, sondern als besetztes Gebiet?

Zweite Frage: Wird Deutschland im UN-Sicherheitsrat möglicherweise eine
eigene Initiative unternehmen?

StS Seibert: Wenn ich ganz kurz an Herrn Burger anschließend sagen darf: Es
ist natürlich genau so, die Haltung der Bundesregierung zum Golan hat sich
nicht verändert. Wie die restliche internationale Gemeinschaft erkennen wir
diese Annexion völkerrechtlich nicht an. Gleichwohl - und auch das muss
klar sein - nehmen wir natürlich die Bedrohung israelischer
Sicherheitsinteressen sehr ernst, und zu solchen Bedrohungen gehört eben
die Anwesenheit irannaher Milizen im Grenzgebiet zu Israel. Deswegen ist es
wichtiges Interesse der bundesdeutschen Politik und der internationalen
Gemeinschaft, dass die Entflechtungsmission der Vereinten Nationen ihrem
Mandat in Gänze nachkommen kann.

Frage: Wie bewertet die Bundesregierung denn diese Forderung an sich? Es
ist ja schon ein starkes Stück, dass das jetzt offiziell anerkannt werden
soll. Die Welt ist sich ja einig, dass das illegal ist - die Besatzung ist
illegal und sie soll beendet werden. Verurteilen Sie diese Forderung des
israelischen Ministerpräsidenten?

StS Seibert: Ich habe dazu mit dem Kollegen Burger zusammen das gesagt, was
die Haltung der Bundesregierung ausmacht. Das ist für uns die Richtlinie,
auf der wir international arbeiten.

Vorsitzender Detjen: Es gibt noch einen Nachtrag vom Justizministerium -
bitte.

Steffen: Danke. - Mein Kollege hat mir schnell etwas geschickt. Ich würde
noch kurz ein Zitat der Ministerin vorausschicken wollen:

"Rechtsstaatliche Grundsätze sind gerade in der Europäischen Union nicht
überall gleichermaßen gesichert. Gerade in einer solchen Phase finden wir
ein Vier-Augen-Prinzip richtig. In der gleichen Zeit, in der ein Provider
ein Herausgabeverlangen prüft, sollte auch der betroffene Mitgliedstaat die
Möglichkeit zur Prüfung haben. Wenn gravierende grundrechtliche Bedenken
bestehen, sollte der betroffene Mitgliedstaat auch widersprechen können."

Und konkret auf Ihre Frage: Hierfür setzen wir uns im Trilog weiter
konstruktiv ein.

Montag, 7. Januar 2019

 * 
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AUSSEN/1868: US-Diplomatie in Nahost ist positives Signal


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 8. Januar 2019

LAMBSDORFF: US-Diplomatie in Nahost ist positives Signal



Zur Nahost-Reise des US-Außenministers Pompeo erklärt der
stellvertretende FDP-Fraktionsvorsitzende Alexander Graf Lambsdorff:

"Nach der überhasteten Ankündigung von US-Präsident Trump, die
amerikanischen Truppen aus Syrien abzuziehen, sind die Nahost-Reisen
des US-Außenministers und des Nationalen Sicherheitsberaters ein
positives Signal. Sie müssen ihre Partner in der Region überzeugen,
dass die USA auch weiterhin eine starke diplomatische und
militärische Rolle im Kampf gegen den IS und bei der Gestaltung von
Syriens Zukunft einnehmen werden. Die Nachkriegsordnung darf nicht
Russland, dem Iran und der Assad-Regierung überlassen werden.

Die Rede des US-Außenministers in Kairo am Donnerstag wird eine
wichtige Wegmarke sein. Grundsätzlich wäre zu hoffen, dass er darin
die gesamte Nahostpolitik der USA verlässlich darlegt. Kernelemente
müssen dabei aus deutscher und europäischer Sicht sein: die Bewahrung
der territorialen Integrität Syriens, die Stabilisierung des Irak,
der Schutz der Kurden, die Garantie der Sicherheit Israels und eine
neue Initiative für eine Zwei-Staaten-Lösung, die auch den
Palästinensern eine Perspektive eröffnet."

 * 
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GESUNDHEIT/935: Neue Stellen reichen nicht zur Bekämpfung des Pflegenotstands


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 8. Januar 2019

WESTIG: Neue Stellen reichen nicht zur Bekämpfung des
Pflegenotstands



Zur Personalnot in der Pflege erklärt die pflegepolitische Sprecherin
der FDP-Fraktion Nicole Westig:

"Die aktuellen Zahlen zur Arbeitsmarktsituation in der Pflege zeigen:
Die im Pflegepersonal-Stärkungsgesetz vorgesehenen 13.000 neuen
Pflegestellen sind reines Blendwerk von Gesundheitsminister Spahn.
Diese können nicht besetzt werden, weil es vorne und hinten an
Fachkräften mangelt. Nur neue Stellen zu schaffen, reicht nicht aus,
um den Pflegenotstand effektiv zu bekämpfen. Im Vergleich zu 2017 hat
sich die Zahl der offenen Stellen sogar noch erhöht. Stattdessen
braucht wir neue Impulse und Konzepte zur Verbesserung der
Arbeitsbedingungen und Ausbildung sowie ein Einwanderungsgesetz, das
Fachkräftezuwanderung erleichtert. Zudem müssen wir dringend das
Entlastungspotenzial der Digitalisierung ausschöpfen. Hier muss die
Bundesregierung einen Zahn zulegen. Die dazu von Spahn ins Leben
gerufene 'Konzertierte Aktion Pflege' wird dies kaum lösen können."

 * 
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HAMBURG/4617: Flughafen-Ausbau - Karten auf den Tisch (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 7. Januar 2019

Flughafen-Ausbau: Karten auf den Tisch!



Der BUND hat heute Klage gegen die Ausbauarbeiten des Flughafens
Hamburg eingereicht. "Seit Jahren mogelt sich der Flughafen mit
Rückendeckung der Wirtschaftsbehörde und des Bezirksamts Nord an einer
öffentlichen Beteiligung bei seinen Ausbauarbeiten vorbei. Dabei geht
es eben nicht nur um Umbauten: In der Summe baut der Flughafen seine
Kapazität deutlich aus", erklärt dazu Stephan Jersch, der
umweltpolitische Sprecher der Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen
Bürgerschaft.

"Es ist ja verständlich, dass Flughafen und Wirtschaftsbehörde
bestreiten, dass es sich um einen Ausbau handelt. Denn damit kann der
Flughafen weiterhin von der Altfallregelung profitieren, die eine
deutlich höhere Lärmbelastung zulässt. Bei einem auch offiziell so
benannten Ausbau müsste er nicht nur seine ohnehin immer schlimmer
werdende Belastung der Menschen in Stadt und Umland endlich in den
Griff bekommen, sondern auch schärfere Grenzwerte umsetzen."

Notwendig seien außerdem wirksame Klimaschutzmaßnahmen für den
Flugverkehr, der sich selber von einer Reduzierung seiner Emissionen
ausnimmt, so Jersch: "Das kann die Klage des BUND im Erfolgsfall jetzt
befördern."

 * 
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RHEINLAND-PFALZ/5018: Die Bundesregierung muss illegalem Welpenhandel Einhalt gebieten (Bündnis 90/Die Grünen)


Pressemitteilung der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Landtag
Rheinland-Pfalz vom 08.01.2019

Hundeelend: Die Bundesregierung muss illegalem Welpenhandel Einhalt
gebieten



Der Handel mit Rassehunden im Internet boomt und die Versuchung ist
groß, beim unverschämt günstigen Kleinanzeigen-Angebot zuzuschlagen.
Doch viel zu oft stecken dahinter zwielichtige Händler, die Hunde
illegal anbieten. Pia Schellhammer, innenpolitische Sprecherin, und
Andreas Hartenfels, tierschutzpolitischer Sprecher der GRÜNEN
Landtagsfraktion, haben die Landesregierung mit einer Kleinen Anfrage
um Stellungnahme zu illegalem Welpenhandel in Rheinland-Pfalz gebeten.

Andreas Hartenfels: "Illegaler Welpenhandel ist ein Problem, weil die
Verkäufer oft kranke und ungeimpfte Tiere abgeben, die unter
widrigsten hygienischen und gesundheitlichen Bedingungen vermehrt und
gehalten werden. Nichtsahnende Käuferinnen und Käufer schleppen sich
so unter Umständen hochansteckende Krankheiten ein, die auf andere
Haustiere und zum Teil sogar auf den Menschen übergehen können. Das
bedeutet womöglich großes Leid für das Tier und ein unkalkulierbares
Risiko für die neuen Besitzer. Wer an einen solchen Händler gerät,
muss nicht nur mit hohen Tierarztkosten rechnen, sondern im
schlimmsten Fall bald schon wieder Abschied von seinem Liebling
nehmen. Um das zu verhindern, muss die Bundesregierung eine zentrale
Stelle zur Recherche und Aufklärung von illegalem Tierhandel
einrichten, um endlich effektiv und länderübergreifend gegen die
mafiösen Strukturen der internationalen Tiervermehrer vorzugehen."

Pia Schellhammer: "Leider werden Verkäufer, die illegal mit Welpen
handeln, meist nur vereinzelt und zufällig erwischt und zur
Verantwortung gezogen. Da sich mit Kontrollen, zum Beispiel im
Straßenverkehr oder auf Rastplätzen, ohnehin nur die Symptome
bekämpfen lassen, muss das Problem bei der Wurzel gepackt werden: Die
Bundesregierung muss endlich von den Betreibern von Onlineportalen wie
Ebay-Kleinanzeigen Maßnahmen einfordern, die den illegalen Handel mit
Tieren massiv erschweren. Dazu gehört die Einführung einer
Verkäufer-Identitätspflicht für den Handel mit Wirbeltieren. Die
Onlineplattformen sollten außerdem über die Risiken und Missstände
durch illegalen Welpenhandel informieren müssen. Verstoßen sie gegen
die Eigenkontrollpflicht, sollte das ein Bußgeld zur Folge haben."

Hier finden Sie die Kleine Anfrage Illegaler Welpenhandel der
Abgeordneten Pia Schellhammer und Andreas Hartenfels 

https://www.gruene-fraktion-rlp.de/wp-content/uploads/2019/01/KA_Illegaler-Welpenhandel.pdf

sowie die Antwort der Landesregierung.

https://www.gruene-fraktion-rlp.de/wp-content/uploads/2019/01/Antwort_KA_Illegaler-Welpenhandel.pdf



Hintergrund:

Die Tierschutzorganisation Vier Pfoten hat einen Ratgeber veröffentlicht,
der eine gute Orientierung zum Thema Illegaler Welpenhandel bietet.

https://media.4-paws.org/1/6/d/5/16d58581bbc5174377cd7dff07058a404eaf0d7a/2018_eBayKurzanalyse_VIERPFOTEN.pdf

 * 
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SCHLESWIG-HOLSTEIN/2229: Teilerfolg für Fracking-Initiative (Der Landtag)


Der Landtag - Nr. 03 / September 2018

Die Parlamentszeitschrift für Schleswig-Holstein

Teilerfolg für Fracking-Initiative



Der Gesetzentwurf der Volksinitiative für ein Fracking-Verbot in
Schleswig-Holstein wird seit Mitte Dezember im Landtag beraten. Das
Plenum überwies das Papier an die Ausschüsse für Innen und Recht,
Umwelt und Agrar sowie Petitionen.

Allerdings befasst sich das Parlament nur mit einem Teil der Vorlage.
Der Landtag erachtet zwar einige Forderungen für zulässig, allerdings
nicht die Kernforderung nach einem generellen Fracking-Verbot im Land
durch eine Änderung des Wassergesetzes. Dieser Einschätzung folgte das
gesamte Parlament außer der SPD. Die Sozialdemokraten halten die
Volksinitiative insgesamt für zulässig.

Die Mehrheit der Abgeordneten ist jedoch der Auffassung, dass ein
Komplettverbot in die Kompetenz des Bundes falle. Andere Teile der
Initiative, etwa die Offenlegung von Förderplänen, sind nach
Auffassung von Jamaika, AfD und SSW aber zulässig. Diese Punkte muss
das Parlament nun bis Frühjahr 2019 beraten.

Die Organisatoren hatten Ende Mai 42.185 Unterschriften an den Landtag
übergeben. Davon waren nach der Zählung im Innenministerium 28.970
gültig. Die Initiatoren sind gegen die Teil-Ablehnung vor das
Landesverfassungsgericht gezogen.

 * 

Quelle:

Der Landtag, Nr. 4 / Dezember 2018, S. 3

Mit freundlicher Genehmigung des Herausgebers:

Der Präsident des Schleswig-Holsteinischen Landtages

Schleswig-Holsteinischer Landtag

Referat für Öffentlichkeitsarbeit und Veranstaltungsmanagement

Düsternbrooker Weg 70, 24105 Kiel

Telefon: (0431) 988-0

E-Mail: registratur@landtag.ltsh.de

Internet: www.sh-landtag.de
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SICHERHEIT/472: Freie Fahrt für Soldaten in Uniform


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 8. Januar 2019

Arbeitsgruppe: Sicherheits- und Verteidigungspolitik

Freie Fahrt für Soldaten in Uniform



Fritz Felgentreu, verteidigungspolitischer Sprecher:

Seit Jahren fordert die SPD die kostenfreie Nutzung des Nah- und
Fernverkehrs für Soldatinnen und Soldaten in Uniform. Bislang ohne
politische Unterstützung anderer Parteien. Jetzt hat sich die CSU auf
ihrer Klausurtagung in Kloster Seeon diesen Vorschlag zu Eigen
gemacht.

"Zum Jahresanfang begrüßen wir ein starkes Signal der CSU von ihrer
Klausurtagung im Kloster Seeon. Mit ihrer Forderung nach kostenlosen
Bahnfahrten für Soldaten in Uniform übernimmt sie eine alte Forderung
der SPD. Die freie Fahrt für Uniformträger erhöht das
Sicherheitsgefühl der Mitreisenden, fördert die Akzeptanz der
Bundeswehr, stellt die Soldaten als Staatsdiener den Polizisten gleich
und trägt dazu bei, dass sich in Zukunft weniger am Freitag nach
Dienstschluss in den Pendlerverkehr auf der Autobahn stürzen. Wir
fordern den Koalitionspartner auf: Umsetzung."

Copyright 2019 SPD-Bundestagsfraktion

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 8. Januar 2019
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LATEINAMERIKA/1846: Wahlen 2019 - Wohin geht der Weg für Bolivien? (poonal) 


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Wahlen 2019: Wohin geht der Weg für Bolivien?

Von Andrea Jarowisky






[image: Bild: Senado Federal [CC BY 2.0 (https://creativecommons.org/licenses/by/2.0)], via Wikimedia Commons]

Evo Morales bei der Amtseinführung des brasilianischen Präsidenten
Jair Bolsonaro am 1. Januar 2019

Bild: Senado Federal

[CC BY 2.0 (https://creativecommons.org/licenses/by/2.0)], via
Wikimedia Commons



(Buenos Aires, 17. Dezember 2018, marcha noticias) - Weniger als ein
Jahr vor den geplanten Präsidentschaftswahlen in Bolivien hat das
Oberste Wahlgericht TSE (Tribunal Supremo Electoral) entschieden, dass
Evo Morales und Álvaro García Linera sich als Kandidaten für
diese Wahl aufstellen lassen dürfen. Aussichten und Auswirkungen mit
der Feministin Adriana Guzmán.

Am 29. Oktober 2019 werden im Plurinationalen Staat Bolivien
Präsidentschaftswahlen stattfinden. Und bereits jetzt wird kontrovers
diskutiert: Nachdem im Jahr 2017 das Plurinationale Verfassungsgericht
grünes Licht gegeben hatte für die Kandidaturen von Evo Morales und
Álvaro García Linera, genehmigte das Oberste Wahlgericht nun am 5.
Dezember 2018 mit vier Ja-Stimmen und zwei Gegenstimmen, dass sich die
offizielle Doppelspitze der Partei 'Bewegung zum Sozialismus' MAS
(Movimiento al Socialismo) zur Wiederwahl stellen darf.


Statt nur zwei Amtszeiten strebt Morales nun eine vierte
an

Die Verfassung aus dem Jahr 2009 sagt allerdings in ihrem Artikel 168,
dass die Amtszeit des Präsidenten fünf Jahre beträgt und dass der
Präsident oder die Präsidentin und der jeweilige Vizepräsident oder
die Vizepräsidentin nur einmal unmittelbar im Anschluss an diese
Amtszeit wiedergewählt werden dürfen. Um dies zu umgehen, sind der
aktuelle Präsident Boliviens und sein Vizepräsident jedoch vor das
Oberste Wahlgericht gezogen und haben sich auf Artikel 23 der
Amerikanischen Menschenrechtskonvention bezogen, in dem es um
politische Partizipationsrechte geht. Dort wird angeführt, dass alle
Bürger*innen das Recht hätten, in regelmäßig stattfindenden Wahlen zu
wählen und gewählt zu werden, sofern es sich um allgemeine, gleiche
und geheime Wahlen handele, in denen garantiert sei, dass durch freie
Meinungsäußerung der Wille der Wähler*innen zum Ausdruck gebracht
werden könne. Außerdem müsse jede*r unter gleichberechtigten
Bedingungen Zugang zu den öffentlichen Ämtern des Landes haben.

Es wäre die vierte aufeinanderfolgende Amtszeit von Morales. Die
dritte wurde ermöglicht mit der Begründung, dass die erste Amtszeit
des Präsidenten vor der Verfassungsänderung des Plurinationalen
Staates Bolivien im Jahr 2009 gewesen sei.

Morales und Linera sind der Meinung, ihrem politischen Recht auf eine
Kandidatur würden Steine in den Weg gelegt. Die Gesamtheit der
Gesetzestexte besteht aus Verträgen, Menschenrechtsabkommen sowie der
Verfassung. Deshalb denken die Regierungsmitglieder und das Oberste
Wahlgericht, dass die Konvention der Organisation Amerikanischer
Staaten und der ihr angegliederten Organisationen über der
Plurinationalen Verfassung stehe - und, wenn notwendig - Artikel 168
verfassungswidrig sei.


Nichtregierungsorganisationen reichen Klage ein

Die bolivianischen Nichtregierungsorganisationen 'Stiftung zur
Beobachtung von Menschenrechten und Justiz' (Fundación Observatorio de
Derechos Humanos y Justicia) und 'Stiftung der Menschenrechte'
(Fundación de los Derechos Humanos) haben bei der Interamerikanischen
Kommission für Menschenrechte CIDH (Corte Interamericana de Derechos
Humanos) Klage eingereicht. Sie argumentierten, dass die Kandidatur
antidemokratisch und verfassungswidrig sei. Noch hat sich die
Kommission diesbezüglich nicht geäußert, sondern um Zeit gebeten, um
die Situation zu analysieren.

Auf internationaler Ebene hat das konservative Forum IDEA (Iniciativa
Democrática de España y las Américas) [1] an die Organisation
Amerikanischer Staaten und die EU appelliert, präventive Maßnahmen zu
ergreifen gegenüber dem, was sie als Bruch der verfassungsmäßigen und
demokratischen Ordnung Boliviens bezeichnet. Bei IDEA handelt sich um
eine Gruppe, in der sich 37 Ex-Präsident*innen zusammengeschlossen
haben, die sich gegen die Regierungen des sogenannten Sozialismus des
21. Jahrhunderts richten. Dieser Appell wurde unter anderem
unterzeichnet von José María Aznar und Felipe Gonzáles aus Spanien,
Fernando de la Rúa aus Argentinien, Vicente Fox aus México, Andrés
Pastrana und Álvaro Uribe aus Kolumbien y Mireya Moscoso aus
Panama.

Es sei daran erinnert, dass am 21. Februar 2016 in Bolivien ein
verbindliches Referendum durchgeführt wurde, in dem die Bevölkerung
darüber abstimmte, ob Evo und García Linera sich abermals als
Kandidaten für die Präsidentschaftswahl aufstellen lassen durften. Die
Bürger*innen lehnten dies knapp ab. Seinerzeit ging man in Bolivien
auf die Straße, es gab Streiks und Kundgebungen sowohl dafür als auch
dagegen.

Was die Opposition angeht, so ist diese eher heterogen und gruppiert
sich um den Ex-Präsidenten und Kandidaten des Parteienbündnisses
Comunidad Ciudadana, Carlos Mesa [2], der laut Umfragen der stärkste
Gegner von Morales sein wird.


Adriana Guzmán kritisiert Arroganz der MAS und rechte
Opposition

Adriana Guzmán von der feministischen kommunitären Bewegung Boliviens
[3] hebt hervor, dass die liberale Demokratie nicht nur die Kandidatur
der aktuellen Regierungsmitglieder erlaubt habe, sondern auch die von
Carlos Mesa. Mesa war Vizepräsident in der Regierung von Sánchez
Lozada im Jahr 2003, als sich der 'Gas-Krieg' zutrug (für den Sánchez
Lozada verurteilt worden ist, Mesa jedoch nicht); ebenso wie die
Kandidatur von Victor Hugo Cardenas, der wegen Korruption angeklagt
ist, und die von Oscar Ortiz, der rassistische Reden hält und Teil der
rassistischen Kundegebungen im Jahr 2008 war.

Ein alternativer Weg, die Wiederwahl von Evo Morales zu ermöglichen,
wäre nach Meinung der Frauenrechtlerin die Mandatsverteilung gewesen,
im Rahmen der Demokratie und einer von der Basis aus erstellten
Agenda. Die Basis sehe Evo als den einzigen Kandidaten, denn obwohl
zwar eine Verteilung des neoliberalen, patriarchalischen,
kapitalistischen Systems nicht aber eine Umwandlung desselben
stattgefunden habe, hätten weder die Gesellschaft noch die
Organisationen oder Evo selbst neue, mögliche Nachfolger*innen
gefördert, die das Land regieren und den Prozess des Wechsels
vertiefen könnten.

Zusätzlich zu diesem politischen Szenario kommen noch die
Bürgerbewegungen des '21F' (weil das Referendum über eine Wiederwahl
an einem 21. Februar stattfand). Diese werden laut Guzmán von der
politischen und wirtschaftlichen Rechten finanziert und geführt. Dann
gibt es noch die Regierungspartei MAS mit dem gesamten Staatsapparat,
die bereit sei, an allen Fronten Wahlkampf zu machen und, so Guzmán,
die unsichtbaren sozialen Organisationen, die gespalten auf diese
Situation reagieren. Viele dieser Organisationen wollten nicht, dass
die Kandidaturen in dieser Form ausgetragen werden, sprich, dass die
Möglichkeit neuer Führungspersönlichkeiten ausgeschlossen werde, aber
da das Spiel bereits im Gange sei, sähen sie Morales als einzig
möglichen Kandidaten.


Mangel an Selbstkritik

Nach Ansicht der Feministin hat diese von der MAS betriebene
Durchsetzung ihrer Kandidaten bei den sozialen Organisationen eine
symbolische Bedeutung, da Evo sein Wort gebrochen hat, sich nicht zur
Wiederwahl zu stellen, wenn das Referendum zu seinen Ungunsten
ausfällt. Zum anderen zeigt es, dass er nicht aus den
lateinamerikanischen Prozessen gelernt hat, in denen Wahlen mit
Kandidat*innen durchgeführt werden, die der Gesellschaft aufgedrängt
wurden und nicht aus ihr entstanden sind. Als Beispiele nennt sie
Argentinien mit dem ehemaligen Regierungskandidaten Scioli, Venezuela
mit Maduro, der die Verfassung geändert habe, und Brasilien. Die
sozialen Bewegungen, so Guzmán, seien nicht gegen die Herren, wohl
aber gegen den Hochmut und die Art der Durchsetzung der
Kandidat*innen.

Unter diesen Voraussetzungen steht ein Wahljahr an, in dem die
Regierung zwar die Mittel, nicht aber ausreichende Kraft aus sozialen
Organisationen hat, während die Rechte weiterhin rassistische und
gewalttätige Plattformen finanziert, folgert Adriana Guzmán. Und aus
einer feministischen Perspektive verhielten sich diese Herren wie
Menschen, die alles dürften und sich schließlich auch als Kandidaten
aufstellen lassen könnten - die aber unfähig zu jeglicher Art von
Selbstkritik seien und zu der Möglichkeit, an andere Wege zu denken.
Dies, so Guzmán, führe letztendlich zur Zermürbung, Polarisierung und
zu sozialer Konfrontation. Es bleibt abzuwarten, wie die
Interamerikanische Kommission für Menschenrechte sich äußert und man
muss sehen, wie die gesellschaftliche Reaktion im Wahljahr sein wird.


Anmerkungen:

[1] https://twitter.com/idea_grupo?lang=ca

[2] https://es.wikipedia.org/wiki/Carlos_Mesa

[3] https://conlaa.com/feminismo-comunitario-bolivia-feminismo-util-para-la-lucha-de-los-pueblos/
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STATISTIK/631: 81 % mehr private Schulen in Deutschland seit 1992 (Destatis)


Statistisches Bundesamt - Zahl der Woche vom 08.01.2019

81 % mehr private Schulen in Deutschland seit 1992



WIESBADEN - Seit 25 Jahren steigt die Zahl privater Schulen in Deutschland
kontinuierlich an. Im Schuljahr 2017/2018 gab es 5 839 allgemeinbildende
und berufliche Privatschulen in Deutschland. Wie das Statistische Bundesamt
(Destatis) weiter mitteilt, entspricht das 81 % mehr als im Schuljahr
1992/1993 (3 232).

Die Anzahl der Privatschulen erhöhte sich sogar dann noch weiter, als die
Gesamtzahl aller Schulen Ende der 1990er Jahre aufgrund der drastisch
gesunkenen Geburtenzahlen zurückging. So hat sich die Zahl der Schulen
insgesamt von 2000 bis 2017 um 19 % verringert. Die Anzahl der
Privatschulen stieg dagegen im selben Zeitraum um 43 %.

 * 

Quelle:

Zahl der Woche vom 08.01.2019

Herausgeber: Statistisches Bundesamt, Pressestelle

65180 Wiesbaden
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ASYL/1336: Schon wieder ein Sammelabschiebeflieger in das kriegszerrüttete Afghanistan (Pro Asyl)


Pro Asyl - Pressemitteilung vom 8. Januar 2019

Schon wieder ein Sammelabschiebeflieger in das kriegszerrüttete
Afghanistan 

PRO ASYL: Bundesregierung setzt Menschenleben aufs Spiel



Am heutigen Dienstag ist der mittlerweile 20. Sammelabschiebeflieger in
Kabul gelandet. Trotz katastrophaler Sicherheitslage im Land forciert die
Bundesregierungen weiter Abschiebungen in das Kriegsgebiet und nimmt Gefahr
für Leib und Leben der Abgeschobenen in Kauf.

Von Frieden und Stabilität ist Afghanistan meilenweit entfernt. Der
aktuelle UNOCHA-Bericht für Afghanistan beschreibt die Sicherheitslage im
Land als »chaotisch und unvorhersehbar«. Allein am Montag sind bei mehreren
Vorfällen in zwei afghanischen Provinzen mindestens 27 Menschen ums Leben
gekommen.

2018 war ein weiteres tödliches Jahr für die Zivilbevölkerung in
Afghanistan: Zwischen Januar und September wurden den Vereinten Nationen
zufolge 2.798 Zivilisten getötet und 5.225 verletzt. Bis Jahresende dürfte
die Zahl der Opfer vor allem nach den zahlreichen Anschlägen rund um die
Präsidentschaftswahlen weiter gestiegen sein.

Die Taliban sind seit Jahren auf dem Vormarsch, aber auch der IS und lokale
Warlords mischen um die Vorherrschaft in den Provinzen mit. Schon jetzt
haben die afghanischen Truppen weniger als die Hälfte des Landes unter
ihrer Kontrolle, weitere 30 Prozent sind hart umkämpft. Zu befürchten ist,
dass das Land nach der Ankündigung Trumps, die Hälfte der US-Truppen aus
Afghanistan abzuziehen, noch weiter im Chaos versinkt.

Schon jetzt ist die Versorgungslage für die Bevölkerung dramatisch: Laut
UNOCHA hat sich die Zahl der akut von humanitärer Hilfe Abhängigen seit
letztem Jahr von 3.3 Millionen auf 6.3 Millionen fast verdoppelt.
PRO ASYL fordert erneut einen Abschiebestopp nach Afghanistan.

 * 

Quelle:
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HERRSCHAFT/1811: AfD - das rechte Aufgebot ... (SB)




Ich nehme den Auftrag der Spitzenkandidatur voller Kampfeslust
an. [...] Unsere Landesliste ist ein Spiegel der Brandenburger
Bevölkerung. Wir holen uns unser Land zurück - die AfD-Brandenburg
steht - geschlossen wie immer - bereit.

Andreas Kalbitz (Partei- und Fraktionschef der AfD-Brandenburg) [1]

Sollte die Behauptung des Spitzenkandidaten der AfD-Brandenburg für
die Landtagswahl am 1. September 2019 zutreffen, daß die Landesliste
ein Spiegel der Bevölkerung ist, stünde es schlecht um dieses
Bundesland. Ihm müßte man dann eine rechtskonservative
Mehrheitsmeinung attestieren, die offen für rechtsextremistische
Bewegungen ist. Die Brandenburger AfD befindet sich im Aufwind, liegt
sie doch in Umfragen gleichauf mit der in einer rot-roten Koalition
regierenden SPD und könnte als stärkste Kraft aus dem Urnengang
hervorgehen. Am selben Tag wird auch in Sachsen und am 27. Oktober in
Thüringen gewählt, wobei auch in diesen beiden Fällen ein deutlicher
Zuwachs der AfD droht. In Sachsen liegt sie den Umfragewerten zufolge
zwar derzeit noch hinter der Regierungspartei CDU, doch holte sie dort
bei der Bundestagswahl 2017 die meisten Zweitstimmen. In Thüringen
liegen CDU, Linke und AfD eng beieinander.

Der vermeintliche Widerspruch, daß die Verbindungen des
brandenburgischen Spitzenpersonals zur rechtsextremen Szene bekannt
sind, man ihnen jedoch zugleich zumindest in Teilen attestiert, sie
hätten aus taktischen Gründen bei ihren öffentlichen Auftritten Kreide
gefressen, läßt sich leicht auflösen. Im grundsätzlichen Unterschied
zur Verfolgung der radikalen Linken, die der Staatsschutz mitunter
noch nach Jahren wegen angeblich verfassungsfeindlicher Aussagen oder
auch nur eine Nähe zu denselben zur Rechenschaft zieht, genoß die AfD
trotz ihrer rechtsradikalen Strömungen und ihrer Öffnung gegenüber
derartigen Bewegungen auf der Straße lange einen Freibrief. Der
frühere Präsident des Bundesamts für Verfassungsschutz Hans-Georg
Maaßen beriet bekanntlich Frauke Petry, wie eine Beobachtung der AfD
durch seine Behörde zu vermeiden sei.

Seit Maaßens turbulentem Abgang, der viel Staub in der öffentlichen
Wahrnehmung aufgewirbelt hat, wird der Ruf nach einer Beobachtung der
AfD durch den Verfassungsschutz immer wieder laut. Die Parteiführung
auf Bundesebene reagierte darauf mit der Auflösung einiger regionaler
Jugendverbände, die unter Beobachtung standen, und empfahl, bei der
Teilnahme an Demonstrationen einen gewissen Abstand zu rechtsextremen
Aufmärschen zu wahren. Die Führung um Alexander Gauland und Jörg
Meuthen blockierte jedoch zugleich jeden Versuch, einen
Parteiausschluß Björn Höckes herbeizuführen oder eine Unvereinbarkeit
mit rechtsextremen Gruppierungen außerhalb der Partei zu beschließen.
Zudem halten sich besonders weit rechts aufgestellte Landesverbände
wie jener in Brandenburg keineswegs an das Abstandsgebot nach
Rechtsaußen, sondern erklären diese Verbindung im Gegenteil zur
eigentlichen Stärke der Partei. Man hat es also auf den verschiedenen
Ebenen jeweils mit Doppelstrategien zur Täuschung einer breiteren
Wählerschaft zu tun, während diesbezügliche Berichte der Medien zu
Diffamierungen seitens der "Lügenpresse" erklärt werden.

Nach dem Parteitag der AfD-Brandenburg in Rangsdorf zieht wie erwartet
Partei- und Fraktionschef Andreas Kalbitz als Spitzenkandidat in den
Landtagswahlkampf. Er wurde mit 319 Ja- und 113 Nein-Stimmen bei 43
Enthaltungen auf Platz eins der Kandidatenliste gewählt. Mit Kalbitz
schickt die AfD einen Politiker ins Rennen, der zum
völkisch-nationalistischen Flügel um den Thüringer AfD-Chef Björn
Höcke zählt und enge Verbindungen in die rechtsextremistische Szene
hatte. Der aus München stammende Zeitsoldat und ehemalige
Fallschirmjäger nahm 2007 an einem Pfingstlager der "Heimattreuen
Deutschen Jugend" (HDJ) teil. Der Verein völkischer Nazis, der sich
als "paramilitärisch auftretende Elite" verstand, mit militärischem
Drill und Hitler-Verehrung Kinder und Jugendliche aufzog, wurde 2009
vom Bundesinnenministerium verboten. Kalbitz war Autor für
rechtsextreme Publikationen wie das Vereinsblatt der "Jungen
Landsmannschaft Ostdeutschland", wurde 1993 Mitglied der Republikaner,
trat dann dem "Witikobund" bei und übernahm in der rechten
Organisation "Kultur- und Zeitgeschichte, Archiv der Zeit" den
Vorsitz, die von Nazis, SS-Offizieren und NPD-Funktionären gegründet
worden war.

Kalbitz hat trotz Abgrenzungsbeschlüssen seiner Partei kein Problem
damit, daß Mitarbeiter der Fraktion Verbindungen zur Identitären
Bewegung (IB) haben, die vom Verfassungsschutz als rechtsextremistisch
eingestuft wird. Seit geraumer Zeit enthält er sich jedoch verbaler
Provokationen, die kurzfristig Aufmerksamkeit erheischen, sondern übt
sich in Beharrlichkeit und Geduld, da er sich auf einem politischen
"Langstreckenlauf" sieht. Er formuliere ganz vorsichtig, erläuterte er
Anfang letzten Jahres bei einem Vortrag im Institut des neurechten
Verlegers Götz Kubitschek seine Vorgehensweise. Dank dieser taktischen
Marschroute gelingt es ihm, auch jene Teile der Partei und
Anhängerschaft für sich zu gewinnen, die von einem allzu derben
Sprachgebrauch eher abgestoßen werden. [2]

Während mit Kalbitz als Spitzenkandidat zu rechnen war, ist
insbesondere bemerkenswert, daß sich die AfD die Proteste des Vereins
"Zukunft Heimat" vor allem in Cottbus zunutze machen will. Christoph
Berndt, Sprecher des Vereins, wurde auf Platz zwei der Liste gewählt
und lag mit 314 Ja-Stimmen nur knapp hinter Kalbitz. Wären, wie bei
anderen Parteien durchaus üblich, die Enthaltungen nicht mitgezählt
worden, hätte Berndt sogar das Rennen gemacht. Dies unterstreicht den
enormen Einfluß der selbsternannten neuen außerparlamentarischen
Opposition, die Cottbus zu einem zweiten Dresden machen will. Berndt
nennt die Stadt einen "Knotenpunkt der patriotischen Bewegung in
Deutschland", ist bei den dortigen Demonstrationen häufig der
profilierte Hauptredner und holt auch führende Köpfe der Neuen Rechten
wie Jürgen Elsässer und Götz Kubitschek hinzu.

Bei den Demonstrationen duldet der Verein auch Rechtsextremisten und
Neonazis, denn Berndt zufolge sind die patriotischen Bürgerbewegungen
der natürliche Bündnispartner der AfD. Kalbitz begrüßte ausdrücklich
Berndts Kandidatur und widersprach damit offen dem Willen des
AfD-Bundesvorstandes, dem er selbst angehört, wonach AfD-Leute
möglichst nur auf AfD-Demos gehen sollen, damit ihnen nicht die Nähe
zu Rechtsextremisten oder Pegida vorgeworfen wird. "Der Meinung bin
ich nicht", unterstrich Kalbitz. Der Erfolg seiner Partei basiere doch
gerade auf der Zusammenarbeit mit Pegida oder "Zukunft Heimat". [3]

Auf Platz drei wurde Daniel Freiherr von Lützow gewählt, den man
ebenfalls zu den strammen Parteirechten zählen kann. Der
stellvertretende Landesparteichef und Ortschef in Blankenfelde-Mahlow
gilt als Parteistratege für kommunale Basisarbeit, mit der er die AfD
vor Ort kompetenter machen will. Wie er weiß, reicht das Kernthema
Migration auf Dauer nicht aus, die Partei in der Fläche zu verankern,
wo Schulung in Kommunalpolitik geleistet werden muß. Dabei schwört er
seine Leute darauf ein, sachlich zu bleiben und sich nicht reizen zu
lassen. In den sozialen Medien, auf Demonstrationen oder anderen
AfD-Veranstaltungen klingt er weniger sachorientiert: "Wir sind der
blaue Sturm, der Deutschland reinigt." Er ist dafür, die Grenzen
dichtzumachen, weil man sonst "unsere Familien nicht schützen" könne,
und glaubt: "Wenn wir unser Volk retten wollen, gibt es nur den Weg
der Remigration." [4]

Auf Platz vier folgte Birgit Bessin, sie ist Vizechefin der
AfD-Landtagsfraktion und tritt regelmäßig bei den Demonstrationen von
"Zukunft Heimat" in Cottbus auf. Nummer fünf wurde Steffen Kubitzki,
ein Mann aus der Kraftwerksbranche, der in Spree-Neiße gut vernetzt
ist und dort bei der Landratswahl im Mai in der Stichwahl gegen den
Amtsinhaber von der CDU auf 40 Prozent kam. Der Potsdamer Dennis
Hohloch, Lehrer in Berlin und zuletzt AfD-Kandidat bei der
Oberbürgermeisterwahl, hat Listenplatz zehn. Er ist auch Landeschef
der Jungen Alternativen, des Jugendverbands der AfD, und wirft der
Bildungspolitik in Brandenburg vor, "alles Deutsche und
Identitätsstiftende aus den Lehrplänen zu entfernen". Interessant auf
Platz 19 ist Leyla Bilge, die in den 1980er Jahren mit ihrer
kurdischen Familie nach Deutschland gekommen war und 2018 zwei rechte
"Frauen-Märsche" vor dem Kanzleramt in Berlin organisiert hat. Sie sei
eine "stolze Deutsche", so Bilge, die sich als "erfahrene und
kämpferische Aktivistin" bezeichnet. Es gebe eine "tödliche Toleranz"
gegenüber dem Islam, der nicht zu Deutschland gehöre. "Der Osten ist
der neue Sturm der AfD", verkündete sie unter frenetischem Beifall auf
dem Parteitag.

Aktuell zählt die AfD-Fraktion im Brandenburger Landtag nach zwei
Austritten wegen des Rechtsrucks noch neun Abgeordnete. Umfragen
zufolge liegt die Partei bei 20 bis 23 Prozent, womit sie Chancen auf
20 bis 23 Abgeordnete hätte, die über die Liste ins Parlament
einziehen. Andreas Kalbitz gab nach seiner Wahl als Ziel aus, daß die
AfD bei der Landtagswahl stärkste politische Kraft werden wolle. Sie
könne mit einer Mannschaft in den Wahlkampf ziehen, die durchmischt
sei und die Vielfalt des Landes widerspiegle, es seien nicht
abgehalfterte Berufsfunktionäre wie in anderen Parteien. Zugleich
kündigte er einen harten und schmutzigen Wahlkampf an: "Für Rot-Rot
geht es um alles. Es geht nicht nur darum, dass wir Verantwortung
übernehmen, die haben auch Angst, dass wir mal in den Keller gehen und
die Akten abstauben und mal gucken. Und das reicht für hundert Jahre
Knast, davon bin ich fest überzeugt." Christoph Berndt erklärte am
Sonntag auf einer Demonstration in Cottbus: "Wir werden eine Stadt des
Widerstandes bleiben. Wir werden bei den Wahlen am 1. September den
Parteien, die uns dieses Elend eingebrockt haben, eine Quittung
erteilen."


Fußnoten:

[1] www.tagesspiegel.de/berlin/brandenburg-rechtsaussen-kalbitz-fuehrt-afd-in-die-landtagswahl/23834136.html

[2] www.jungewelt.de/artikel/346753.langstreckenhetzer-des-tages-andreas-kalbitz.html

[3] www.berliner-zeitung.de/berlin/brandenburg/afd-kandidaten-fuer-landtagswahl-partei-bekennt-sich-zu-demonstranten-von-rechtsaussen-31839990

[4] www.tagesspiegel.de/politik/brandenburg-wie-die-afd-die-provinz-durchdringt/23629896.html
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AFRIKA/2184: DR Kongo - Preisringen der Räuber ... (SB)




In der Demokratischen Republik Kongo wurde am 30. Dezember ein neuer
Präsident gewählt, doch die Nationale Wahlkommission hält die
Ergebnisse zurück und will sie erst am 15. Januar bekanntgeben. Es
ist zu vermuten, daß es dem Kandidaten der Oppositionskoalition
Lamuka (das ist Lingala und bedeutet "Aufstehen"), Martin Fayulu,
gelungen ist, den Wunschkandidaten des langjährigen Präsidenten
Joseph Kabila, der sich in der Vergangenheit wiederholt mit
Tricksereien an der Macht gehalten bzw. die Wahlen verschoben hat, zu
übertreffen. Die Spannungen in dem Land nehmen zu. Die USA haben
bereits 80 Elitesoldaten ins Nachbarland Gabun entsandt, um im Falle
von Unruhen ihre Landsleute aus der DR Kongo herauszuholen. Für die
in den sozialen Medien kolportierte Vermutung, daß die US-Soldaten
mit dem Putschversuch am 7. Januar in Gabun zu tun haben, gibt es
indessen keine konkreten Anhaltspunkte.

Die kongolesische Bevölkerung hat anscheinend immer nur die Wahl
zwischen Skylla und Charybdis. Denn so unbeliebt der alte Präsident
und damit auch der von ihm ins Rennen geschickte Innenminister
Emmanuel Ramazani Shadary sein mögen, von dem Oppositionskandidaten
ist ebenfalls nichts Gutes zu erwarten. Der ehemalige Manager des
US-Erdölkonzerns Exxon gilt als amerikafreundlich und steht für eine
neoliberale Wirtschaftspolitik.

Die katholische Kirche, die 41.000 Beobachter in die Wahllokale
entsandt hatte, kennt den Ausgang der Stimmabgabe, will aber die
Bekanntgabe des "eindeutigen Siegers" der Nationalen Wahlkommission
überlassen. Ungeachtet dessen warnt sie, daß ein Wahlbetrug zu
Aufständen führen würde. Bereits im November 2016 sollte in der DR
Kongo gewählt werden, doch hatte der Präsident den Termin wiederholt
verschoben, was einige Menschenleben gekostet hat. Allein in den
letzten Wochen starben mehrere Dutzend Menschen bei politischen
Unruhen in verschiedenen Landesteilen.

Die letzten Wahlen fanden 2006 und 2011 statt, beide Male hatte
Joseph Kabila gewonnen. Als dieser im Januar 2001 im jungen Alter von
29 Jahren das höchste Amt im Staat von seinem wenige Tage zuvor
ermordeten Vater übernommen hatte, glaubte kaum jemand, daß er sich
so lange an der Macht würde halten können. Doch der politisch
unerfahrene Joseph Kabila kam aus dem Militär und verstand es
geschickt, dieses in großen Teilen hinter sich zu bringen, eigene
Seilschaften im Beamtenapparat aufzubauen und vor allem sich mit den
ausländischen Interventionstruppen und ihren verbündeten Milizen im
Osten des Landes zumindest so weit zu arrangieren, daß sie ihn nicht
gestürzt haben.

Die DR Kongo ist sechsmal so groß wie Deutschland und verfügt in
ihren östlichen Provinzen über riesige Vorkommen an Bodenschätzen wie
Kobalt, Kupfer, Coltan, Zink, Diamanten, Gold, Erdöl, um nur einige
zu nennen. Sich daran zu bereichern ist Auslöser jahrzehntelanger
Kämpfe, nicht zuletzt unter Beteiligung der Nachbarstaaten Ruanda und
Uganda.

Einst war Kongo eine Art Privatlehen des belgischen Königs Leopold
II., ihm 1887 auf der Kongo-Konferenz in Berlin zugestanden. Des
Königs wunderschöne Schlösser in Belgien wurden mit dem Blut von rund
18 Millionen umgekommenen Kongolesen errichtet, von denen viele als
Kautschuksammler versklavt und deren Familien als Geiseln gehalten
worden waren. Das riesige Land inmitten Afrikas vermochte zu keinem
Zeitpunkt seiner Geschichte das Joch von Fremdherrschaft, der
mannigfaltigen Einflußnahme fremdnütziger Interessen und des
Bereicherungsstrebens eines heimischen Machtapparats abstreifen.
Lediglich 1960, als nach der Unabhängigkeit Kongos Patrice Lumumba
Premierminister wurde und eine eigenständige Politik jenseits der
westlichen Dominanz anstrebte, bestand für einen kurzen Moment der
Geschichte die Hoffnung auf eine grundlegende Kurskorrektur. Doch
Lumumba und zwei seiner Begleiter wurden 1961 unter Beteiligung
Belgiens und des US-Geheimdienstes CIA von Soldaten des
kongolesischen Politikers Moise Tschombé verschleppt, gefoltert und
umgebracht. Ihre Leichen löste man in Batteriesäure belgischer
Bergbauunternehmen auf, die Knochenreste hat man verbrannt. Nichts
sollte von den "Kommunisten" übrigbleiben.

Von 1965 bis 1997 regierte der Diktator Mobutu Sese Seko das Land.
Als Gegenleistung für Einnahmen aus der fortgesetzten
Rohstoffplünderung durch westliche Firmen sorgte er für den inneren
Frieden und eine zuverlässige Ausbeutung von Land und Leuten. 1997
wurde Mobutu von Laurent-Désiré Kabila gestürzt. Dieser war mit
kongolesischen Milizen sowie Soldaten aus Ruanda, Uganda und Burundi
von Osten her einmarschiert und hatte nach wenigen Monaten die im
Westen gelegene Hauptstadt Kinshasa eingenommen. Mobutu mußte
fliehen. Nachdem sich Kabila mit seinen Förderern überworfen hatte,
wurde er 2001 von einem seiner Leibwächter getötet. Wenige Tage
darauf übernahm der damalige Armeechef, Kabilas Sohn Joseph, die
politische Führung der DR Kongo.

Würde das Land allein an der Menge seiner Rohstoffe gemessen, wäre es
eines der reichsten Länder der Erde. Aber daß es diese herausragende
Position vermutlich niemals genießen wird, hat mit
innerkongolesischen Verteilungskämpfen und fortwährenden Intrigen des
nahen und fernen Auslands zu tun.

Abgesehen vom Präsidenten wurden am 30. Dezember 2018 auch die Sitze
für die Nationalversammlung und die Regionalparlamente neu gewählt.
Als nun am 31. Dezember 2018 durchsickerte, das Martin Fayulu
siegreich aus den Wahlen hervorgehen würde, schaltete die Regierung
das Internet, die SMS-Telefonverbindungen und das Signal des
Radiosenders Radio France Internationale FM ab. Das nährt den
Verdacht, daß Kabila Mauscheleien plant.

Wofür steht Fayulu? Auf Wahlplakaten gibt er sich als Macher.
Beispielsweise hat er sich abbilden lassen, wie er sich die Ärmel
hochkrempelt. Der in Frankreich und den USA ausgebildete Fayulu hat
angekündigt, Arbeitsplätze in Landwirtschaft und Tourismus zu
schaffen und dafür zu sorgen, daß die DR Kongo einen höheren Anteil
an der Wertschöpfungskette der Rohstoffe erhält. Er weiß, wovon er
redet, hat er doch lange Zeit für die andere Seite gearbeitet. Fayulu
war fast zwei Jahrzehnte, von 1984 bis 2003, für den US-Ölkonzern
Exxon Mobil tätig. Zuletzt leitete er dessen Ableger in Äthiopien.
2006 wurde er erstmals ins kongolesische Parlament gewählt, 2009 hat
er die Partei ECiDé (Engagement für Bürgerlichkeit und Entwicklung),
gegründet, für die er 2011 erneut ins Parlament einzog. Seine
aktuelle Kandidatur wird vom früheren Vizepräsidenten Jean-Pierre
Bemba und dem ehemaligen Gouverneur der rohstoffreichen Provinz
Katanga, Moise Katumbi, unterstützt. Beide durften nicht selber zur
Wahl antreten.

Zwar soll der neue Präsident, wer auch immer das sein wird, bereits
am 18. Januar vereidigt werden, doch sind bis dahin noch gar nicht
alle Stimmen ausgezählt. In vier Wahlkreisen - ausgerechnet
Hochburgen der Opposition - soll überhaupt erst im März 2019
abgestimmt werden, weil dort entweder die Ebolaseuche ausgebrochen
ist oder es in letzter Zeit zu massiven Gewaltausbrüchen gekommen
war.

Ob Fayulu, sollte er trotz solcher Hindernisse gewinnen und die
Kabila-Fraktion ihre Niederlage eingestehen, wie so oft in der
Politik nur ein Hoffnungsträger oppositioneller und
zivilgesellschaftlicher Kräfte ist, der nach seiner "Inthronisation"
seine Maske fallen läßt, kann naturgemäß nur die Zukunft zeigen.
Allzu oft diente das Versprechen oppositioneller Politiker, die
Korruption bekämpfen zu wollen, lediglich dazu, die etablierten
Seilschaften durch eigene Leute auszutauschen - was bei weitem kein
Alleinstellungsmerkmal afrikanischer Länder ist. Käme Fayulu an die
Macht, wäre es das erste Mal in der Geschichte des Landes, daß ein
Machtwechsel durch Wahlen erfolgt wäre.
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MELDUNG/313: Erneut mehr Menschen weltweit auf der Flucht, aber weiter deutlicher Rückgang in Deutschland (UNHCR)


UNHCR - United Nations High Commissioner for Refugees

Pressemitteilung vom 6. Januar 2019

Erneut mehr Menschen weltweit auf der Flucht, aber weiter deutlicher
Rückgang in Deutschland

Während die weltweite Gesamtzahl auf 68,8 Millionen gestiegen ist, hat die
Zahl der Menschen, die in Deutschland Schutz gesucht haben, weiter
drastisch abgenommen.



Weltweit leichter Anstieg

Während die Flüchtlingszahlen global erneut gestiegen sind, nimmt die Zahl
der Ankünfte in Deutschland weiter drastisch ab. Weltweit gab es zur Mitte
des Jahres 2018 nach Angaben des UN-Flüchtlingshilfswerks UNHCR 68,8
Millionen Flüchtlinge, Binnenvertriebene und Asylsuchende. Das seien 300
000 mehr als ein halbes Jahr zuvor, zum 31. Dezember 2017. Die Zahl der
Flüchtlinge stieg dabei um 554 000 auf 20,5 Millionen, hinzu kämen 5,4
Millionen Palästinenser unter UNRWA-Mandat. Die Zahl der Binnenvertriebenen
sank leicht von 40 auf 39,7 Millionen. Hinzu kommen 3,2 Millionen Menschen,
die asylsuchend sind und über deren Fälle noch nicht entschieden ist.

In Deutschland gehen Ankünfte weiter deutlich zurück

In Deutschland sank die Zahl der Asylanträge erneut erheblich um weitere 20
Prozent. In den ersten sechs Monaten des Jahres 2018 wurden 81 800 Anträge
auf Asyl verzeichnet. Im Jahr zuvor waren es im gleichen Zeitraum 101 000,
im Jahr davor 387 700.

"Die Flüchtlingskrise findet woanders statt, etwa in Bangladesch oder
Libanon", sagte Dominik Bartsch, UNHCR-Repräsentant in Deutschland. Jetzt,
wo sich die Situation beruhigt habe, müsse Europa Konzepte für den Umgang
mit Flüchtlingen finden. Sieben von acht Flüchtlingen haben nicht etwa in
Deutschland, Österreich oder Italien Zuflucht gefunden, sondern in
Entwicklungsländern wie Bangladesch, Uganda oder Pakistan. Europa muss aber
seiner Verantwortung gerecht werden."

Herkunftsländer: Syrien vor Afghanistan und Südsudan

Syrien ist nach wie vor das Land, aus dem die meisten Flüchtlinge stammen.
Jeder dritte Flüchtling auf der Erde ist Syrer. Auch wenn einige Menschen
in ihre Heimat zurückkehrten, wurden noch mehr vertrieben, so dass die Zahl
der syrischen Flüchtlinge um gut 180 000 auf 6,5 Millionen wuchs. Die
meisten leben in der Türkei (3,6 Millionen), gefolgt von Libanon (968 100)
und Jordanien (667 200).

In Deutschland sind es 514 000. Die Bundesrepublik hat im ersten Halbjahr
22 200 Syrer neu als Flüchtlinge anerkannt. Im ersten Halbjahr 2017 waren
es noch 72 600. Die UNHCR-Experten rechnen nicht damit, dass sich die Zahl
der syrischen Flüchtlinge in Deutschland in nächster Zeit signifikant
erhöhen wird.

Die Zahl der Flüchtlinge aus Afghanistan stieg um ein Prozent auf 2,7
Millionen. Davon haben allein 1,4 Millionen in Pakistan, weitere 951 100 in
Iran Zuflucht gefunden. In Deutschland sind es 116 700. Aus dem Südsudan
sind 2,5 Millionen Menschen geflohen. 1,1 Millionen von ihnen sind jetzt in
Uganda, 768 100 im Sudan und 445 000 in Äthiopien. In Deutschland machen
Südsudanesen unter den Flüchtlingen nur einen sehr kleinen Teil aus.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 6. Januar 2019

UNHCR-Vertretung für Deutschland

Büro Berlin, Zimmerstraße 79/80. 10117 Berlin

Telefon +49 (0)30 - 202 202 0, Telefax +49 (0)30 - 202 202 20

E-Mail: gfrbe@unhcr.org

Internet: www.unhcr.de
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BANK/559: Kims Rücktritt - "Direkter Wechsel in die Investmentbranche ist ein Skandal" (urgewald)


urgewald - Pressemitteilung vom 7. Januar 2019

Kims Rücktritt: "Direkter Wechsel in die Investmentbranche ist ein
Skandal" 



Zum heute bekannt gegebenen Rücktritt des Weltbank-Präsidenten Jim Yong Kim
kommentiert urgewald-Campaigner Knud Vöcking:

"Hier geht ein des Amtes überdrüssiger Präsident. Die wachsende Unlust des
Weltbank-Chefs Jim Yong Kim war zuletzt offensichtlich. Sein direkter
Wechsel in die Investmentbranche ohne jedes 'Cooling off' ist ein Skandal.
Deutschland und die anderen Anteilseigner müssen dieser Praxis einen Riegel
vorschieben. Wir kritisieren in aller Schärfe, dass der Weltbank-Präsident
in ein Geschäftsfeld wechselt, dass er in seiner Amtszeit mit großen Summen
ausstattete. Er hat dafür gesorgt, dass der Privatsektor bei großen
Infrastrukturprojekten von Risiken befreit wurde und durch
Entwicklungsgelder Profite garantiert werden."

"Der neue Weltbank-Präsident oder die Präsidentin darf nicht allein durch
das Weiße Haus bestimmt werden, wie es bisher gängig ist. Ein
transparenter, ausschließlich auf Qualifikation bauender Auswahlprozess
muss her. Dieser neue Prozess muss alle Interessenträger wie Staaten, die
Wirtschaft und die Zivilgesellschaft einschließen. Die Weltbank als
wichtige Entwicklungsinstitution muss wieder den Interessen der Ärmsten
dienen und darf nicht weiter zum Selbstbedienungsladen der
Investmentbranche verkommen."


Weitere Informationen:

Pressemitteilung der Weltbank

http://www.worldbank.org/en/news/press-release/2019/01/07/world-bank-group-president-kim-to-step-down-february-1%C2%A0

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 7. Januar 2019

Herausgeber: urgewald e.V.

Hauptgeschäftsstelle:

Von-Galen-Straße 4, 48336 Sassenberg

Telefon: 02583/1031, Fax: 02583/4220

Internet: www.urgewald.org
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VERKEHR/1549: Steigende Umsätze und Verkehrsleistungen im Eisenbahnmarkt (BNA)


Bundesnetzagentur für Elektrizität, Gas, Telekommunikation, Post und
Eisenbahnen - Pressemitteilung vom 08.01.2019

Bundesnetzagentur veröffentlicht Marktuntersuchung Eisenbahnen
2018

Steigende Umsätze und Verkehrsleistungen im Eisenbahnmarkt



Die Bundesnetzagentur veröffentlicht heute die Ergebnisse der im
Jahr 2018 durchgeführten Markterhebung im Eisenbahnsektor, mit den
Daten für das Berichtsjahr 2017.

Wettbewerberanteile im Eisenbahnmarkt

Im Schienengüterverkehr erhöhte sich der Anteil der Wettbewerber an
der Verkehrsleistung von 46 Prozent im Jahr 2016 auf 47 Prozent im
Jahr 2017. Im Schienenpersonennahverkehr stagnierte der Anteil der
Wettbewerber bei 26 Prozent. Im Schienenpersonenfernverkehr liegt der
Wettbewerberanteil weiterhin unter einem Prozent.

Pünktlichkeitsentwicklung

Die Pünktlichkeit der Züge hat sich 2017 gegenüber den Vorjahren
leicht verschlechtert. So waren im Schienenpersonenfernverkehr 2017
etwa 75 Prozent der Züge pünktlich gegenüber 76 Prozent der Züge 2016.
Im Schienengüterverkehr verringerte sich die Pünktlichkeit um 2
Prozentpunkte auf 65 Prozent. Mit unverändert 93 Prozent war die
Pünktlichkeit im Schienenpersonennahverkehr nach wie vor am höchsten.

Steigende Verkehrsleistungen

In allen Verkehrsdiensten erreichten die Verkehrsleistungen neue
Höchstwerte. Im Schienengüterverkehr wurden rund 129 Milliarden
Tonnenkilometer erbracht. Leichte Steigerungen gab es im
Schienenpersonennahverkehr von 56 auf 57 Milliarden Personenkilometern
und im Schienenpersonenfernverkehr von 40 auf 41 Milliarden
Personenkilometern im Jahr 2017.

Umsatzsteigerung im Eisenbahnmarkt

Im Eisenbahnverkehrsmarkt stieg der Umsatz von 20,2 Mrd. Euro im Jahr
2016 auf 20,7 Mrd. Euro im Jahr 2017. Auch im
Eisenbahninfrastrukturmarkt stiegen die Umsätze von 6,3 Mrd. Euro 2016
auf 6,4 Mrd. Euro 2017.

Auskunftsverpflichtung der Marktteilnehmer

Die Markterhebung der Bundesnetzagentur im Eisenbahnsektor wird nach
der Rechtsgrundlage des Eisenbahnregulierungsgesetzes (ERegG)
durchgeführt. Die Pflicht zur Teilnahme an der Markterhebung der
Bundesnetzagentur gilt für alle Marktteilnehmer.


Die Marktuntersuchung Eisenbahnen 2018 ist auf der
Webseite der Bundesnetzagentur veröffentlicht unter:

www.bundesnetzagentur.de/eisenbahn-marktuntersuchung

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 08.01.2019

Pressestelle der Bundesnetzagentur (BNA)

Tulpenfeld 4, 53113 Bonn

Telefon: 0228/14-99 21, Telefax: 0228/14-89 75

E-Mail: pressestelle@bnetza.de

Internet: www.bundesnetzagentur.de
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VERKEHR/1548: Studie »Urbane Logistik der Zukunft - e-mobil und autonom?« (idw)


Fraunhofer-Institut für Arbeitswirtschaft und Organisation IAO - 07.01.2019

Studie »Urbane Logistik der Zukunft: e-mobil und autonom?«

Fraunhofer IAO entwickelt Zukunftsszenarien für den urbanen
Wirtschaftsverkehr



Verstopfte Straßen durch Kleinlaster, die in zweiter Reihe parken? Lärm
und Gestank von LKW in der Stadt? Für derartige Herausforderungen des
Güterverkehrs entwickelte das Fraunhofer IAO zukunftsweisende Konzepte an
der Schnittstelle Stadt-Logistikwirtschaft. Die Studie mit den Ergebnissen
des Projekts ist ab sofort kostenlos online verfügbar.

Der urbane Wirtschaftsverkehr ist ein funktionaler Bestandteil von
Städten, der dafür sorgt, dass Bürgerinnen und Bürger einkaufen können,
Handelsunternehmen mit Waren versorgt werden, urbane Produktion
stattfindet und Abfall entsorgt wird. Derartige Güterströme erzeugen zwar
innerstädtischen Verkehr, sichern aber gleichzeitig die Versorgung der
Bevölkerung. Allerdings wächst bei immer mehr Menschen das Bewusstsein für
nachhaltiges Wirtschaften und Umweltverträglichkeit, das sich mit einer
funktionierenden innerstädtischen Logistik nur schwer in Einklang bringen
lässt. Nicht nur die Diskussion rund um Lärm- und Schadstoffbelastungen,
sondern auch der zunehmende innerstädtische Verkehr erhöhen den
Handlungsdruck auf die öffentlichen Akteure und erfordern dringend
Lösungen für den zukünftigen urbanen Wirtschaftsverkehr.

Entwicklung von Zukunftsbildern für den urbanen Wirtschaftsverkehr

Vor diesem Hintergrund erarbeitete das Fraunhofer IAO in Kooperation mit
der Hochschule Heilbronn zukunftsweisende Konzepte für urbane Logistik
anhand der drei Beispielstädte Leipzig, Mannheim und München. Die
Zukunftsbilder greifen zum einen allgemeine Trends der Logistikwirtschaft
auf und beziehen zum anderen spezifische stadträumliche Fragestellungen
mit ein. Ziel des Projekts war es, Szenarien zu entwickeln, wie der urbane
Wirtschaftsverkehr in Zukunft aussehen kann und zu ermitteln, welche
Heraus- und Anforderungen daraus jeweils für Städte entstehen. Dabei
untersuchte das Forschungsteam insbesondere, welche Anforderungen und
Chancen die Automatisierung sowie elektrisch angetriebene Fahrzeuge für
den innerstädtischen Wirtschaftsverkehr mit sich bringen.

Einbezug von regionalen Stakeholdern in den Erarbeitungsprozess

Die Szenarien wurden im Rahmen eines zweistufigen Workshop-Prozesses
entwickelt. Sie greifen zum einen allgemeine Trends der Logistikwirtschaft
auf, zum anderen beziehen sie spezifische stadträumliche Charakteristika
mit ein. In den Workshops waren sowohl Vertreter der öffentlichen Hand,
Akteure der Logistikwirtschaft, Betroffene aus Handel und Industrie sowie
Beteiligte aus der Bürgerschaft einbezogen. Die Workshops erfolgten im
Auftrag der Forschungsvereinigung Automobiltechnik (FAT) im Verband der
Automobilindustrie e. V. (VDA). Die Workshop-Teilnehmenden haben sechs
Szenarien für den urbanen Wirtschaftsverkehr entwickelt. Jedes dieser
Szenarien sieht bis zum Jahr 2035 Veränderungen bzw. Entwicklungen für den
Wirtschaftsverkehr in der Stadt vor. Die Entwicklungsdynamik fällt in
ihrer Radikalität allerdings jeweils unterschiedlich aus. Dies liegt
insbesondere daran, dass die involvierten Akteure in jeweils
unterschiedlichen Rollen von unterschiedlichen Interessen geleitet sind.
Im Ergebnis kann deshalb jeweils von einem unterschiedlichen
Durchdringungsgrad der Stadt mit elektromobilen und automatisierten
Fahrzeugen im Wirtschaftsverkehr gesprochen werden.


Originalpublikation:

Studie »Urbane Logistik der Zukunft: e-mobil und autonom?«

https://www.vda.de/de/services/Publikationen/fat-schriftenreihe-315.html

Weitere Informationen unter:

https://www.iao.fraunhofer.de/lang-de/presse-und-medien/aktuelles/2094-studie-urbane-logistik-der-zukunft-e-mobil-und-autonom.html

https://www.logwert.de/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution300

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Fraunhofer-Institut für Arbeitswirtschaft und Organisation IAO, 07.01.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INTERNATIONAL/362: Sinar Corzo in Chiapas ermordet (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Mexiko

Sinar Corzo in Chiapas ermordet






[image: Porträtaufnahme im Halbprofil (s/w) - Foto: Desinformémonos]

Der chiapanekische Aktivist Sinar Corzo wurde erschossen

Foto: Desinformémonos



(Mexiko-Stadt, 4. Januar 2019, desinformémonos/poonal) - Der Aktivist
und Menschenrechtsverteidiger Sinar Corzo Esquinca ist am Abend des 3.
Januar 2019 in Arriaga im südmexikanischen Bundesstaat Chiapas
erschossen worden. Der Täter entkam unerkannt auf einem Motorrad.

Corzo Esquinca war im Bürgerkomitee aktiv und setzte sich für die
indigenen Gemeinden in Chiapas ein. Er hatte soziale Kommunikation an
der UAM in Mexiko-Stadt studiert und wird als starker Charakter
beschrieben, der seine Stimme "für die Vergessenen" erhob. Er hatte
sich wegen Protestaktionen und Kritik an den Bürgermeistern von
Arriaga einen Namen gemacht; deshalb war er schon mehrfach
eingeschüchtert und verhaftet worden - wie im August 2013 [1], als er
eine funktionierende Wasser- und Abwasserversorgung für die Gemeinden
einforderte.

Nach dem Erdbeben vom 7. September 2017 in Chiapas und Oaxaca hatte er
sich für die Opfer eingesetzt. Er war zudem für sein Engagement für
eine Verbesserung der Wasser- und Gesundheitsversorgung in seinem
Heimatort Arriaga bekannt. Er starb wenige Meter von seinem Haus
entfernt. Nur wenige Stunden zuvor hatte er an einem Treffen mit
örtlichen Behörden über ein Straßenbauprojekt teilgenommen.

Im April 2018 hatte er einen Mitarbeiter des aus dem Amt geschiedenen
Gouverneurs Manuel Velasco Coello von der PVEM angezeigt [2]; er sei
von diesem bedroht worden. Dessen Nachfolger im Amt, Rutilio Escandón,
der UN-Hochkommissar für Menschenrechte sowie weitere
Menschenrechtsorganisationen verurteilten die Tat und verlangten
Aufklärung.


Anmerkungen:

[1] https://www.elsoldemexico.com.mx/mexico/sociedad/quien-era-sinar-corzo-activista-asesinado-llamado-coloso-de-piedra-2877278.html

[2] https://www.telesurtv.net/news/mexico-asesinato-activista-defensor-ddhh-sinar-corzo-20190105-0010.html


URL des Artikels:

https://www.npla.de/poonal/sinar-corzo-in-chiapas-ermordet/


Der Text ist lizenziert unter Creative
Commons Namensnennung-Weitergabe unter gleichen Bedingungen 4.0
international.

https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0/

 * 

Quelle:

poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Herausgeber: Nachrichtenpool Lateinamerika e.V.

Köpenicker Straße 187/188, 10997 Berlin

Telefon: 030/789 913 61

E-Mail: poonal@npla.de

Internet: http://www.npla.de
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MELDUNG/092: Türkische Gefängnisse - Mindestens 156 Gefangene im unbefristeten Hungerstreik (Civaka Azad)


Civaka Azad - Kurdisches Zentrum für Öffentlichkeitsarbeit

Pressemitteilung vom 07.01.2019

Türkische Gefängnisse: Mindestens 156 Gefangene im unbefristeten
Hungerstreik



Während der unbefristete Hungerstreik der HDP-Abgeordneten Leyla Güven
gegen die Isolationsbedingungen Öcalans seit nunmehr 61 Tagen andauert,
haben sich mittlerweile in so gut wie allen Haftanstalten der Türkei
Gefangene dem Hungerstreik angeschlossen. Die Zahl der namentlich bekannten
Gefangenen, die sich derzeit im unbefristeten Hungerstreik befinden, liegt
derzeit bei 156. Da aus einigen Gefängnissen die Informationen über
mögliche HungerstreikteilnehmerInnen noch nicht an die Öffentlichkeit
gelangen konnten, wird die tatsächliche Zahl der Gefangenen, die an der
Aktion teilnehmen, noch höher geschätzt.

Nachdem Leyla Güven im Gefängnis von Amed am 7. November in Hungerstreik
getreten war, schlossen sich am 16. Dezember 35 weitere Gefangene aus neun
verschiedenen Haftanstalten der Aktion an und unterstützen die Forderung
nach der Aufhebung der Isolationsbedingungen Abdullah Öcalans. Seitdem
schließen sich immer wieder gruppenweise weitere Gefangene dem Hungerstreik
an. Zuletzt schlossen sich am 5. Januar mindestens 29 Gefangene aus sechs
Gefängnissen dem unbefristeten Hungerstreik an.

In Europa findet ebenfalls ein Hungerstreik gegen die Isolationshaft
Öcalans auf der türkischen Gefängnisinsel Imrali statt. Seit dem 17.
Dezember 2018 fordern 15 kurdische AktivistInnen mit einem Hungerstreik in
Straßburg vom Antifolterkomitee des Europarats (CPT), Öcalan zu besuchen.

 * 

Quelle:

Civaka Azad - Kurdisches Zentrum für Öffentlichkeitsarbeit e.V.

Residenzstraße 54, 13409 Berlin

Telefon: 030/91446137

E-Mail: info@civaka-azad.org

Internet: www.civaka-azad.org
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SCHACH-SPHINX/06801: Verdammtes Jahr 1998 (SB)


Nach seiner Titelverteidigung im Januar 1998 gegen den Inder
Viswanathan Anand konnte der FIDE-Weltmeister Anatoli Karpow in den
folgenden Monaten längst nicht so mehr überzeugen. Viele Niederlagen
pflasterten den Weg des Moskauer Großmeisters. Erfolge blieben aus und
wieder einmal geriet Karpow ins Kreuzfeuer der Kritik. Tiefpunkt
seiner Talfahrt war das internationale Turnier im polnischen Kurort
Polanica Zdroj. Gleich in der Auftaktpartie im Zehner-Turnier erlitt
er eine sensationelle Niederlage gegen den polnischen Großmeister
Michail Krasenkow nach 52 Zügen. Gegen den Weißrussen Boris Gelfand
rettete er sich in ein frühes Remis, und erst nach einem weiteren
Unentschieden gelang dem Champion in der vierten Runde ein Sieg gegen
den Polen Bartolomiej Macieja. Am Ende des Turniers mußte er sich
freilich mit dem siebten Platz zufriedengeben. Man begann sich zu
fragen: Trägt Karpow die Krone zu Recht? Schon mehrmals in den 1990er
Jahren hatte Karpow Durststrecken durchstehen müssen, stürmte dann
jedoch mit neuem Elan wieder an die Spitze. Wie oft kann er solch
einen "Frühling" wiederholen? flüsterten sich die Beobachter der Szene
ahnungsschwer zu. Die Zeit sollte es zeigen. Im heutigen Rätsel der
Sphinx verhalf ihm das Erwachen seiner alten Stärke immerhin zum
Titelsieg gegen den Holländer Jan Timman. Karpow, mit den weißen
Steinen, begnügte sich nicht mit der simplen Fortsetzung 1.Tg3xg7+ Kg8-
h8, sondern fand einen kürzeren Weg zum Sieg, Wanderer.






[image: SCHACH-SPHINX/06801: Verdammtes Jahr 1998 (SB)]



Karpow - Timman

WM 1993


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Erfolgsstreben ist eine wacklige Angelegenheit, und nicht immer wird
die Mühe belohnt. Nach 1.De3-e5 f7-f6 2.De5xe6+ Kg8-f8 3.Lb6-a5 b2-b1D
4.La5-b4+ Db1xb4 war das Glück der zweiten schwarzen Dame von kurzer
Dauer, und ein wenig später fiel auch der Stolz der schwarzen Stellung
in den Staub: 5.a3xb4 Dc2xa4 6.De6-d6+ Kf8-f7 7.Dd6-b8 f6-f5 8.b4-b5
h7-h5 9.b5-b6 h5-h4 10.Db8-a7+ und Schwarz gab auf.



Erstveröffentlichung am 9. Januar 2006

8. Januar 2019
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TREFF/344: Wertheim - Elternkompass-Reihe "Über den Umgang mit herausfordernden Kindern", 17.01.2019


Stadt Wertheim

Über den Umgang mit herausfordernden Kindern

Elternkompass-Reihe gibt Rat am 17. Januar



Wertheim. Die Reihe "Elternkompass: Kinder begleiten, Kinder fördern"
widmet sich am Donnerstag, 17. Januar, dem Thema "Herausfordernde
Kinder: Was tun?". Angesprochen sind Eltern von Vorschulkindern und
Grundschülern. Referentinnen sind Julia Blatz und Lena Unangst,
Lehrerinnen für Sonderpädagogik an der Nardini-Schule Gerlachsheim.
Die Veranstaltung beginnt um 19.30 Uhr im Wertheimer Rathaus.

Eltern können sich mit Verhaltensweisen ihrer Kinder konfrontiert
sehen, die in der Erziehung meist als besonders herausfordernd
empfunden werden. Übliche Fragen, die sich Eltern stellen, lauten
etwa: "Warum hört mein Kind nicht auf mich? Warum gibt es ständig
Streit? Warum hat mein Kind keine Freunde? Warum ist mein Kind immer
so in sich gekehrt?"

Damit betroffene Eltern nicht ratlos bleiben, geben die beiden
Pädagoginnen Julia Blatz und Lena Unangst in der Veranstaltung
zunächst einen kurzen Überblick, wie solche Verhaltensweisen entstehen
können. Besonders im Mittelpunkt stehen schließlich der gemeinsame
Austausch und das Aufzeigen möglicher Einflussnahmen und
Hilfsangeboten.

Die Elternkompass-Reihe ist eine Initiative der AG Jugendhilfeplanung
Wertheim. Sie informiert in Vorträgen, Seminaren und Workshops zu
Fragen der Erziehung und des Familienlebens. Anmeldungen sind möglich
bei der Stadtverwaltung bis drei Werktage vor der Veranstaltung unter
Telefon 09342/301-310. Die Mindestteilnehmerzahl liegt bei fünf
Personen. Der Veranstaltungsraum im Rathaus ist ausgeschildert.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 04.01.2019

Stadtverwaltung Wertheim

- Presse und Information -

97877 Wertheim

Tel.: 09342/301-300 oder -301, Fax: 09342/301-503

E-Mail: pressestelle@wertheim.de
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GASTSPIEL/354: Hannover - Joachim Król liest "Der erste Mensch", 01.02.2019


SCHAUSPIEL HANNOVER

JOACHIM KR�L LIEST: DER ERSTE MENSCH

DIE UNGLAUBLICHE GESCHICHTE EINER KINDHEIT

MIT JOACHIM KR�L UND DEM ORCHESTRE DU SOLEIL

GASTSPIEL / MUSIKALISCHE LESUNG FR, 01.02.19, 20:00 UHR, SCHAUSPIELHAUS



In einem sensationellen erzählerischen Parforceritt entführt Joachim
Król als Ich-Erzähler sein Publikum in die Kindheit von Albert Camus,
in eine Welt voller Armut, Lebensfreude und natürlicher Schönheit. Die
Musik des Orchestre du Soleil liefert den mitreißenden Soundtrack zu
diesem hochaktuellen Stück über das Abenteuer Bildung, an dessen Ende
ein Mann, der als Kind in einer Familie von Analphabeten aufwächst,
mit dem Nobelpreis ausgezeichnet wird. Joachim Król ist Theater- und
Filmschauspieler. Sein Durchbruch gelang ihm mit seiner Rolle in Der
bewegte Mann, wofür er mit dem Deutschen Filmpreis ausgezeichnet
wurde. Außerdem war er u. a. in Filmen von Wim Wenders, Tom Tykwer,
Doris Dörrie und Helmut Dietl zu sehen.

 * 

Quelle:

Schauspiel Hannover - Monatspresse Februar 2019

Niedersächsische Staatstheater Hannover GmbH

Opernplatz 1, D-30159 Hannover

Tel. 0511/9999-1080, Fax: 511/9999-1980

Internet: www.staatstheater-hannover.de
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GASTSPIEL/353: Hannover - Hiroshima-Salon, Hiroshima Monstergirl, 13.02.2019


SCHAUSPIEL HANNOVER

HIROSHIMA-SALON: HIROSHIMA MONSTERGIRL

VON UND MIT SACHIKO HARA

GASTSPIEL MI, 13.02.19, 20:00 UHR, CUMBERLAND

IN DEUTSCHER UND JAPANISCHER SPRACHE MIT DEUTSCHER ÜBERSETZUNG



Erinnere dich! Protestiere! Überlebe! Seit 2011 lädt die
Schauspielerin Sachiko Hara regelmäßig zu Salons mit wechselnden
Gästen ein, um Hannovers Partnerstadt Hiroshima in den Fokus zu
rücken. Wie fing diese Freundschaft an und wie begegnet man sich
heute? Wie weiter von Hiroshima und Fukushima erzählen? Sachiko Hara
zeigt Bilder und Videos ihrer sehr persönlichen Recherche in Japan und
Deutschland. Für die finale Ausgabe entwickelt sie aus dem für die
Salons gesammelten Material ihre Solo-Performance Hiroshima
Monstergirl in einer Videoinstallation, mit der sie im Anschluss um
die ganze Welt reisen wird. Der Improvisationsmusiker Kazuhisa
Uchihashi komponiert dafür die Musik. Es erwarten Sie Talk,
Performance, Videos, Karaoke, Sushi und Tee.

 * 

Quelle:

Schauspiel Hannover - Monatspresse Februar 2019

Niedersächsische Staatstheater Hannover GmbH

Opernplatz 1, D-30159 Hannover

Tel. 0511/9999-1080, Fax: 511/9999-1980

Internet: www.staatstheater-hannover.de
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SCHAUSPIEL/1246: Wiesbaden - »Was ihr wollt« von Shakespeare, Premiere 26.1., weitere Termine 30.+31.1.


Hessisches Staatstheater Wiesbaden

»Was ihr wollt«

Von William Shakespeare

Premiere am 26. Januar 2019 um 19.30 Uhr im Kleinen Haus

Die beiden nächsten Vorstellungstermine: 30. & 31. Januar 2019, jeweils um 19.30 Uhr



Ulrike Arnold inszeniert Shakespeares Komödie »Was ihr wollt« in
Wiesbaden neu. In der letzten Spielzeit feierte sie mit »Arsen und
Spitzenhäubchen« große Erfolge am Hessischen Staatstheater Wiesbaden.

Shakespeares Klassiker ist eine Geschichte zwischen Lust und Leid, ein
Stück über die Unwägbarkeiten der Liebe und den ständigen Wechsel der
Gefühle. Das erfundene Königreich Illyrien ist die Kulisse für eine
Gesellschaft chronisch Liebender und Leidender. Sie alle sind trunken
vom Wein genauso wie von der Liebe. Berauschen sich an Musik und Tanz,
verlieben und verprügeln sich?

Inszenierung Ulrike Arnold 

Bühne Bartholomäus Martin Kleppek

Kostüme Anne Buffetrille 

Arrangements und musikalische Umsetzung Andrej Agranovski 

Musikalische Beratung Nils Strunk 

Dramaturgie Anika Bárdos

 * 

Quelle:

Hessisches Staatstheater Wiesbaden

Christian-Zais-Straße 3, 65189 Wiesbaden

Karten-Telefon 0611/132-325, Fax 0611/132-337

E-Mail: vorverkauf@staatstheater-wiesbaden.de

Internet: www.staatstheater-wiesbaden.de
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LÄRM/147: "Helmut Schmidt"-Airport - 2018 erneut ein Malusjahr (BAW)


BAW - Bürgerinitiativen für Fluglärmschutz in Hamburg und
Schleswig-Holstein - Pressemitteilung, 7. Januar 2019

"Helmut Schmidt" - Airport: 2018 erneut ein Malusjahr



Nach Auswertungen der Bürgerinitiativen für mehr Fluglärmschutz in
Hamburg und Schleswig-Holstein (BAW) gehört auch das Jahr 2018 erneut
zu den Malusjahren in der jüngeren Vergangenheit des Luftverkehrs in
Hamburg. Entgegen der allzu positiven Meldungen des kommerziellen
Flughafenbetreibers (FHG) fällt die Belastungsbilanz der BAW deutlich
schlechter aus.

Im zurück liegenden Jahr fand die Nachtflugbeschränkung lediglich in
53 von 365 Nächten Beachtung. Dies entspricht einer
Regel-Beachtungsquote von minimalen 14,5 Prozent. Im Vorjahr (2017)
waren es noch 66 Nächte (18,1 Prozent) ohne Starts und Landungen nach
23 Uhr; davor (2016) noch 74 Nächte (20,3 Prozent) - der Negativtrend
setzt setzt sich ungebremst fort.

Im Jahr 2018 gab es am innerstädtisch gelegenen Hamburger
Verkehrsflughafen insgesamt 1.191 nächtlich verspätete Starts und
Landungen von Linien- und Touristikfliegern außerhalb der offiziellen
Betriebszeit, d.h. nachts zwischen 23 Uhr und 6 Uhr. Dies sind
nochmals 131 Flüge (bzw. 12 Prozent) mehr als im Jahr 2017, dem
bisherigen Malusjahr. Insgesamt fanden in 2018 nach 23 Uhr 266 Starts
sowie 925 Landungen entgegen der bestehenden Nachtflugbeschränkung
statt. Im Ergebnis, was die Anzahl an Landungen angeht, das seit
Jahren schlechteste und was die Anzahl an Starts angeht, das
zweitschlechteste Jahr.

Seit der Kontingentierung im Jahr 1998 wird Jahr für Jahr 34.000 bis
66.400 Flugbewegungen "Lärmreserve" vorgehalten. Dies stellt eine
unzulässige Bevorratungserlaubnis dar - das Fluglärmkontingent erweist
sich insoweit als "fliegender Lärmteppich", eine schützende
Steuerungswirkung fehlt in Gänze!

In aufsteigender Reihung des jährlichen Fluglärmteppichs wird
deutlich, dass - entgegen der Falschbehauptung der FHG, es bestände
eine annähernd konstante Lärmkontur, da die Fluggäste in immer
modernere und leisere Flugzeuge steigen würden - zu Beginn des
Jahrtausends (2001-2004) die Größe des Fluglärmteppichs mit
11,2-11,9 km² wesentlich kleiner war als in den drei letzten Jahren. Die
Jahre 2016-2018 stellen mit einem Fluglärmteppich von 14,0-14,7 km²
die (bisher) drei lautesten Jahre des Jahrtausends dar. Dieses
Missverhältnis zeigt sich auch darin, als dass selbst das Jahr 2007 -
das mit 173.500 Starts und Landungen bisher flugverkehrsreichste Jahr -
 erst an vierter Stelle der Lärmrangliste steht. Dies bedeutet, dass
vor 10 Jahren mit deutlich mehr Flugbewegungen (15.000-16.500
zusätzliche Starts und Landungen) weniger Fluglärm produziert wurde.

Mit dieser Erkenntnis kann dann auch die FHG-Aussage "von August bis
Oktober 2018 konnte die Anzahl der Flugbewegungen des Airbus-Typs
"neo" in Hamburg um fast 80 Prozent gegenüber 2017 gesteigert werden"
ins rechte Licht gerückt werden. Der Anteil der etwas weniger
lärmenden Flugzeuge der "Neo-Generation" am
Gesamt-Flugverkehrsaufkommen am "Helmut-Schmidt-Airport" stieg von
0,9% im Jahr 2017 auf 1,6% im Jahr 2018. Im eigentlichen Sinn (d.h.
dem physikalischen) ein Quantensprung des Fluglärmschutzes!

"Offiziell unterliegt die Kontrolle der Einhaltung der
Schutzbestimmungen für die Bevölkerung, also Nachtflugbeschränkung
sowie Bahnbenutzungsregelung, der Hamburger Umwelt- sowie
Wirtschaftsbehörde. Beide haben die Pflicht, im Falle von
Missachtungen der Schutzbestimmungen zielgerichtete Sanktionen
auszusprechen. Während die Umweltbehörde bei der Ahndung der Verstöße
gegen die Nachtflugbeschränkung auf einem guten Weg zu sein scheint,
verweigert die Wirtschaftsbehörde bisher jegliche Kontrolle. Dass sie
hierzu als planfeststellende Behörde jedoch verpflichtet ist, ignoriert
sie. Und der Hamburger Senat lässt dies einfach durchgehen. Die
Gesundheit und Lebensqualität der betroffenen Bürgerinnen und Bürger
wird den betriebswirtschaftlichen Interessen der
Luftverkehrswirtschaft und einer fehlgeleiteten Wirtschafts- und
Standortpolitik bedingungslos untergeordnet. Die gesundheitspolitischen
Schutzaspekte werden dabei bewusst ausgeblendet", kritisiert Martin
Mosel, Sprecher der Bürgerinitiativen für Fluglärmschutz in Hamburg
und Schleswig-Holstein (BAW).

www.nachts-ist-ruhe.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 07.01.2019

BAW Bürgerinitiativen für Fluglärmschutz

in Hamburg und Schleswig-Holstein

Bilenbarg 21, 22397 Hamburg

E-Mail: presse@baw-fluglärm.de

Internet: www.baw-fluglaerm.de
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MASSNAHMEN/263: Ölkatastrophen ökologisch bekämpfen /idw)


Technische Universität Dresden - 07.01.2019

Ölkatastrophen ökologisch bekämpfen! 

Erfindung von TUD-Holztechnikern wird im Ostseeraum etabliert



Die Holztechniker der TU Dresden haben holzfaserbasierte Ölbinder
entwickelt, die Ölhavarien und Ölverschmutzungen bis zu 50 Tonnen
schnell, effektiv, umweltfreundlich und nahezu vollständig beseitigen.
Die kleinen Plättchen sind das Kernelement eines Havariesystems, das
derzeit in der Ostsee etabliert wird. Schon bald soll die Technologie
auch auf die Region des Persischen Golfes übertragen werden.

5 mal 5 Zentimeter groß und nur 4 Millimeter dick. Mit diesen kleinen
Plättchen können Ölhavarien endlich ökologisch bekämpft werden. Die
Ölbinder bestehen aus nachwachsenden, biologisch abbaubaren
Holzfasern, die sehr hohe Reinigungsraten bei kleinen und mittleren
Verschmutzungen aufweisen. Bisherige Technologien sind bei ungünstigen
Wetterbedingungen (Starkwinden, hoher Seegang, starke Strömung), bei
geringer Wassertiefe (z. B. Boddengewässer) oder in küstennahen
Bereichen nur sehr eingeschränkt einsatzfähig. Häufig werden
witterungsbedingt chemische Mittel eingesetzt, die das Öl binden und
es absinken lassen. Das unsichtbare Öl verbleibt im Meer.




[image: Ausbringen per Schiff - Foto: © Holger Unbehaun]

Ökologische Ölbinder

Foto: © Holger Unbehaun



Wissenschaftler der Professur für Holztechnik und
Faserwerkstofftechnik der TU Dresden haben im Rahmen des
Verbundprojektes "BioBind" und eines Folgeprojektes in Kooperation mit
den Universitäten Rostock und Leipzig sowie Industriepartnern ein
Ölhavariebekämpfungssystem entwickelt, das eine schnelle Ölbeseitigung
auch bei ungünstigen Wetterbedingungen und in Flachwassergebieten
ermöglicht. Kern der Entwicklung bilden die schwimmfähigen,
holzfaserbasierten Ölbinder, die per Flugzeug oder Schiff ausgebracht
und mit Netzsperren oder im Brandungsbereich der Küste wieder
aufgenommen werden können. Erst beim Abwurf aus dem Flugzeug werden
die Plättchen mit ölabbauenden Mikroorganismen besprüht. Das
ermöglicht eine schnelle und nahezu vollständige Ölaufnahme von bis zu
92 Prozent.




[image: Ausbringen per Flugzeug - Foto: © Sören Tech]

Ökologische Ölbinder

Foto: © Sören Tech



Die Eignung der patentierten Ölbinder und des neuen BioBind
Havariesystems wurde bei mehreren Seeerprobungen auf der Ostsee
nachgewiesen. Der Einsatzschwerpunkt liegt bei Ölunfällen im Bereich
von 5 bis 50 Tonnen. Bei größeren Havarien kann BioBind als Ergänzung
zu bestehenden Bekämpfungssystemen eingesetzt werden, z. B. in
küstennahen Gebieten. Die neue Technologie der Dresdner Ingenieure ist
derzeit das einzige biobasierte, freischwimmende Ölbinderprodukt, das
für eine Ausbringung per Flugzeug und die anschließende Bergung mit
Netzsperren geeignet ist. Die Binder weisen vergleichbare
Beschaffungskosten zu den bestehenden Marktprodukten auf, sind durch
eine höhere Ölaufnahmekapazität jedoch effizienter.

In einem Folgeprojekt wurde die Herstellung der Ölbinder und deren
Ausrüstung bis zur Industriereife entwickelt. Sie bilden den Kern
eines Havariesystems, das im Rahmen des EU-geförderten
Verbundprojektes SBOIL unter Leitung der Universität Rostock zusammen
mit Partnern aus den Ostseeanrainerstaaten aktuell im Südbaltischen
Gebiet realisiert wird. Die erwartete Zunahme der
Öltransportkapazitäten auf der Ostsee nach dem Ausbau des Ölhafens in
St. Petersburg führt zu einem erhöhten Havarierisiko für dieses
Gebiet.

Seit 2017 bestehen enge Kontakte zu Forschungs- und Industriepartnern
im Iran. Ziel eines geplanten Folgeprojektes ist der Transfer der
BioBind-Technologie in die Region des Persischen Golfes, die zu den
bedeutendsten Ölfördergebieten der Erde zählt. Hier sollen die
Ölbinder auf der Basis lokaler landwirtschaftlicher Reststoffe
regional produziert und eingesetzt werden, um so auch die Umwelt- und
Lebensbedingungen in den betroffenen Regionen nachhaltig zu
verbessern.

"Ich bin sehr dankbar, dass wir durch finanzielle Mittel aus dem
Zukunftsfond der TU Dresden und organisatorische Unterstützung von
TU-Projektscouts die Möglichkeit hatten, Projektpartner vor Ort zu
gewinnen. Bei den Besuchen hat mich besonders die hervorragende
Ausbildung, das Improvisationstalent und der Freiheitswillen der
jungen iranischen Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler in diesem
isolierten Land beeindruckt", so der Inhaber der Professur für
Holztechnik und Faserwerkstofftechnik an der TU Dresden, Prof. André
Wagenführ.

Für ihre Forschungsarbeit zum Thema "Einsatz holzfaserbasierter
Ölbinder zur Ölhavariebekämpfung auf dem Meer" haben die Dresdner
Wissenschaftler vor kurzem den Wilhelm-Klauditz-Preis für
Holzforschung und Umweltschutz 2018 erhalten. Dieser Preis wird seit
1988 alle drei Jahre verliehen und ist mit 5.000 Euro dotiert. In
diesem Jahr erhielten die Holztechniker der TU Dresden den Preis
bereits zum dritten Mal.

An der Professur für Holztechnik und Faserwerkstofftechnik forschen
Wissenschaftler und Studenten an innovativen Holzanwendungen, wie
3D-Druck, Tropenholzersatz bei Gitarren, ökologischen Dämmstoffen oder
Feldbetten aus Papier für die humanitäre Hilfe in Epidemiegebieten.



Weitere Informationen finden Sie unter

https://cloudstore.zih.tu-dresden.de/index.php/s/UgKc6xg8w01A2Fe

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news708517

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution143

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Technische Universität Dresden - 07.01.2019
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MELDUNG/485: Streupflicht - Schaufel, Kies, Sand sind umweltfreundliche Alternativen (BUND BW)


BUND Landesverband Baden-Württemberg - 8. Januar 2019

Schnee und Glätte

"Salz gehört in die Suppe"

Bei Schnee und Glätte greift die Streupflicht: Doch salzhaltige
Taumittel sind schädlich für Boden, Pflanzen und Gewässer. Gehwege
besser mit der Schneeschaufel räumen.



Der Winter kommt nun auch zu uns in den Südwesten. Ab Mitte der Woche
soll es flächendeckend in Baden-Württemberg schneien. Eis und Schnee
machen den Gang zur Arbeit, Bäcker oder Arbeit zur Rutschpartie. Es
greift die Streupflicht: Vor dem eigenen Grundstück muss geräumt
werden. Salzhaltige Taumittel sind aber sehr schädlich für Boden,
Pflanzen und Gewässer. Es gibt umweltfreundliche Alternativen. Der
BUND Baden-Württemberg bittet die Bürger*innen, beim Schneeräumen an
Pflanzen und Tiere zu denken und gänzlich auf Streusalz zu verzichten.

"Jedes Jahr werden Unmengen Streusalz eingesetzt und Bäume am
Straßenrand oder im Garten schwer geschädigt. Auch Haustiere, die mal
raus müssen, haben mit der scharfen Salzlösung zu kämpfen. Bitte
beachten Sie die Streusalzverbote und greifen Sie zu
umweltfreundlicheren Mitteln", sagt Fritz Mielert,
Umweltschutzreferent beim BUND Baden-Württemberg. Jährlich kommen nach
Angaben des Umweltbundesamts bundesweit 1,5 Millionen Tonnen Streusalz
zum Einsatz. In harten Wintern kann die Menge auf über vier Millionen
Tonnen steigen.

Schäden durch Streusalz

Die Schäden an Bäumen und Sträuchern zeigen sich vor allem in den
Sommermonaten. Korrosionsschäden an Fahrzeugen, Brücken und
Oberflächen von Gebäuden oder Baudenkmälern gehen häufig auf das Konto
von Streusalz. Schuhe und Kleidung werden ebenfalls in Mitleidenschaft
gezogen. Am besten verzichtet man gänzlich auf Streusalze, auch dann,
wenn der Einsatz am eigenen Wohnort eigentlich erlaubt ist.

Einsatz in den meisten Kommunen verboten

Die Verwendung von Streusalz ist in den meisten Kommunen verboten und
mit einem Bußgeld belegt. Nicht immer wird das Salzverbot kontrolliert
oder geahndet. Auch andere Streumittel sollten nur sparsam verwendet
werden, da diese ebenfalls die Umwelt belasten. Um abstumpfende
Streumittel wie Splitt oder Kies herzustellen, auszubringen und wieder
einzusammeln, braucht es Energie, besonders, wenn dafür Streu- und
Kehrfahrzeuge eingesetzt werden. Zudem können Splitt und Granulat
giftige Substanzen wie Arsen, Blei oder Quecksilber enthalten.

Schaufel, Kies, Sand: umweltfreundliche Alternativen

Dabei gibt es umweltfreundliche Alternativen. Fritz Mielert: "Salz
gehört in die Suppe und nicht in die Natur und Umwelt. Bei Schneefall
reicht es meist aus, Gehwege gründlich und frühzeitig mit Schippen und
Besen zu räumen. Bei Eis und erhöhter Glättegefahr bieten sich Sand,
Kies oder Sägespäne als Streumittel an." Auch Streumittel mit dem
Umweltzeichen 'Der Blaue Engel' sind geeignet und weitgehend frei von
umweltschädlichen Stoffen. Gebrauchtes Streugut gehört weder in die
Mülltonne noch in die Kanalisation, sondern sollte von der
Stadtreinigung aufgekehrt und fachgerecht aufgearbeitet werden.

Weitere Informationen: www.blauer-engel.de

 * 

Quelle:

Presseinformation, 08.01.2019

Herausgeber:

Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND)

Landesverband Baden-Württemberg e.V.

Marienstraße 28, 70178 Stuttgart

Tel.: 0711 620306-17, Fax: 0711 620306-77

E-Mail: presse.bawue@bund.net

Internet: www.bund.net/bawue
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ÖKOSYSTEME/125: Gefährdet der Klimawandel Meeresökosysteme im Benguela-Auftriebssystem? (idw)


Leibniz-Institut für Ostseeforschung Warnemünde - 07.01.2019

Gefährdet Klimawandel Meeresökosysteme im Benguela-Auftriebssystem?

Neues Projekt geht an den Start



Anfang Januar 2019 startete das auf drei Jahre ausgelegte
Forschungsprojekt EVAR* zur Untersuchung möglicher Klimawandelfolgen
auf biogeochemische Schlüsselprozesse des für die Fischerei wichtigen
Benguela-Auftriebssystems vor Südwestafrika. An dem mit ca. 3 Mio.
Euro vom Bundesforschungsministerium geförderten Vorhaben unter
Leitung des Leibniz-Instituts für Ostseeforschung Warnemünde (IOW)
beteiligen sich auch WissenschaftlerInnen des MARUM - Zentrum für
Marine Umweltwissenschaften der Universität Bremen und des GEOMAR -
Helmholtz-Zentrum für Ozeanforschung Kiel zusammen mit ihren
KollegInnen von der University of Namibia und des National Marine
Information and Research Centres NatMIRC.




[image: Foto: © IOW / H. v. Neuhoff]

Das Forschungsschiff METEOR wird im Rahmen des EVAR-Projektes vor
Namibia im Benguela-Auftriebssystem zum Einsatz kommen.

Foto: © IOW / H. v. Neuhoff



Östliche Randströmungen - jene kalten Meeresströmungen an den
östlichen Rändern der Weltmeere, zu denen auch der Benguelastrom
gehört - zählen zu den produktivsten und fischreichsten Gebieten des
Weltozeans. Obwohl sie nur 1% der vom Meer bedeckten Erdoberfläche
einnehmen, liefern sie 20% der weltweiten Fischereierträge. Damit
leisten sie einen unverzichtbaren Beitrag zur Welternährung. Ursache
dieser günstigen Bedingungen sind relativ konstante Meeresströmungen
und Winde in den Schelfgebieten der Kontinente, die dafür sorgen, dass
nährstoffreiches Wasser aus tieferen Schichten des Ozeans in den
oberflächennahen, lichtdurchfluteten Bereich gelangt und dort den
Kreislauf des Lebens ankurbelt. Dieses als "upwelling" oder "Auftrieb"
bekannte Phänomen hat allerdings auch eine Kehrseite: Die hohe
Produktion von organischer Substanz führt am Boden der Schelfregionen
zu Sauerstoffmangel verbunden mit der Freisetzung giftiger
Schwefelverbindungen. Unter bestimmten Bedingungen können diese
eigentlich tiefliegenden Wasserschichten bis in die produktive Zone
gelangen und dann dort verheerende Einbrüche in der
Fischereiwirtschaft zur Folge haben. Ein weiterer negativer Effekt in
Auftriebsgebieten ist eine verstärkte Emission von Klimagasen wie CO2
und Methan in die Atmosphäre.

Das EVAR*-Projekt will am Beispiel des Benguela-Auftriebsgebietes, das
sich im Südatlantik vom Kap der Guten Hoffnung nordwärts fast bis zum
Äquator erstreckt, untersuchen, wie sich das komplexe Wirkungsgefüge
aus Auftrieb von Tiefenwasser, geochemischen Prozessen und Aktivität
von Bakterien im Zuge des Klimawandels verändern kann und welche
Konsequenzen dies für die Freisetzung von Klimagasen, die Ausbreitung
von Sauerstoffmangelzonen und die Lebensbedingungen am Meeresboden
hat. Können Veränderungen in den Umweltbedingungen Kettenreaktionen
auslösen, die das ganze System beeinflussen?

Um diese Fragen zu beantworten, will das Projekt-Team zunächst
erfassen, wie stark die Intensität des Auftriebs zeitlich und räumlich
schwankt. Dazu werden zum einen hoch aufgelöste Daten zur aktuellen
Variabilität des physikalischen Antriebs, der Sauerstoffversorgung
sowie der dadurch ausgelösten biogeochemischen Schlüsselreaktionen im
Kohlenstoff- und Nährstoff-Kreislauf erhoben. Zum anderen soll die
Untersuchung von Sedimentarchiven, die bis in das Pleistozän - also
rund 2,5 Mio. Jahre - zurückreichen können und in ihren Ablagerungen
Spuren dieser Prozesse speichern, Aufschluss über Schwankungen in der
jüngeren geologischen Vergangenheit geben. In einem nächsten Schritt
wird in Experimenten gezielt untersucht, wie sich Schwankungen im
Sauerstoff-Gehalt auf Prozesse auswirken, die speziell durch
mikrobielle Lebensgemeinschaften angetrieben werden. Auf diesem Wege
wollen die ProjektteilnehmerInnen herausfinden, was die dadurch
bedingten Folgen für die biogeochemischen Stoffkreisläufe sein können
und wie sich diese Einflüsse auf die Produktion von Treibhausgasen
auswirken.

Im Wesentlichen zielt das Vorhaben darauf ab, herauszufinden, ob
bestimmte Umweltbedingungen Reaktionen auslösen können, bei denen
kritische Wendepunkte ("tipping points") überschritten werden und
damit zu unumkehrbaren negativen Entwicklungen im gesamten
Benguela-Auftriebssystem führen könnten. Im schlimmsten Fall könnte es
zu einer nachhaltigen Gefährdung der Fischereierträge oder massiver
Freisetzung von Treibhausgasen kommen. Um derartige Szenarien in
Simulationen auszuloten, soll im Rahmen des Projektes ein speziell auf
Auftriebssysteme ausgerichtetes Ökosystem-Modell auf Basis der
Benguela-Daten angepasst werden.

"Wir verfolgen mit EVAR* bewusst einen übergreifenden,
multidisziplinären Ansatz, um die komplexen Zusammenhänge im
Benguela-Auftriebssystem besser zu verstehen. Deswegen haben sich
Experten der Physikalischen und Biologischen Ozeanographie, der
Meereschemie, der Marinen Geologie und der Modellierung
zusammengefunden", sagt Projektkoordinatorin Prof. Heide Schulz-Vogt
vom IOW über das 19-köpfige Projekt-Kernteam. "Darüber hinaus freuen
wir uns sehr, dass das Projekt von kompetenten Partnern in Namibia
unterstützt wird und zudem von Maßnahmen des "Capacity Building"
(Erfahrungsaufbau) in Form einer Beteiligung von Studierenden der
University of Namibia abgerundet wird", so die Geomikrobiologin
abschließend. Offizieller Projektstart war der 2. Januar 2018.

EVAR* (*kurz für: "The Benguela Upwelling System under climate change -
Effects of VARiability in physical forcing on carbon and oxygen
budgets")

Gemeinsam mit EVAR starten die zwei Partnerprojekte REEBUS (kurz für
Role of Eddies in the Carbon Pump of Eastern Boundary Upwelling
Systems) und CUSCO (kurz für Coastal Upwelling System in a Changing
Ocean). Alle drei gehören zu dem vom Bundesforschungsministerium
geförderten Themenschwerpunkt "Bedeutung von Klimaänderungen in
küstennahen Auftriebsgebieten", der verbundübergreifend von Prof. Dr.
Ulf Riebesell und Dr. Michael Meyerhöfer (GEOMAR) koordiniert wird.



Das IOW ist Mitglied der Leibniz-Gemeinschaft, zu der zurzeit 93
Forschungsinstitute und wissenschaftliche Infrastruktureinrichtungen
für die Forschung gehören. Die Ausrichtung der Leibniz-Institute
reicht von den Natur-, Ingenieur- und Umweltwissenschaften über die
Wirtschafts-, Sozial- und Raumwissenschaften bis hin zu den
Geisteswissenschaften. Bund und Länder fördern die Institute
gemeinsam. Insgesamt beschäftigen die Leibniz-Institute etwa 19.100
MitarbeiterInnen, davon sind ca. 9.900 WissenschaftlerInnen. Der
Gesamtetat der Institute liegt bei mehr als 1,9 Mrd. Euro. 

www.leibniz-gemeinschaft.de

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder unter:

http://idw-online.de/de/news708529

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution480
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KURSUS/1244: Münster - Zeichenkursus für Erwachsene am 13.01.2019


Stadt Münster

Zeichenkursus für Erwachsene



Münster (SMS) Am Sonntag, 13. Januar, können Erwachsene von 11 bis 14
Uhr in der Sonderausstellung des Stadtmuseums "Aus Westfalen in die
Südsee. Katholische Mission in den deutschen Kolonien" genaues
Hinblicken und Zeichnen mit Unterstützung der Künstlerin Gintare
Skroblyte erproben. Da die Teilnehmerzahl auf 10 Personen beschränkt
ist, wird um Anmeldung zum Zeichenkursus unter Tel. 02 51/4 92-45 03
gebeten (10 Euro plus 2 Euro Material). Wer möchte, kann eigenes
Material mitbringen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 04.01.2019

Stadt Münster

Presse- und Informationsamt, 48127 Münster

Telefon: 0251 / 492 1301, Fax 0251 / 492 7712
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STANDPUNKT/029: Was ist die Humanistische Bewegung heute? (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Was ist die Humanistische Bewegung heute?

Von Olivier Turquet, 6. Januar 2019
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Silo in den Anden

Foto: Rafael Edwards 

[CC BY-SA 2.0 (https://creativecommons.org/licenses/by-sa/2.0)], via
Wikimedia Commons



Am 4. Januar 1998, vor 21 Jahren, schloss Silo [1] in der Sporthalle
von "Obras Sanitarias" in Buenos Aires, Argentinien, seinen
Abschlussbericht während der ersten öffentlichen Versammlung der
Struktur der Humanistischen Bewegung mit diesen Worten:

"Was ist heute die Humanistische Bewegung? Möglicherweise ein
Zufluchtsort vor der allgemeinen Krise des Systems, in dem wir leben?
Ist sie vielleicht eine beständige Kritik an einer Welt, die Tag für
Tag unmenschlicher wird? Ist sie eine neue Sprache, ein neues
Paradigma, eine neue Interpretation der Welt und eine neue Landschaft?
Stellt sie eine ideologische oder politische Strömung dar, eine neue
Ästhetik, eine neue Werteskala? Ist sie eine neue Spiritualität, eine
Aktion, die zum Ziel hat, das Subjektive und Andersartige durch
konkrete Handlungen zu retten? Ist die Bewegung der Ausdruck eines
Kampfes zugunsten der Enteigneten, der Vergessenen und Verfolgten?
Drückt sie das Gefühl derjenigen aus, die die Monstrosität dessen
fühlen, dass die Menschen nicht die gleichen Rechte und die gleichen
Möglichkeiten haben?

Die Bewegung ist all das und noch viel mehr. Sie ist der praktische
Ausdruck des Ideals, die Erde menschlich zu machen und sie ist das
Bestreben, den Weg hin zu einer universellen menschlichen Nation zu
gehen. Sie ist der Samen einer neuen weltumfassenden Kultur in einer
Zivilisation, die ihre Richtung verändern muss, indem sie die Vielfalt
anerkennt und ihr Bedeutung beimisst und indem sie jedem Menschen die
gleichen Rechte und Möglichkeiten einräumt, aufgrund der Würde, die
ihm durch die bloße Tatsache geboren worden zu sein, zusteht.

Die Humanistische Bewegung ist der äußere Ausdruck der tiefen
Veränderungen, die sich im Inneren des Menschen vollziehen und welche
die Geschichte selbst sind: tragisch, überraschend, aber immer im
Wachstum begriffen. Sie ist eine leise vorauseilende Stimme, die die
Zeiten ankündigt, die jenseits des Menschen liegen, den wir gekannt
haben. Sie ist ein Gedicht und ein Regenbogen unterschiedlicher
Farben, sie ist ein David gegenüber einem überheblichen Goliath. Sie
ist die Sanftheit des Wassers gegenüber der Härte des Felsens. Sie ist
die Kraft des Schwachen: Ein Paradoxon und eine Bestimmung.

Meine Freunde, auch wenn wir nicht unmittelbar jene Resultate
erreichen, die wir erwarten, existiert dieser Samen schon und wartet
auf die Ankunft kommender Zeiten.

Für alle, von Herz zu Herz, den inbrünstigen Wunsch auf die sich
anbahnende gesellschaftliche Veränderung und die Hoffnung auf eine
stille Veränderung, die jenseits jedes Zwanges, jenseits jeglicher
Ungeduld, jenseits jeder gewaltvollen Bestrebung, jenseits jeder
Schuld und jeden Gefühls der Niederlage schon im tiefsten Inneren
vieler Humanisten wohnt".

Diese Rede (das Video und weiterführende Erklärungen dazu finden sich
auf der offiziellen Seite der Humanistischen Bewegung) erschien
kurioserweise weder im kompletten Werk noch auf der Seite, auf der der
Autor selbst seine gesamte schriftliche oder audiovisuell
aufgezeichnete Arbeit hinterlassen hat.

Ich für meinen Teil war dort, in der Kabine, in der ich die gesamte
Versammlung simultan gedolmetscht habe, eine ehrenamtliche Arbeit, die
mir zugefallen ist, und diese Worte am Ende eines langen Arbeitstages
zu übersetzen, war eine Erfahrung, die mir noch immer intensiv in
Erinnerung ist.

Vielleicht ist es wegen dieser Begebenheit, dass ich mich noch so gut
an diese kurze Rede erinnern kann, in der Silo es schaffte, nicht nur
einige wichtige Dinge für die Humanisten zusammenzufassen, sondern
auch, dies mit einer außerordentlichen Poesie zu tun: "die Sanftheit
des Wassers gegenüber der Härte des Felsens, die Kraft des Schwachen."

Aber das Thema, was die Humanistische Bewegung ist, bleibt heute ein
offenes. Einst sagten wir: die Bewegung ist ein Instrument, um eine
bessere Welt zu realisieren und sie wird aufhören zu existieren, wenn
diese Welt erschaffen sein wird. Wenn dem so ist, und wenn man die
Welt von heute betrachtet, wird klar, dass die Humanistische Bewegung
etwas absolut Notwendiges ist, in dieser Welt, in der immer mehr
unerwartete Aspekte der Entmenschlichung auftauchen.

Zu lange wurde die Bewegung von einigen mit den verschiedenen
Organisationsformen, die sie angenommen hat, verwechselt, auch wollte
man die Humanistische Bewegung mit der Humanistischen Bewegung
gleichsetzen, die Silo selber präziser als Universellen Humanismus
bezeichnet hat, und die die wohl ausgeprägteste Variante darstellt,
aber nicht die einzige ist, die existiert.

So findet sich beispielsweise der Name Neuer Humanismus derzeit in
sehr unterschiedlichen ideologischen, spirituellen und akademischen
Bereichen und manchmal sogar mit gegensätzlichen Standpunkten: all das
bekräftigt einfach nur die Tatsache, dass die Sorge um das menschliche
Wesen von weiten Teilen der Gesellschaft geteilt wird - und ist somit
etwas, das allen Humanisten unweigerlich Freude bereitet.

Die zusammenfassende und poetische Definition, die Silo in dieser Rede
gibt, ist meiner Meinung nach in diesem Moment äußerst aktuell, in dem
die schlimmsten Syllogismen dazu dienen, die größten Barbareien
intellektuell zu rechtfertigen, mit betrügerischer Semantik, wie uns
Noam Chomsky erinnert. Wir müssen, heute mehr denn je, unser Herz
jenseits des Hindernisses werfen und den Kampf von "David gegen
Goliath" bejahen, den Kampf der Werte gegen den Pragmatismus, des
Menschen gegen das Gesetz der Zahlen und Statistiken, der Kraft der
Utopie gegen den regierenden Realismus, der Möglichkeiten anstatt der
Resignation.

Vor allem aber müssen wir, um all das zu tun, uns an das Dokument der
Humanistischen Bewegung erinnern und es auch anwenden, in dem es
heißt:

"Zwischen den Bestrebungen der Humanisten und der Realität der
heutigen Welt ist eine Mauer entstanden. Nun ist der Moment gekommen,
diese Mauer einzureißen. Um dies zu tun, ist es nötig, alle Humanisten
auf der Welt zu vereinen".


Übersetzung aus dem Italienischen von Pressenza München


Über den Autor

Olivier Turquet schreibt seit 40 Jahren, um die Realität zu erzählen.
Er hat mit Printmedien, Radio und elektronischen Medien
zusammengearbeitet, darunter Frigidaire, Radio Montebeni, L'Umanista,
Contrasti, PeaceLink, Barricate, Oask!, Radio Blue, Azione
Nonviolenta, Mamma!. Er gründete die humanistische elektronische
Nachrichtenagentur Buone Nuove sowie die Lokalzeitung Le Bagnese Times
und war Pressesprecher verschiedener Veranstaltungen wie The
International Humanist, Firenze Gioca und dem Weltweiten Marsch für
Frieden und Gewaltfreiheit. Zur Zeit koordiniert er die italienische
Redaktion von Pressenza.


Anmerkung:

[1] Pseudonym von Mario Rodríguez Cobos
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